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In dieſem Jahre haben wir wiederum den Der: 
luſt eines langjährigen Mitgliedes zu beklagen, des 


A . 2 
Herrn Julius Lisnuch, 


der ſeit dem Jahre 1888 der Handelskammer ange— 
hörte und ſtets bemüht war, durch ſeine Thätigkeit 


in der Kammer die allgemeinen Intereſſen von Handel 
und Induſtrie unſeres Bezirks nach Kräften zu fördern. 
Wir werden ſeiner ſtets dankbar gedenken. 


Vie allgemeine Page des Handels und der Juduftrie. 


1. Einleitung. 
Thorn, im Mai 1899. 


Schmerzlich getroffen wurde im vergangenen Jahre das deutſche Volk 
durch den Tod ſeines gewaltigſten Staatsmannes, des Fürſten Bismarck, der 
drei Jahrzehnte die Geſchicke unſeres Vaterlandes geleitet hat. Nur mit 
Dankbarkeit und Verehrung wird Deutſchland immer ſeines erſten Kanzlers 
gedenken, denn erſt aus der durch Bismarcks ſtarke Hand geſchaffenen Einigkeit 
wuchs unſere wirthſchaftliche Kraft zu bisher ungeahnter Größe empor, und 
unſere heutige Stellung im Kreiſe der Völker verdanken wir im letzten Grunde 
ſeiner genialen Staatskunſt. Dies Bewußtſein ſoll uns aber nicht undankbar 
machen gegen den gleichfalls kürzlich heimgegangenen zweiten Reichskanzler 
Grafen von Caprivi, der trotz heftigſten Widerſtandes weiter Kreiſe unſere 
Handelsverträge zu Stande gebracht und damit Handel und Induſtrie für 
eine Reihe von Jahren die nothwendige Sicherheit im internationalen Verkehr 
durch Bindung der Zölle gewährleiſtet hat. Was will die vielfache Anfeindung 
dieſer Verträge bedeuten gegenüber der Thatſache, daß jeit ihrem Beſtehen 
unſere Volkswirthſchaft von Jahr zu Jahr an Bedeutung gewonnen hat, 
ſodaß wir jetzt auf dem Gebiete des auswärtigen Handels die zweite Stelle 
hinter England einnehmen? Denn auch das Jahr 1898 weiſt gegenüber 
dem Vorjahre wieder eine Steigerung der wirthſchaftlichen Thätigkeit auf, 
die in einer bedeutenden Zunahme des Exports und des inländiſchen Konſums 
zur Erſcheinung kommt. Die Beſſerung aller Verhältniſſe hat angehalten 
und es laſſen ſich erfreulicherweiſe auch jetzt noch keine Spuren entdecken, 
die auf ein Herabgehen deuten könnten. Die Induſtrie war vollauf, in 
einigen Zweigen ſogar überreichlich beſchäftigt; die Anſprüche an den Geld— 
markt waren in Folge deſſen ganz bedeutend und daher, aber auch wohl daher 
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allein, reſultirte der abnorm hohe Diskontſatz, zu dem ſich die Reichsbank 
zeitweiſe veranlaßt ſah. Nur die Textilinduſtrie hat nicht den vollen Antheil 
an dem allgemeinen Aufſchwung genommen, da ſie namentlich durch die 
Zollpolitik der Vereinigten Staaten zu leiden hatte; doch läßt ſich bei der 
Rührigkeit unſerer Induſtriellen und Kaufleute wohl erwarten, daß „Diejer 
Schaden bald durch Eröffnung neuer Abſatzgebiete geheilt wird. Daß der 
deutſche Kaufmannsſtand bei dieſem Suchen nach neuen Abſatzgebieten ſchon 
Großes geleiſtet hat, daß ſeiner Tüchtigkeit überhaupt ein Hauptantheil an 
unſerem wirthſchaftlichen Aufſchwung zufällt, wird allerſeits, vor allem von 
dem Auslande, zugegeben; um ſo befremdlicher muß es daher erſcheinen, daß 
namentlich auf agrariſcher Seite ein gewiſſes Mißtrauen gegen alles, was 
Handel heißt, fortbeſteht. 

Es iſt doch zweifellos, daß alle Erwerbszweige eines Landes in engem 
Zuſammenhange ſtehen und daß das Blühen von Handel und Induſtrie 
nicht ohne günſtige Folgen auf die Landwirthſchaft bleiben kann. Dies hat 
ja auch ſchon das vergangene Jahr gezeigt, denn wir können mit Befriedigung 
feſtſtellen, daß die Landwirthſchaft auf ein gutes Jahr zurückblickt, da die 
Preiſe ihrer Hauptprodukte Getreide, Fleiſch und Spiritus einträglich waren; 
ja ſogar die lange Zeit darniederliegenden Wollpreiſe haben einen erfreulichen 
Aufſchwung genommen, und wenn auch die Zuckerpreiſe auf einen recht 
niedrigen Stand herabgegangen ſind, ſo wurde dies durch die bei den 
vortrefflichen Einrichtungen unſerer Zuckerfabriken mögliche gute Aus— 
nutzung des Rohmaterials ſo weit ausgeglichen, daß den Landwirthen 
für ihre Zuckerrüben ein hinreichender Preis gewährt werden konnte. Auch 
unſere großen Verkehrsinſtitute, Poſt und Eiſenbahn, haben wieder einen 
Aufſchwung zu verzeichnen; bei der Eiſenbahn iſt der Verkehr nun ſchon ſeit 
Jahren derart geſtiegen, daß er ſelbſt bei intenſivſter Anſpannung aller Kräfte 
kaum mehr bewältigt werden kann. Es iſt daher gerade von der Seite der 
Eiſen bahnverwaltung das Projekt des Mittellandkanals und anderer Kanäle 
eifrig gefördert worden, was man vor einem Jahrzehnt wohl kaum für 
möglich gehalten hätte. Auch der auswärtige Handel weiſt wiederum eine 
Steigerung auf, jo hat ſich der Werth der Einfuhr von 4864 Millionen 
auf 5477, der der Ausfuhr von 3786 auf 4001 Millionen Mark vermehrt. 
Wie weit auch inländiſche Produktion und Konſumtion geſtiegen ſind, läßt 
ſich bis jetzt leider noch nicht ſagen, doch kann man erwarten, daß die mit 
großem Eifer betriebenen Produktionserhebungen des zur Vorbereitung der 
neuen Handelsverträge eingeſetzten wirthſchaftlichen Ausſchuſſes uns hierüber 
bald eine genauere Kenntniß ermöglichen werden, denn, ſoweit man bis jetzt 
erſehen kann, werden die Beſtrebungen des wirthſchaftlichen Ausſchuſſes, 
zunächſt eine zuverläſſige ſtatiſtiſche Grundlage zu gewinnen, von den Produ— 
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zenten eifrig unterſtützt. Eine ſolche Produktionsſtatiſtik wird nicht nur für 


die Handelsvertragsverhandlungen von Nutzen ſein, ſondern ſie wird auch 
ſonſt für Praxis und Theorie des Wirthſchaftslebens unſerer Nation eine 
feſte Baſis bilden können. Je überſichtlicher das Wirthſchaftsleben wird, deſto 
leichter iſt auch eine planmäßige Produktionsweiſe und deſto ſeltener und 
ſchwächer werden auch die gefürchteten Wirthſchaftskriſen werden. Hier iſt 
wohl auch ein Wort über die Induſtriekartelle am Platz. Es läßt ſich nicht 
leugnen, daß dieſe Bildungen, ſo lange ſie die ihnen durch die Vereinigung 
großer wirthſchaftlicher Kräfte erwachſende Macht mit Mäßigung gebrauchen, 
viel zu einem ruhigen Gang des Wirthſchaftslebens beitragen können und, 
wenigſtens in Deutſchland, auch beigetragen haben. In vielen Fällen iſt es 
ihnen gelungen, die ruinirende Preisdrückerei, die am Ende auch den 
Konſumenten keinen Nutzen bringt, zu beſeitigen, ohne andererſeits bei günſtigen 
Konjunkturen die Preiſe übermäßig zu erhöhen. Solange die Syndikate eine 
ſolche, Produzenten wie Konſumenten gleich vortheilhafte Preispolitik verfolgen, 
läßt ſich ſicherlich nichts gegen fie einwenden, wenn freilich durch fie der 
Einzelne wieder ein Stück Selbſtſtändigkeit einbüßt. 

Von wichtigen Reichsgeſetzen iſt vor allen das nach langen Kämpfen 
zu Stande gekommene Geſetz über die deutſche Flotte zu nennen, das die Wehr— 
haftigkeit Deutſchlands zur See gewährleiſten ſoll. Der Bedeutung, die die 
Elektrotechnik bei uns erlangt hat, iſt durch ein Geſetz über die elektriſchen 
Maßeinheiten Rechnung getragen worden. In dem Geſetz über die Angelegen— 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 iſt für uns 
namentlich der $ 126 von Wichtigkeit, wonach die Organe des Handels- 
ſtandes verpflichtet ſind, die Regiſtergerichte behufs der Verhütung unrichtiger 
Eintragungen ſowie behufs der Berichtigung und Vervollſtändigung des 
Handelsregiſters zu unterſtützen, und berechtigt ſind, Anträge zu dieſem Zwecke 
bei den Regiſtergerichten zu ſtellen und gegen Verfügungen, durch die über 
ſolche Anträge entſchieden wird, das Rechtsmittel der Beſchwerde zu erheben. 

Bei der Berathung des Geſetzentwurfs über die Abänderung des Bank— 
geſetzes, der dem Reichstag zur Zeit noch zur Beſchlußfaſſung vorliegt, hat 
ſich wiederum der Kampf um Verſtaatlichung oder Nichtverſtaatlichung der 
Reichsbank erhoben. Es wäre zu wünſchen, daß die Friſt, nach deren Ablauf 
das Reich die Bank übernehmen darf, auf 20 Jahre oder darüber erſtreckt 
werde, damit das deutſche Wirthſchaftsleben von den mit dieſen Kämpfen 
ſtets verbundenen Beunruhigungen möglichſt lange verſchont bleibe. 

Unter den preußiſchen Geſetzen des Vorjahres iſt das Geſetz über die 
Beförderung deutſcher Anſiedelungen in den Provinzen Weſtpreußen und 
Poſen, wonach der der Staatsregierung zur Verfügung geſtellte Fonds von 
100 Millionen auf 200 Millionen Mark erhöht wird, namentlich für unſeren 
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Oſten von Intereſſe; ferner erwähnen wir noch das Geſetz vom 20. April 1898, 
das die der preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom Staate als Grund— 
kapital gewährte Einlage von 20 auf 50 Millionen Mark erhöht. 

Der Geſetzentwurf über die Handelskammern des Herrn Handelsminiſters 
von Berlepſch ſcheiterte bekanntlich an der ablehnenden Haltung der Mehrheit 
des Abgeordnetenhauſes gegenüber dem Grundgedanken des Geſetzes, der 
obligatoriſchen Einrichtung von Handelskammern über das ganze Staats— 
gebiet. Die Nützlichkeit der Handelskammern für Handel und Induſtrie iſt 
jedoch immer mehr erkannt worden, und das Netz der Handelskammern wird 
daher auch ohne Zwang von Jahr zu Jahr dichter. Um jedoch bei den 
Neugründungen die nothwendige Leiſtungsfähigkeit zu ſichern, hat der Herr 
Miniſter für Handel und Gewerbe beſtimmt, daß Kammern nur für ſolche 
Bezirke zu errichten ſind, deren für ihre Zwecke in Betracht kommendes 
Gewerbeſteuerſoll mindeſtens 100000 Mark beträgt. Im Sinne dieſes Erlaſſes 
liegt es auch, daß verſchiedene Handelskammern eine Erweiterung ihres 
Geltungsgebietes nachſuchten und erhielten. Auch an uns trat die Regierung 
heran mit der Frage, ob wir eine Erweiterung unſeres Bezirkes wünſchten 
und welche Kreiſe wir hierzu für geeignet hielten. Wir hatten ſchon zu der 
Zeit, als die Einrichtung obligatoriſcher Handelskammern ins Auge gefaßt 
war, auf Anfrage des Herrn Miniſters von Berlepſch den Wunſch aus— 
geſprochen, daß unſer Bezirk die Kreiſe Thorn, Kulm, Brieſen, Löbau und 
Strasburg umfaſſen möge, und hielten dies auch jetzt noch für angezeigt, 
wozu auch, nachdem ſich die Intereſſenten der neuen Kreiſe einverſtanden 
erklärt hatten, der Herr Handelsminiſter durch Erlaß vom 30. November 1898 
ſeine Genehmigung gab. Nach dieſer miniſteriellen Verfügung hat jeder 
der neu hinzutretenden Kreiſe zwei Mitglieder zu wählen, ſodaß unſere 
Kammer jetzt im Ganzen zwanzig Mitglieder zählt. Ueber die wirthſchaft— 
lichen Verhältniſſe der neuen Kreiſe können wir, da ihr Zutritt erſt kürzlich 
erfolgt iſt, erſt im nächſten Jahre berichten; in dem vorliegenden Berichte 
beſchränken wir uns in der Hauptſache auf die Erörterung der Verhältniſſe 
des alten Handelskammerbezirks. Hier können wir zwar im Allgemeinen 
gegen das Vorjahr einen Fortſchritt konſtatiren, wenigſtens hat ſich der 
Abſatz unſerer induſtriellen Betriebe und auch vielfach der Umſatz im Handels— 
gewerbe gehoben, doch klagt man darüber, daß die Erhöhung des Rein⸗ 
gewinns hiermit nicht Schritt gehalten habe. Die hieſige Reichsbankſtelle, 
die den berechtigten Anſprüchen auf Kreditgewährung bereitwilliges Entgegen— 
kommen gezeigt hat und die ſich immer mehr als ein unentbehrlicher Faktor 
unſeres Kreditweſens erweiſt, hat ihren Umſatz von 208 auf 237 Millionen 
Mark geſteigert. Zu wünſchen wäre nur, daß die für den geſtiegenen Verkehr 
ſchon lange viel zu beſchränkten Geſchäftsräumlichkeiten eine Erweiterung 


erführen. Auch unſere übrigen Geldinſtitute blicken faſt durchgehend auf ein 
günſtiges Geſchäftsjahr zurück. Im Juli v. Is. errichtete die Norddeutſche 
Kreditanſtalt eine Agentur in Thorn, deren Geſchäftsverlauf ſich ſchon in der 
kurzen Zeit ihres Beſtehens recht befriedigend geſtaltete. Ein erfreuliches Bild 
wachſenden Wohlſtandes geben auch die Spareinlagen, die in der ſtädtiſchen 
Sparkaſſe von 3,8 auf 4,2 Millionen Mark, in der Kreisſparkaſſe von 637000 
auf 774000 Mark geſtiegen ſind. Auch der Güterverkehr Thorns hat ſich 
gehoben, wenn auch der Verkehr auf dem Hauptbahnhofe ſcheinbar einen 
Rückgang aufweiſt. Dies beruht jedoch darauf, daß über die aus Rußland 
von hieſigen Geſchäftsleuten bezogenen Futtermittel immer häufiger ſchon 
bei ihrem Eintreffen in Alexandrowo über den endgiltigen Beſtimmungsort 
verfügt wird, damit ſie den Alexandrowoer Grenztranſittarif benutzen können. 
Wenn ſonach auch thatſächlich eine Steigerung unſeres Güterverkehrs zu ver— 
zeichnen iſt, ſo iſt ſie jedenfalls nur recht mäßig geweſen, namentlich gegen— 
über dem allgemeinen wirthſchaftlichen Auſſchwung. Der Perſonenverkehr 
weiſt ſogar eine direkte Abnahme auf, denn es reiſten von den drei Bahnhöfen 
(Hauptbahnhof, Stadtbahnhof und Bahnhof Mocker) im Vorjahre nur 
362000 Perſonen ab gegen 387000 im Jahre 1897. Das ſind offenbar 
ſehr ungünſtige Symptome für Thorn, die es nöthig machen, auf baldige 
Abhilfe zu ſinnen. Eine Aenderung iſt in erſter Linie durch Vermehrung 
und Beſſerung unſerer Verkehrsanſtalten, namentlich der Eiſenbahnen, zu 
erwarten, weshalb wir auch wiederholt an den Herrn Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten herangetreten find. Wie wir ſchon früher öfter hervorhoben, iſt uns 
durch den Bau der Bahn Schönſee — Fordon — Bromberg ein Theil unſeres 
Hinterlandes entzogen worden; ein weiteres Stück unſeres Abſatzgebietes wird 
uns aber ſicherlich verloren gehen, wenn die bereits genehmigte Bahn Kulm — 
Unislaw fertiggeſtellt ſein wird. Um dieſem Schlage zu begegnen, haben 
wir den Herrn Miniſter um Fortführung dieſer Strecke über Unislaw bis 
Thorn gebeten, wobei wir nachwieſen, daß eine Rentabilität ſicher zu erwarten 
ſei. Leider erhielten wir den Beſcheid, daß der Bau einer ſolchen Bahn zur 
Zeit nicht in Ausſicht genommen worden ſei; ebenſo wurde unſer Antrag auf 
ſtaatsſeitigen Ausbau einer normalſpurigen Nebenbahn von Thorn nach 
Leibitſch abgelehnt. Dieſe Bahn war ja früher als ſchmalſpurige Kleinbahn 
gedacht, doch kam das Komitee, das die Förderung dieſer Strecke in die Hand 
genommen hatte, zu der Ueberzeugung, daß jedenfalls eine normalſpurige 
Bahn gebaut werden müſſe, da die auf ihr vorausſichtlich zur Verladung 
kommenden Transporte in der Hauptſache Maſſengüter, nämlich Ziegel, 
Getreide, Mehl und Kohlen fein würden, die die Koſten einer Umladung nicht 
tragen könnten. Die Einführung einer normalſpurigen Kleinbahn in die 
Feſtung würde aber kaum durchführbar ſein, auch erſchien die Rentabilität 
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einer ſo kurzen Strecke wegen der verhältnißmäßig hohen Generalunkoſten 
zweifelhaft, zumal da der weitere Ausbau wegen der ruſſiſchen Grenze aus— 
geſchloſſen iſt. Dagegen würden bei ſtaatsſeitigem Ausbau die allgemeinen 
Verwaltungskoſten nur ganz gering und die Strecke daher ſicher rentabel ſein; 
dabei könnte ſie auch erheblich kürzer ausgeführt werden, indem man ſie etwa 
bei Katharinenflur in die Thorn —Inſterburger Bahn einmünden laſſen würde. 
Da die Bahn rentabel, wirthſchaftlich nothwendig und nur in der letzt 
erwähnten Form durchführbar iſt, ſo geben wir die Hoffnung noch nicht auf, 
daß ſie vom Staate gebaut wird oder daß dieſer wenigſtens einen namhaften 
Zuſchuß zum Bau hergiebt. Ein weiterer bisher unerfüllter Wunſch iſt die 
Einführung des Vollbahnbetriebes auf der Strecke Thorn — Marienburg. Zwar 
hat der Herr Miniſter in Folge unſeres im Jahre 1897 geſtellten Antrages 
angeordnet, daß Ermittelungen auf dieſer Bahn vorgenommen würden, auch 
hat daraufhin die Eiſenbahndirektion Danzig einen Bericht eingereicht, doch 
iſt eine Entſcheidung bisher noch nicht getroffen worden, trotzdem ſich das 
Bedürfniß nach einer beſſeren Verbindung der Weichſelſtädte unter einander 
und mit der Provinzialhauptſtadt von Jahr zu Jahr ſtärker geltend macht. 
Ebenſowenig iſt noch bezüglich der Thorner Bahnhofsverhältniſſe, die immer 
dringender eine gründliche Abänderung erheiſchen, etwas geſchehen. Wir 
vermuthen, daß die Ablehnung unſerer Bahnprojekte mit den noch ſchwebenden 
Erörterungen über eine Umgeſtaltung der Thorner Bahnhöfe in einem für 
uns verhängnißvollen Zuſammenhange ſtehen. Wir müſſen immer wieder— 
holen, daß nur eine gründliche Umgeſtaltung uns eine wirkliche dauernde 
Abhilſe ſchaffen kann; hierzu gehört aber der Bau eines Hauptbahnhofes 
auf dem rechten Weichſelufer und die Errichtung einer neuen Eiſenbahnbrücke. 

Mit Befriedigung ſtellen wir feſt, daß die Erweiterung der Uferbahn 
jetzt vollendet iſt und daß die Stadt auch die Anſchaffung eines elektriſch 
betriebenen Krahnes beſchloſſen hat; dieſe Einrichtungen werden für unſeren 
Umſchlagsverkehr zweifellos von großem Nutzen ſein. 

Die beiden großen Kanalprojekte, der Großſchifffahrtsweg Berlin — Stettin 
und der Mittellandkanal, haben auch für uns ein hervorragendes Intereſſe. 
Wir haben wiederholt Gelegenheit genommen, uns auf das Wärmſte für die 
Durchführung des Waſſerweges Berlin — Stettin in öſtlicher Linienführung mit 
einem Seitenkanale Alt — Friedland —Küſtrin auszuſprechen. Durch dieſe Trace 
in Verbindung mit dem projektirten Teltower Kanal würde erſt der Mittel— 
landkanal für uns nutzbar werden, da fie die direkteſte Verbindung mit ihm 
herſtellen und damit die Ausſicht eröffnen würde, den Oſten und Weſten 
Deutſchlands mehr als bisher zu einem einheitlichen Wirthſchaftsgebiet umzu— 
geſtalten, wovon nach unſerer Ueberzeugung die öſtliche Landwirthſchaft den 
Hauptvortheil haben würde. Natürlich ſetzen wir dabei voraus, daß gleich— 


11 


zeitig mit der Herſtellung des Mittellandkanals und des Schifffahrtsweges 


Berlin-Stettin die Leiſtungsfähigkeit der öſtlichen Waſſerſtraßen erhöht wird, 


damit Schiffe von 600 Tonnen Ladefähigkeit auf dem ganzen Waſſerſtraßen 
netz verkehren können und Umladungen, die den Werth einer Waſſerſtraße 
bedeutend verringern, vermieden werden. Von großer Bedeutung wird der 
Ausbau der Waſſerſtraßen für uns werden, falls es uns gelingt, den Bau 
eines Holzhafens bei Thorn zu verwirklichen, worauf wir mit Sicherheit 
rechnen zu können glauben, da die Staatsregierung dem Projekte das größte 
Wohlwollen entgegenbringt und ebenſo die Holzintereſſenten die baldige Aus— 
führung dringend wünſchen. Ohne Zweifel würde durch den Hafen der 
Holzhandel größere Sicherheit und Bewegungsfreiheit erlangen, ferner würde 
aber auch an dem Hafen ſich bald eine umfangreiche Holzinduſtrie entwickeln, 
was ja für den induſtriearmen Oſten von großer Bedeutung ſein würde. 
Auf anderem Gebiete iſt ja kürzlich hier eine induſtrielle Aulage gegründet 
worden, nämlich eine Kartoffelſtärkefabrik, die jährlich ca. 600000 Zentner 
Kartoffeln verarbeiten und ſchon in dieſem Herbſte in Betrieb geſetzt werden ſoll. 

Mit Rußland hat ſich der allgemeine Verkehr Deutſchlands wieder 
gehoben und die ſegensreichen Folgen des deutjch-ruffiichen Handelsvertrages 
können von keinem Einſichtigen geleugnet werden. Wenn dabei der Thorner 
Detailhandel über die Abnahme des Verkehrs mit Rußland klagt, ſo liegt 
dies an den mannigfachen Grenzſchwierigkeiten, die hüben und drüben den 
Reiſenden gemacht werden und den Grenzverkehr immer mehr einſchränken. 
Hier wäre eine Erleichterung, die bei gutem Willen ohne Gefährdung der 
Zollſicherheit möglich wäre, dringend erwünſcht, um den Verkehr Thorns, 
das ja wegen der Nähe der Grenze nur über ein geringes deutſches Hinter— 
land verfügt, zu fördern. 

Die einzelnen Induſtriezweige weiſen zwar, wie wir oben erwähnten, 
faſt alle einen erhöhten Abſatz auf, doch iſt der dadurch gewonnene Vortheil 
durch die Steigerung der Rohmaterialienpreiſe zum Theil wieder verloren 
gegangen. 

Die Maſchinenfabriken find genügend beſchäftigt geweſen, fie klagen 
jedoch darüber, daß die Hütten- und Walzwerke zur Erledigung von Auf— 
trägen Lieferfriſten von ¼ Jahr und darüber verlangen. 

Ein recht günſtiges Reſultat weiſen unſere Schuhfabriken auf, die bei 
genügendem Angebot von Arbeitskräften ihren Abſatz haupſächlich in Rhein- 
land und Weſtfalen fanden; Beſchäftigung war ſtets vorhanden, ja es mußte 
zeitweiſe ſogar mit Ueberſtunden gearbeitet werden. 

Auch die Seifenfabriken haben ihren Abſatz erhöhen können, doch 
hatten ſie viel unter den ſich ſtetig erhöhenden Fett- und Oelpreiſen zu leiden. 

Noch weniger befriedigend war das Geſchäftsjahr für die Ziegeleibetriebe, 
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die anſtatt des erhofften Aufſchwungs ſogar die Preiſe herabgehen ſehen, 
wobei noch ungeſunde Kreditgewährung und der Mangel direkter Bahnver— 
ladung das Geſchäft ſchädigten. Die ſchon jahrelang angeſtrebte Ziegelei— 
vereinigung iſt zwar zu Stande gekommen, doch haben ſich nicht alle Betriebe 
angeſchloſſen; dennoch hofft man, der allgemein fühlbar gewordenen Pteis- 
drückerei jetzt beſſer entgegenwirken zu können. 

Der Betrieb der Honigkuchenfabriken war zufriedenſtellend, ähnlich wie 
im Jahre vorher; der Abſatz nach überſeeiſchen Ländern nimmt erfreulich zu. 

Die Spiritusinduſtrie blickt auf ein Jahr zurück mit ganz enormer 
Preishöhe, die vom April bis Oktober anhielt, um dann plötzlich herabzu— 
gehen, da der Konſum bei den hohen Preiſen ſich verringerte. Die hieſigen 
Fabriken haben einen beträchtlich höheren Abſatz gehabt, als in den früheren 
Jahren. 

Die Zuckerfabrik in Culmſee hat ihre Einrichtungen derart erweitert, 
daß ſie im Stande iſt in 24 Stunden 50000 Zentner Rüben zu verarbeiten; 
in der letzten Kampagne hat ſie ſchon durchſchnittlich 43 700 in 24 Stunden 
verarbeitet. Die Rübenernte war wegen der naſſen Felder recht ſchwierig, 
auch mangelten die Arbeitskräfte; der Zuckergehalt der Rüben war gut, wenn 
er auch den des Vorjahres, den höchſten ſeit Beſtehen der Fabrik, nicht 
erreichte. Ueber die Zukunft der deutſchen Zuckerproduktion ſchreibt die 
Culmſeeer Fabrik in ihrem letzten Jahresberichte: 

„Die Ausſichten für die Zukunft der deutſchen Zuckerfabriken ſind nicht 
glänzend. Die Rübenzuckerproduktion in Amerika ſcheint einen rapiden Auf- 
ſchwung zu nehmen, neue große Fabriken werden dort, namentlich in 
Kalifornien, errichtet. Die Verhältniſſe auf Kuba dürften ſich jetzt in nicht 
allzulanger Zeit wieder ruhiger geſtalten und damit die Zuckerproduktion 
dort wieder ſteigen. Kuba produzirte vor dem Krieg ca. 20 Millionen 
Zentner Zucker, in den letzten Jahren nur 5—7 Millionen. 

Dieſe beiden Umſtände könnten bewirken, daß Amerika in nicht zu 
langer Zeit auf europäischen Zucker gänzlich verzichten kann. Man weiß ja 
heute allerdings noch nicht, ob Amerika den Kuba Zucker gänzlich frei von 
Zoll hereinlaſſen wird — denn andererſeits würde hierdurch die neu auf— 
blühende amerikaniſche Zuckerinduſtrie zweifellos ſchwer geſchädigt. Mag dem 
aber ſein, wie ihm wolle, die deutſche Zuckerinduſtrie muß ſchweren Zeiten 
entgegengehen, ſobald die Produktion Kubas ihre alte Höhe erreicht und 
Amerika ſeine Produktion unverhältnißmäßig ſteigert.“ 

Unſere Getreidemühlen ſind durch den auf die durch die amerikaniſche 
Spekulation hervorgerufene Getreidehauſſe folgenden plötzlichen Zuſammen— 
bruch ſchwer geſchädigt worden; ſie klagen ferner über den Getreideausnahme— 
tarif nach Danzig und über die mangelhafte Qualität der 97er Ernte, die 
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fie zu Ankäuſen theuren ausländiſchen Getreides zum Zwecke der Miſchung 
zwang. Neue im Oſten entſtandene Großmühlen haben bei dem geringen 
Konſum unſerer Oſtprovinzen eine erdrückende Ueberproduktion hervorgerufen. 
Die Wiedereinführung des Staffeltarifs nach dem Weſten für Getreide und 
Mühlenfabrikate wird als dringend erwünſcht bezeichnet, doch dürften Getreide 
und Mehl keinesfalls differenziell behandelt werden, da ſonſt der Ruin unſerer 
Mühlen unausbleiblich ſein würde. 

Der Getreidehandel blickt auf ein im Allgemeinen günſtiges Jahr zurück, 
da die Preiſe verhältnißmäßig hoch waren und der Ausnahmetarif nach 
Danzig das Abſatzgebiet erweiterte. Dieſer Tarif hat für den Getreidehandel 
entſchieden günſtig gewirkt und die von uns im Vorjahre ausgeſprochenen 
Befürchtungen, daß durch ihn in den Seeſtädten ein die billigere Fracht 
ausgleichender Preisdruck entſtehen würde, iſt nicht eingetroffen. Freilich 
kann er den Staffeltarif nach dem Weſten, der eine ſtehende Forderung unſerer 
öſtlichen Landwirthſchaft und unſeres Getreidehandels geworden iſt, nicht 
erſetzen. 

Der Handel mit ruſſiſchen Futtermitteln, wofür ja Thorn ein Haupt⸗ 
ſtapelplatz geworden iſt, bewegte ſich in ruhigen Bahnen; die im Vorjahre 
gerügten Uebelſtände auf den ruſſiſchen Eiſenbahnen waren zwar noch vor— 
handen, wenn auch in geringerem Grade; die Transporte blieben aber immer 
noch über Gebühr lange aus. Der Import von Kleie hat gegen das Vorjahr 
elwas abgenommen, dagegen find bedeutend größere Quantitäten von Del- 
kuchen hierhergekommen. Einen Uebelſtand bilden die jetzigen Tariſverhältniſſe, 
die die Importeure zwingen, über ihre Waaren ſchon bei deren Ankunft in 
Alexandrowo endgiltig zu verfügen. Unſere Bemühungen, hier Abhilfe zu 
ſchaffen, ſind bis jetzt leider erfolglos geblieben. 

Der Handel mit chemiſchen Düngemitteln war im Großen und Ganzen 
günſtig, wenn auch der Nutzen wegen des immer ſtärkeren Wettbewerbes 
geringer geworden iſt. Namentlich die kleineren Düngemittelhandlungen 
werden durch die Konkurrenz der Genoſſenſchaften, die dabei noch durch den, 
Staat gegenüber den Händlern begünſtigt werden, geſchädigt. 

Der Holzhandel iſt ſeit dem Jahre 1895 ſtetig beſſer geworden; die 
Traſtenzufuhr iſt von 1270 im Jahre 1895 auf 2243 Stück im Vorjahre 
geſtiegen, und trotzdem war der Bedarf noch nicht gedeckt. Der Winter 97/98 
war für die Holzanfuhr in Rußland ungünſtig geweſen, auch war der ſchlechte 
Waſſerſtand der ruſſiſchen Weichſel und ihrer Nebenflüſſe, die noch ein reiches 
Thätigkeitsgebiet für die ruſſiſche Waſſerbauverwaltung abgeben, der Holz- 
zufuhr nachtheilig. Zur Hebung der Zufuhren unſeres Marktes würde 
namentlich das Zuſtandekommen des Holzhafens beitragen, da die Gefahren, 
denen das Holz jetzt durch oft monatelanges Umherliegen auf dem freien 
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Strom ausgeſetzt iſt, viele ruſſiſche Holzexporteure abhielt, ihr Holz über 
Thorn zu leiten. 

Die Spediteure klagen darüber, daß ſie im letzten Viertel des Vorjahres 
durch die Einführung des Stückgutſtaffeltarifs bedeutende Einbuße erlitten 
hätten; ſie wünſchen, daß konſequenter Weiſe auch eine Staffelung der Wagen— 
ladungsgüter eintritt, wie dies ja auch von uns befürwortet worden iſt. 
Ferner befürchten ſie, daß durch die beabſichtigte Verſetzung von Zucker zur 
Ausfuhr in den Spezialtarif III unſerem Umſchlagsverkehr ein ſchwerer Schlag 
zugefügt werden würde. 

Der allgemeine Aufſchwung, der in der geſammten Eiſen- und Metall- 
induſtrie im Laufe des Jahres 1898 zu verzeichnen iſt, hat auch auf den 
Thorner Handel mit Stabeiſen, Eiſenwaaren und Metallen ſeine günſtige 
Wirkung nicht verfehlt. Die aufſteigende Richtung der Preiſe hat die Kund— 
ſchaft zu größerer Kaufluſt angeregt, ſodaß der Umſatz ſich gegen das Vor— 
jahr weſentlich vergrößert hat. Immerhin wird dem Thorner Eiſenhandel 
das Geſchäft durch die Konkurrenz in Bromberg und Danzig, die über 
günſtigere Bahn- und Waſſerverbindungen verfügt, erſchwert und es find 
weitere Schädigungen durch den Bahnbau Unislaw — Kulm zu Gunſten der 
Bromberger Konkurrenz für den geſammten Handel Thorns zu erwarten. 

Das Geſchäft in Baumaterialien blieb gegen das Vorjahr nicht zurück, 
obwohl die Bauten auf der Wilhelmſtadt zum größten Theile beendigt 
waren. Es iſt dies dem größeren Abſatz nach außerhalb zuzuschreiben. 
In Folge außergewöhnlich ſtarker Beſetzung der Cementfabriken blieben dieſe 
mit den Lieferungen im Rückſtande, ſodaß ſich zeitweiſe eine ziemlich ſtarke 
Knappheit in Cement bemerkbar machte, die nicht unbedeutende Preis- 
ſteigerungen zur Folge hatte. 

Der Umſatz in Kohlen bewegte ſich hier am Orte in den Grenzen der 
Vorjahre. Die Preiſe dafür erfuhren in Folge des größeren Bedarfs der 
ſtark beſchäftigten Induſtrien wieder eine Erhöhung von 2½ Pfennig für 


den Zentner. 
2. Die Ernte. 


Die Ernte in unſerem Bezirke kann im Allgemeinen befriedigend 
genannt werden, denn Winter und Sommergetreide ſowie Hülſenfrüchte gaben 
einen mittleren Ertrag. Der bei Winterweizen und bei Gerſte auf 10 Zentner 
bei Roggen und bei Erbſen auf 7—8 Zentner für den Morgen geſchätzt 
wird. Gemenge brachte in guter Qualität eine ſo reichliche Ernte, wie ſelten 
zuvor. Rüben haben wechſelnd zwiſchen 140 und 200 Zentner für den 
Morgen ſchwankende Erträge, im Durchſchnitt etwa 169 Zentner gehabt. 
Durch den in Mitte Oktober plötzlich auftretenden Froſt haben die Rüben 
nicht gelitten, ja ſie ſind bei ſpäter eintretendem Regen noch erheblich 


15 


gewachſen ohne nennenswerthe Schädigung des Zuckergehaltes. Kartoffeln 


haben auf leichtem Boden bei ausreichender Düngung 50 —70 Zentner, auf 


gutem Boden 80—100 Zentner, im Durchſchnitt etwa 70 Zentner für den 
Morgen gebracht. Durch den Froſt haben ſie allerdings etwas gelitten; 
man wird die dadurch eingetretene Schädigung mit 10 % nicht zu hoch 
angeben. Die Heuernte kann man bei den Wieſen mit zwei Schnitten auf 
25 Zentner für den Morgen beziffern, eben jo hoch die Kleeernte, doch find 
beide Erträge durch Regen nicht unbedeutend geſchädigt worden. 


Reichsbank. 3. Gelduerkehr. 


Der Bankzinsfuß war 
vom 1. Januar bis 19. Januar: 
5 % für Wechſel, 6 % für Lombard-Darlehne, 
vom 20. Januar bis 17. Februar: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard-Darlehne, 
vom 18. Februar bis 8. April: 
3 % für Wechſel, 4 % für Lombard-Darlehne, 
vom 9. April bis 9. Oktober: 
4 % für Wechſel, 5 % für Lombard-Darlehne, 
vom 10. Oktober bis 8. November: 
5 „% für Wechſel, 6 % für Lombard-Darlehne, 
vom 9. November bis 18. November: 
5½ % für Wechſel, 6 % für Lombard-Darlehne, 
vom 19. November bis 31. Dezember: 
6 % für Wechſel, 7 % für Lombard-Darlehne, 
im Durchſchnitt des ganzen Jahres 4,267 % (3,806) für Wechſel und 
5,267 % (4,806) für Lombard-Darlehne. 
der Abſchluß der hieſigen Reichsbankſtelle weiſt nach: 


1898: 1897: 

Giro-Verkehr Einnahme . .. 82121587 Mk. 73909068 Mk. 
„ Ausgabe 82312801 „ 73667236 „ 
Giro⸗ Uebertragungen Zugang. . 37251150 „ 22886217 „ 
1 Abgang. . 35865387 „ 32029712 „ 
Platwechſel Zugang 13821601 „ 14364926 „ 
" Abgang. . 14142672 „ 14185774 „ 
Verſandtwechſel . 3615017 „ 3448223 „ 
Einzugswechſel Zugang... 16401814. „ 13455684 „ 
5 Abgang.. 16564039 „ 13337087 „ 
Lombard Darlehne Hinausgeliehen 5397800 „ 5601300 „ 
0 * Zurückgezahlt 5566700 „ 5468900 „ 
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Der Geſammtumſatz hat 237943600 Mk. gegen 208835400 Mk. im 
Jahre 1897 betragen. 

Vorſchuß-Verein zu Thorn Eingetragene Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht). Umſatz 17870000 Mk. Angekaufte Wechſel im 
Betrage von 3497 740 Mk. (3485841). Eingenommene Zinſen 48560 Mk., 
gezahlte Zinſen 17114 Mk. Mitgliederguthaben 303430 Mk. Aufgenommene 
Darlehne 297282 Mk. Spareinlagen 167843 Mk., vertheilte Dividende 
18180 Mk. = 9 % (9). Die Mitgliederzahl betrug 791, der Reſervefonds 
Ende 1898: 76915 Mk. (73439), die Spezialreſerve 28803 Mk. (22 648). 

Thorner Kredit-Geſellſchaft (G. Prowe & Co.). Aktienkapital 
unverändert 300000 Mk. Reſervefonds 9462 Mk. (8284). Wechſel wurden 
angekauft in Höhe von 3197869 Mk. (3071071). Am Schluſſe des Jahres 
blieb ein Wechſelbeſtand von 479362 Mk. (470147). Lombard-Darlehne 
wurden neu ausgegeben 114611 Mk. Depoſiten wurden neu eingezahlt 
453673 Mk. (452975). Es blieb am Schluſſe des Jahres ein Beſtand 
von 275742 Mk. (304696). Die Aktionäre erhielten eine Dividende von 
4 % (ö8 %). 

Städtiſche Sparkaſſe. Spareinlagen Ende 1897: 3813122 Mk. 
(3535938). Neue Einlagen im Jahre 1898: 1720260 Mk. (1523561). 
Gutgeſchriebene Zinſen 105765 Mk. (96803). Zurückgezahlte Einlagen 
1456933 Mk. (1343 180). Spareinlagen Ende 1898: 4182214 Mk. 
Reingewinn 28060 Mk. Reſervemaſſe Ende 1898: 195720 Mk. (180456). 
Das Vermögen der Sparkaſſe beſteht aus Inhaberpapieren im Nennwerthe 
von 1665000 Mk. (1657600), im Kurswerthe von 1670649 Mk. (1674230), 
Hypotheken 1122658 Mk. (953597), Wechſeln 208065 Mk. (102940), 
Darlehne bei Inſtituten 417618 Mk. (422830), vorübergehenden Darlehnen 
909000 Mk. (814000), dem Baarbeſtande von 49944 Mk. (25989). Am 
Jahresſchluſſe befanden ſich 8342 (7730) Sparkaſſenbücher im Umlauf. 

Culmſee'er Volksbank J. Scharwenka & Co. Aktienkapital 
unverändert 210000 Mk. Die Reſerven betrugen Ende 1898: 20015 Mk. 
(16826). Wechſel wurden angekauft in Höhe von 1605007 Mk. (1916480). 
An Depoſiten wurden eingezahlt 577941 Mk. (416786). Am Schluſſe des 
Jahres betrug der Depoſitenbeſtand 333950 Mk. (282044), der Wechjel- 
beſtand 341230 Mk. (353319). Dividende 7¼ͤ 9% (8 %). 

Vorſchuß-Verein zu Culmſee Eingetragene Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht). Mitgliederzahl Ende 1898: 277 Perſonen 
(290). Guthaben der Mitglieder 52333 Mk. (53413). Reſervefonds 3718 Mk. 
(3151). Der Geſchäftsumſatz betrug 2109225 Mk. (2185282). Wechſel 
wurden angekauft im Betrage von 921052 Mk. (971431). Auf Depofiten- 
konto find eingezahlt 83258 Mk. (114717). Dividende 7 % (7 %). 
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Volksbank zu Schönſee (Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter— 


Haftpflicht). Reſerveſonds 3717 Mk. (3472). Mitgliederantheile 15869 Mk. 
(14393). Depoſiten 112490 Mk. (83633). Spezialreſerve 750 Mk. (899). 
Wechſelbeſtand 96098 Mk. (94242). Bankdarlehne 37500 Mk. (11000). 
Reingewinn 1394 Mk. (1154). Dividende 7 % (7 Yo). 

Kreisſparkaſſe mit dem Sitze in Thorn. Einlagenbeſtand Ende 
1897: 637913 Mk. (578806). Einlagen im Jahre 1898: 443807 Mk. 
(551812). Zugeſchriebene Zinſen 18 173 M. (18600). Zurückgezahlte Ein- 
lagen 325506 Mk. (511305). Beſtand der Einlagen Ende 1897: 774388 Mk. 

Scharnauer Darlehnskaſſen-Verein (Eingetragene Genoſſenſchaft 
mit unbeſchränkter Haftpflicht). Aktiva 69352 Mi. (56884). Paſſiva 
69312 Mk. (56833). Gewinn 40 Mk. (51). Mitgliederzahl Ende 1897: 
54, Ende 1898: 55. 

Die eingeklammerten Zahlen geben die Ergebniſſe des Vorjahres an. 


4. Poſt- und Telegraphenverkehr. 


- 


Die Zahl der aufgegebenen Telegramme ijt von 87754 im Jahre 
1897 auf 91908 im Vorjahre, die der eingegangenen von 83243 auf 86103 
geſtiegen. Im Einzelnen hat der Telegrammverkehr namentlich in Thorn, 
Schönſee, Mocker, Leibitſch und Ottlotſchin zugenommen, während Culmſee, 
Podgorz und Oſtaszewo eine kleine Verminderung aufweiſen. Bei den Poſt— 
anſtalten Thorn I, II, Mocker und Podgorz hat ſich der Geſammt - Brief- 
verkehr von 7016000 auf 7673000 Stück, der Packetverkehr von 424000 
auf 450000, der Poſtanweiſungsverkehr von 272000 Stück über 14,4 Millionen 
Mark auf 289000 Stück über 15,7 Millionen Mark gehoben. Zurück 
gegangen iſt nur die Zahl der mit den Poſten reiſenden und zwar von 
355 auf 278 Perſonen. 


5. Verkehr auf der Weichſel. 


Im Jahre 1898 haben Thorn paſſirt: 
1. Von Rußland ſtromab: 


797 beladene Kähne gegen 434 im Vorjahre. 
104 leere Kähne eh 16 „ * 
19 beladene Güterdampfer 5 W „ A 
21 leere Güterdampfer 6 3 4 
— Perſonendampfer + 1 5 
36 Schleppdampſer 8 10 „ " 
2228 Holztraften „ „175 „ " 
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2. Nach Rußland ſtromauf: 


468 beladene Kähne gegen 410 
23 leere Kähne h 10 
29 beladene Güterdampfer „ 26 

8 leere Güterdampfer > 4 
20 Schleppdampfer 4 14 
2 Perſonendampfer 0 1 


3. Aus dem Inlande ſtromab: " 


118 beladene Kähne gegen 200 
77 leere Kähne r 38 
7 beladene Güterdampfer 10 93 
3 leere Güterdampfer € 3 
10 Schleppdampfer 1 2 
9 Holztraften 5 30 
4. Aus dem Inlande ſtromauf: 

141 beladene Kähne gegen 109 
24 leere Kähne 1 43 
112 beladene Güterdampfer 3 105 
3 leere Güterdampfer 5 13 
5 Schleppdampfer 5 = 
4344 gegen 3380 


Von den 4344 Waſſerfahrzeugen find in Thorn 
1. Ganz befrachtet ſtromab: 


mit Stückgütern 
„ Branntwein 
„ Rohzucker 7 


1— 3 


1 


Kähne 


— 


„ Weizen . 
„ Roggen er 
„ Gerſte a 
„ Mühlenfabrikaten * 
„ geſägtem Nutzholz Br 
„ Ziegelſteinen 195) % 
„ Feldſteinen . 
„ Holzwaaren I 
„ verarbeitetem Eiſen . 
„ Artillerie-Material 1 
„ Melaſſe . 


Kahn 5 


im 


im 


Vorjahre. 


Vorjahre. 


Dampfer. 


— 
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2. Ganz befrachtet ſtromauf: 


mit Kallſteinen 26 Kähne — Dampfer. 
„ Ziegelſteinen 19 „ — 7 
„ Stückgut Be. 4 r 
„ Kalk a 55 I 7 
„ Steinkohlen R „ 
„ Schwerſpat „„ " 
3. Ganz entlöſcht ſtromauf: 
mit Steinkohlen 35 Kähne — Dampfer. 
„ Hülſenfrüchten 4. h 1 
„ Heringen 1 „ — 5 
„ Stückgut 5 100 1 
„ Baumwollſaatmehl 5 5 
„ Oelkuchen La 5 
„ Roheiſen an — 1 
„ verarbeitetem Eiſen 3 — ir 
„ Petroleum e 1 
„ ſonſtigen Gegenſtänden 8 2 " 
n Mais 3 " " 
| „ Reis een „ 
„ Chamotteſteinen Li 2a n 
„ Roggen e Ar. " 
„ Speck 1 — # 
„ Eis 1 „ — 1 
„ Faſtage 3 | N 
„ Treber l. „ > 
4. Ganz entlöſcht ſtromab: 
mit Kleie 102 Kähne — Dampfer. 
„ Weizen 4 „ — " 
„ Roggen 3 " 
| Hülſenfrüchten TEE „ 
„ Gerſte urn " 
„ ‚anderem Getreide Aan, I " 
„ ſonſtigen Gegenſtänden It 4 1 
| „ Oelkuchen d: ; 0 
| „ Kuhhaaren Bun y 2 x 
„ Brennholz Bas Hi) me n 
„ Steinen 130 „ — 5 
„ geſalzenen Därmen Di, 2 7 
* 
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Da bereits Mitte Februar Eisgang und Hochwaſſer ſich verloren hatten, 
ſetzte die Schifffahrt ſchon um den 20. Februar ein und war Anfang März 
bereits in vollem Gange, wenn auch die Schiffe ſtromaufwärts wegen 
der immer noch recht ſtarken Strömung nur langſam vorwärts kommen 
konnten. Die Zuckerverladungen begannen hier in der 3. Märzwoche, wobei 
10—11 Pfennige für den Zentner bis Neufahrwaſſer gezahlt wurden. Es 
ſind im letzten Jahr bedeutend geringere Quantitäten Rohzucker zur Ver— 
ſchiffung gelangt und es ſteht zu befürchten, daß dieſe Mengen noch geringer 
werden, ſobald Zucker zur Ausfuhr, wie dies von der Eiſenbahnverwalt ung 
beabſichtigt wird, in den Spezialtarif ILL verſetzt werden würde. In Thorn 
ſelbſt waren im Winter 97/98 nur ca. 170000 Zentner Rohzucker eingelagert 
worden, gegenüber 500000 Zentner im Vorjahre. Als Mitte April der 
Kahnraum knapp wurde, mußten etwas höhere Zuckerfrachten bewilligt 
werden, doch ſanken ſie Anfang Mai wieder bis auf 9 Pfennige für den 
Zentner. Mitte Mai waren die Zuckerverladungen bereits vollſtändig beendet. 
Im Mai und Juni bewegte ſich der Schiffsverkehr in ruhigen Bahnen, was 
wohl hauptſächlich durch die frühe Eröffnung der Schifffahrt hervorgerufen 
wurde. Vom Juli ab bis tief in den Oktober hinein litt die Schifffahrt 
unter abnorm niedrigem Waſſerſtande, der die Kähne, namentlich in Polen, 
am Fortkommen hinderte, und wenn auch der hierdurch zeitweilig hervor— 
gerufene Mangel an Kahnraum die Frachten erhöhte, ſo war doch der 
Nutzen für die Schiffer trotzdem nur gering, da die lange Fahrt den Vortheil 
wieder aufhob. Ende Oktober trat Froſtwetter ein und trieb die Verlader 
zur Eile an, namentlich wurden die Zuckerverladungen gefördert, damit fie 
bis zum 15. November erledigt wären, da von dieſem Termin ab die Ver— 
ſicherungsgeſellſchaften die erhöhten Winterprämien berechnen. Im November 
und Dezember war die Witterung zwar noch recht milde, dennoch ruhte von 
Ende November ab die Schifffahrt ganz. Die Schiffer blicken nicht mit 
Befriedigung auf die letzte Schifffahrtsperiode zurück, da ihr Verdienſt wegen 
des ſchlechten Waſſerſtandes und aus Mangel an zu verladenden Gütern 
verhältnißmäßig knapp geweſen iſt. 


6. Eiſenbahnverkehr. 


Nach der Nachweiſung über den Güterverkehr auf dem Thorner Haupt— 
bahnhofe würden wir einen Rückgang von etwa 21000 To. zu verzeichnen 
haben; wie wir jedoch ſchon im Vorjahre berichteten, liegt der Grund dieſes 
Rückganges nur an der geänderten Dispoſition über die Verſendung der 
Futtermittel. Die von Rußland über Alexandrowo nach Thorn kommenden 
Futtermittel, Kleie und Oelkuchen, können den billigen Alexandrowoer Grenz— 
tranſittarif nur dann benutzen, wenn ſchon in Alexandrowo über ihren 
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endgültigen Beſtimmungsort verfügt wird. In Folge deſſen erſcheint nur 
ein Theil der Futtermittel, die für Thorner Rechnung importirt werden, in 
der hieſigen Güterſtatiſtik. Rechnet man die Mühlenfabrikate nicht mit, jo 
hat ſich der Geſammtgüterverkehr auf den Stationen Thorn und Mocker von 
201000 To. im Jahre 1896 auf 236000 im Jahre 1897 und 243000 To. 
im Vorjahre gehoben. Auf dem Hauptbahnhofe weiſen, abgeſehen von den 
Mühlenfabrikaten, Hafer, Gerſte, Rübſen, Hülſenfrüchte, Steinkohlen, Steine 
und Sammelgüter eine Abnahme auf, während der Verkehr in Oelkuchen, 
Mais, Zucker, Holz, Eiſen, in Eil- und Stückgütern zugenommen hat. Auf 
dem Bahnhöfe Mocker hat der Verkehr von Oelkuchen, Zucker und Holz 
etwas nachgelaſſen, während Weizen, Roggen, Spiritus, Steinkohlen, Eil— 
und Stückgüter und namentlich Steine in beträchtlich größeren Mengen 
verfrachtet worden ſind. Der Perſonenverkehr hat ſich in Mocker etwas 
vergrößert, dagegen auf den beiden Thorner Bahnhöfen vermindert. Der 
Viehverkehr bewegte ſich etwa in den Grenzen des Vorjahres, nur hat ſich 
Eingang und Verſandt von Schweinen etwas vermindert, dagegen iſt die 
Menge des Geflügels nicht unerheblich gewachſen. 


Verhandlungen der Handelskammer, 


I. Einrichtungen für Handel und Induftrie, 
1. Handels- und Induſtrie-Geſetzgebung. 


Handelsgeſetzbuch. 


Von verſchiedenen Handelsvertretungen war der Wunſch ausgeſprochen 
worden, Preußen möge von der den Landesregierungen durch $ 4 Abſatz 3 
des neuen Handelsgeſetzbuchs eingeräumten Befugniß zum Erlaß von Be— 
ſtimmungen über die Grenzen des Kleingewerbes Gebrauch machen. Unter 
dem 5. Auguſt 1898 richtete der Herr Handelsminiſter ein Rundſchreiben an 
die Handelskammern, worin er mittheilte, daß ſolche Beſtimmungen für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Handelsgeſetzbuches alsbald erlaſſen werden 
ſollten, da ein Bedürfniß hierfür aus folgenden Erwägungen anzuerkennen ſei: 

„Nach dem Artikel 10 des geltenden Handelsgeſetzbuchs iſt für die 
Frage, wer als Minderkaufmann anzuſehen iſt, im Weſentlichen der Gegen— 
ſtand des Gewerbebetriebes entſcheidend (Höker, Trödler, Hauſirer und der 
gleichen Handelsleute von geringem Gewerbebetriebe, Wirthe, gewöhnliche 
Fuhrleute und Schiffer, endlich Handwerker). 

Nach dem entſprechenden § 4 des neue Handelsgeſetzbuchs kommt es, 
abgeſehen von den Handwerkern, deren Zugehörigkeit zur Klaſſe der Minder— 
kaufleute unberührt geblieben iſt, nicht mehr auf den Gegenſtand, ſondern 
nur noch auf den Umfang des Gewerbebetriebes an. Minderkaufmann iſt 
jeder Handeltreibende, deſſen Gewerbebetrieb nicht über den Umfang des Klein 
gewerbes hinausgeht. Was als Kleingewerbe und was als Großbetrieb zu 
erachten iſt, dafür giebt das Geſetz ſelbſt keinen Anhalt. Wenn daher ſchon 
nach dem geltenden Rechte die Unterſcheidung der Minderkaufleute von den 
Vollkaufleuten Schwierigkeiten gemacht hat, ſo müſſen dieſe Schwierigkeiten 
nach dem neuen Rechte beim Mangel der den Landesregierungen vor— 
behaltenen genaueren Abgrenzung alsbald in erhöhtem Maße hervortreten. 
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Dazu kommt, daß die Sonderſtellung der Minderkaufleute im neuen 
Handelsgeſetzbuche eine weitergehende Bedeutung hat als im alten. Nicht 
bloß die Vorſchriften über Firmen, Handelsbücher, Prokuren und Handels— 
geſellſchaften — wie nach Artikel 10 —, ſondern auch gewiſſe Vorſchriften 
über die Handelsgeſchäfte finden nach § 351 des neuen Handelsgeſetzbuchs 
auf die Minderkaufleute keine Anwendung. Nach dem geltenden Rechte iſt 
ferner die Eintragung im Handelsregiſter für die Frage, ob Jemand Voll— 
kaufmann oder nur Minderkaufmann iſt, nicht von Belang; auch dem ein— 
getragenen Geſchäftsmanne ſteht im Streitfalle der Nachweis offen, daß er 
nur Minderkaufmann und als ſolcher zu Unrecht eingetragen ſei. Nach $ 5 
des neuen Geſetzbuchs kann dagegen derjenige, deſſen Firma im Handels 
regiſter eingetragen iſt, nicht geltend machen, daß ſein Gewerbebetrieb unter 
8 4 falle. Andererſeits entſteht bei den im § 2 bezeichneten Gewerbe— 
treibenden die Kaufmannseigenſchaft erſt durch die Eintragung im Handels- 
regiſter. Da aber Minderkaufleute von der Eintragung ausgeſchloſſen ſind, 
jo wird den in § 2 bezeichneten Gewerbetreibenden die Erlangung der 
Kaufmannseigenſchaft unmöglich, wenn ihr Gewerbebetrieb zu Unrecht als 
unter § 4 fallend erachtet wird. 

Iſt hiernach ein Fehlgriff in der Unterſcheidung des Minderkaufmanns 
von dem Vollkaufmann nach dem neuen Rechte von weit größerer Trag— 
weite als bisher, ſo darf die für dieſe Unterſcheidung maßgebende Frage, wie 
die Grenze zwiſchen Kleinbetrieb und Großbetrieb zu ziehen iſt, nicht lediglich 
der Entſcheidung der einzelnen Regiſtergerichte überlaſſen werden; es bedarf 
vielmehr, wie bereits in der Denkſchrift zum Entwurfe des neuen Handels- 
geſetzbuchs (Hahn's Materialien, fortgeführt von Mugdan Bd. 6, S. 201) 
vorgeſehen iſt, beſtimmter, allgemein bindender Vorſchriften hierüber. Der 
Erlaß ſolcher Vorſchriften erſcheint auch deshalb erforderlich, weil durch 
$ 126 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vom 17. Mai 1898 (R.-G.-Bl. S. 189) den Organen des Handelsſtandes 
die Mitwirkung bei der Führung des Handelsregiſters mit ſelbſtſtändigem 
Beſchwerderechte eingeräumt iſt und bei dieſer Mitwirkung ſich fortwährend 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Gerichten und den Handelskammern 
über die Grenzen des Klein- und Großbetriebes ergeben müſſen, ſolange nicht 
dieſe Grenzen in einer beide Theile bindenden Weiſe feſtgeſtellt ſind. 

Die Abgrenzung hat nach $ 4 Abſatz 3 auf der Grundlage der nach dem 
Grundumfange bemeſſenen Steuerpflicht und in Ermangelung einer ſolchen 
Beſteuerung nach anderen Merkmalen zu erfolgen. In Preußen iſt demgemäß 
die Steuerklaſſen-Eintheilung des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 
(G.⸗S. S. 205) zu Grunde zu legen. Dieſe Eintheilung wird aber für ſich 
allein nicht genügen. Die Steuerklaſſen I-III werden zwar wohl unbedenklich 
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dem Großbetriebe und andererſeits die nach § 7 dieſes Geſetzes von der 


Gewerbeſteuer befreiten Betriebe ebenſo unbedenklich dem Kleingewerbe zu 
gerechnet werden können. Dagegen werden die Betriebe der Steuerklaſſe IV 
insgeſammt weder der einen noch der anderen Kategorie unterſtellt werden 
dürfen, vielmehr wird hier eine weitere Klaſſifizirung nach anderen Merkmalen 
eintreten müſſen.“ 

Zum Schluß forderte der Herr Miniſter die Handelsvertretungen auf, 
dieſe Angelegenheit, die — abgeſehen von dem beſonderen Intereſſe, das fie 
für die Handelskammern im Hinblick auf die Abgrenzung der für ſie wahl— 
berechtigten und beitragspflichtigen Perſonen beſitze — für den Handel und 
den Handelsſtand von hoher Bedeutung ſei, zu prüfen und ihm vor dem 
J. Januar 1899 diejenigen Vorſchläge zu unterbreiten, zu denen fie dabei 
gelangen würden. 

Wir erwiderten unter dem 6. Dezember, daß wir nach eingehender 
Prüfung der Angelegenheit es für beſſer hielten, wenn man von einem Erlaß 
von Beſtimmungen zur Abgrenzung des Kleingewerbes, wie ihn § 4 Abſatz 3 
des neuen Handelsgeſetzbuchs zulaſſe, abſehen würde, und begründeten dies 
in nachſtehender Ausführung: 

„So wünſchenswerth es wäre, ein ſicheres Kriterium zur Scheidung der 
Kleingewerbetreibenden von den Vollkaufleuten zu beſitzen, ſo ſtehen der Feſt— 
legung genauer Grenzen doch mannigfache Schwierigkeiten und Bedenken 
entgegen. So würde vor allem bei Zugrundelegung des preußiſchen Gewerbe— 
ſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 die Feſtſtellung einheitlicher Grundſätze 
für das Reich, wie dies im Intereſſe von Handel und Verkehr doch wünſchens 
werth wäre, nicht möglich ſein. 

Wenn man aber auch dieſes Bedenken fallen laſſen würde, ſo ſcheint 
es uns doch unzweckmäßig, unter Zugrundelegung des Gewerbeſteuergeſetzes — 
ganz abgeſehen von der Frage, ob dieſes Geſetz überhaupt die Steuerpflicht 
nach dem Geſchäftsumfange bemißt — die Grenzen des Kleingewerbes ein 
für allemal feſtzuſetzen. Es iſt zwar ohne Weiteres zuzugeben, daß, wenn 
überhaupt Beſtimmungen erlaſſen werden ſollen, die Grenzlinie zwiſchen Voll— 
kaufleuten und Minderkaufleuten durch die Steuerklaſſe IV durchgehen müßte; 
es ſind aber alle aus dem Gewerbeſteuergeſetz zu entnehmenden Merkmale — 
und nur ſolche können nach $ 4 Abſ. 3 des neuen Handelsgeſetzbuches in 
Frage kommen — zur Eintheilung nicht geeignet. Die Scheidung nach der 
Höhe des Steuerſatzes, die ja zunächſt liegen würde, iſt ſchon deshalb zurück— 
zuweiſen, weil die Geſichtspunkte, nach denen die Steuerausſchüſſe die auf— 
zubringende Gewerbeſteuer unter die Mitglieder der Steuergeſellſchaft vertheilen, 
in den einzelnen Kreiſen verſchieden und auch in ein und demſelben Kreiſe 
wechſelnd ſind. Der jährliche Ertrag bietet aber ebenſowenig wie der Werth 
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des Anlagen und Betriebskapitals, zumal bei der großen Schwierigkeit genauer 
Feſtſtellung dieſer Beträge, einen brauchbaren Maßſtab, da der Umfang von 
Betrieben mit gleichen Erträgen oder mit gleichem Anlage- und Betriebs— 
kapital ganz verſchieden ſein kann. 

Wie aber auch die Beſtimmungen getroffen Waden mögen, immer 
werden ſie bewirken, daß ein Theil der Betriebe, für die die Anwendung des 
Rechts der Vollkaufleute erwünſcht ſein würde, ausgeſchloſſen werden und 
andererſeits Geſchäfte, bei denen eine geordnete Buchführung weder nöthig 
noch durchführbar iſt, hierzu gezwungen werden. Nur die Entſcheidung von 
Fall zu Fall kann ſolche Uebelſtände beſeitigen, und es iſt mit Beſtimmtheit 
zu erwarten, daß die durch § 126 des Geſetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit den Handelsorganen gewährte Mitwirkung bei der 
Führung des Handelsregiſters den Erfolg haben wird, daß nur ſolche 
Geſchäfte, die wirklich einen kaufmänniſch eingerichteten Betrieb erfordern, 
eingetragen werden und daß dieſe Betriebe auch ſämmtlich zur Eintragung 
gelangen.“ 

Wie bisher durch Art. 20 des noch in Kraft ſtehenden Handelsgeſetzbuchs, 
jo iſt durch § 30 des neuen Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 (R.-G. Bl. 
S. 219) der Schutz des Rechts zur ausſchließlichen Führung einer ein— 
getragenen Firma auf den Bezirk des Orts der Handelsniederlaſſung beſchränkt. 
Doch iſt in Berückſichtigung des Umſtandes, daß die Straßenzüge benachbarter 
Orte vielfach in einander übergehen, den Landesregierungen vorbehalten, Beſtim— 
mung dahin zu treffen, daß benachbarte Orte oder Gemeinden als ein Ort 
oder als eine Gemeinde im Sinne des Firmenrechts anzuſehen ſeien. 

Wir wurden daraufhin aufgefordert, uns zu äußern ob und für welche 
Orte unſeres Bezirkes ein Bedürfniß für eine ſolche Beſtimmung beſtehe. 
Wir berichteten darauf an den Herrn Regierungspräſidenten, daß in unſerem 
Bezirke nur für die Orte Thorn und Mocker ein ſolches Bedürfniß vorhanden 
ſei, da ſie eng benachbart ſeien, ziemlich verwickelte Grenzen beſäßen und 
ihre Straßenzüge in einander übergingen. 


Geſetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


Unter dem 11. Auguſt 1898 erließ der Herr Miniſter für Handel 
und Gewerbe nachſtehendes Rundſchreiben an die Handelsvertretungen: 

„Nach § 126 des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai d. J. (R.-G. Bl. S. 189) find die Organe 
des Handelsſtandes verpflichtet, die Regiſtergerichte zur Verhütung unrichtiger 
Eintragungen ſowie zur Berichtigung und Vervollſtändigung des Handels— 
regiſters zu unterſtützen; ſie ſind berechtigt, Anträge zu dieſem Zweck bei den 
Regiſtergerichten zu ſtellen und gegen Verfügungen, durch die über ſolche 


Anträge entſchieden wird, das Rechtsmittel der Beſchwerde zu erheben. Die 
näheren Beſtimmungen ſind von den Landesregierungen zu treffen. 

In Preußen find die Handelskammern und die in § 44 des Geſetzes 
über die Handelskammern vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 1897 
(G.⸗S. S. 355) bezeichneten kaufmänniſchen Korporationen diejenigen Organe, 
welchen die Mitwirkung bei der Regiſterführung für ihren Bezirk zu über— 
tragen ſein wird. Der Herr Juſtizminiſter hat zur Erwägung geſtellt, ob 
nicht zur Regelung dieſer Mitwirkung weitere Vorſchriften zu erlaſſen ſein 
möchten. Insbeſondere kommt in Frage, ob und inwieweit zur Verhütung 
unrichtiger Eintragungen und zur Berichtigung und Vervollſtändigung des 
Handelsregiſters den Regiſtergerichten eine Mittheilung der Eintragungen an 
die Handelsvertretungen vorzuſchreiben und dieſen letzteren die Verpflichtung 
aufzuerlegen wäre, die zu ihrer Kenntniß gelangenden Fälle unrichtiger und 
unvollſtändiger Eintragungen oder unterbliebener Anmeldungen den Regiſter 
gerichten anzuzeigen. 

Ich erſuche die Handelsvertretungen, ſich vor Ablauf des Jahres 1898 
über dieſe Frage und die für die Mitwirkung der Handelsorgane bei der 
Regiſterführung ſonſt etwa in Betracht kommenden Fragen zu äußern.“ 

Wir erwiderten darauf, daß die ins Auge gefaßten näheren Beſtimmungen, 
wonach den Regiſtergerichten eine Mittheilung der Eintragungen an die 
Handelsvertretungen vorzuſchreiben und dieſen letzteren die Verpflichtung auf— 
zuerlegen wäre, die zu ihrer Kenntniß gelangenden Fälle unrichtiger und 
unvollſtändiger Eintragungen oder unterbliebener Anmeldung den Regiſter— 
gerichten anzuzeigen, uns durchaus zweckmäßig erſchienen; wir ſeien auch 
überzeugt, daß die Handelsvertretungen die ihnen auferlegten Pflichten gern 
und gewiſſenhaft erfüllen würden. Um ſie jedoch in den Stand zu ſetzen, 
eine genaue Kontrolle über unterlaſſene Anmeldungen auszuüben, werde es 
ſich empfehlen, die Gemeindebehörden anzuweiſen, den Handelsvertretungen 
in regelmäßigen Zwiſchenräumen Mittheilungen über die neu errichteten und 
über die aufgelöſten Gewerbebetriebe des betreffenden Bezirkes zukommen zu 
laſſen. 


Geſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs. 


Der Vorſtand des Zentralverbandes deutſcher Kaufleute hatte in einer 
Petition an den Bundesrath gebeten, der im Verkehr mit Stearinkerzen 
beſtehenden Unſicherheit, ſowie der Möglichkeit der Täuſchung des Publikums 
im Einzelverkehr dieſer Waarengattung durch eine auf Grund des § 5 Abſ. 1 
des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs vom Bundesrathe 
zu erlaſſende Verordnung entgegenzutreten, durch welche die Verpflichtung 
begründet werden ſolle, daß auf den Packeten 
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a) das Nettogewicht der darin enthaltenen Kerzen, 
b) die Qualität der Kerzen (ob Prima-, Sekunda- oder Tertia— 
Lichte) 
anzugeben ſei. Den Bedürfniſſen des Verkehrs werde am meiſten dadurch 
entſprochen, daß als Regel die Packung von ½ kg Netto-Inhalt vorgeſchrieben 
und beſtimmt werde, daß andere Packungen immer ein durch 500 g theil— 
bares Gewicht haben müßten. 

In Folge dieſer Eingabe richtete der Herr Handelsminiſter ein Rund— 
ſchreiben an die Handelskörperſchaften, worin er bemerkte, daß der § 5 des 
betreffenden Geſetzes keine rechtlichen Grundlagen für die Beſtimmungen biete, 
durch die Qualitätsangaben im Einzelverkehr vorgeſchrieben würden; er erſuche 
daher, ſich bloß darüber zu äußern, ob und inwieweit der Anregung hinſichtlich 
des Punktes a weitere Folge zu geben ſein möchte. Wir berichteten darauf, 
daß wir es im Intereſſe des Publikums und des reellen Handels mit Stearin— 
kerzen für wünſchenswerth hielten, wenn vom Bundesrathe gemäß § 5 des 
Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs eine Verordnung 
erlaſſen würde, wonach im Verkehr mit Stearinkerzen auf den Packeten das 
Nettogewicht der darin enthaltenen Kerzen anzugeben ſei. Dagegen gehe 
die Forderung, daß als Regel die Packung von ½ kg vorgeſchrieben und 
beſtimmt werde, daß andere Packungen immer ein durch 500 g theilbares 
Gewicht haben müßten, zu weit, da ſchwerere Packete als zu ½ kg über— 
haupt nicht üblich ſeien, bei geringeren Qualitäten aber eine leichtere Packung 
jetzt allgemein im Gebrauch ſei. Zum Schutze des Publikums werde ja auch 
die Angabe des Nettogewichts vollſtändig hinreichend und die Vorſchrift 
eines beſtimmten Gewichts daher überflüſſig ſein. 

Mitte Januar dieſes Jahres forderte der Herr Handelsminiſter die 
Kammern auf, die Frage zu prüfen, ob vom Standpunkte der Produktion 
wie des Handels aus eine Vorſchrift erwünſcht ſei, daß der Handel mit 
Brennſtoffen, insbeſondere mit Briketts, Steinkohlen, Braunkohlen und Koks 
ſich nach Gewicht zu vollziehen habe. Wir bejahten dieſe Frage, baten aber, 
auch Torf unter die nach Gewicht zu verkaufenden Brennſtoffe aufzunehmen. 

Geſetz über die Bandelskammern 

24. Februar 1870 

19. Auguſt 1897. 

Nach 8 30 des Geſetzes über die Handelskammern ſind dieſe befugt, 
zur Deckung der Koſten von Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die für 
einzelne Theile des Handelskammerbezirks oder für einzelne Betriebszweige 
ausſchließlich beſtimmt ſind, oder ihnen vorzugsweiſe zu Gute kommen, die 
Beitragspflichtigen dieſer Bezirkstheile oder Betriebszweige zu beſonderen 
Beiträgen heranzuziehen. Derſelbe Paragraph beſtimmt in Abſatz 2, daß zur 
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Verwaltung ſolcher Einrichtungen Vertreter der betheiligteu Bezirkstheile oder 
Betriebszweige in angemeſſener Zahl heranzuziehen ſind; auch kann die 
Verwaltung örtlichen oder fachlichen Ausſchüſſen übertragen werden, die aus 
Mitgliedern der Handelskammer und Vertretern der betheiligten Bezirkstheile 
oder Betriebszweige zu bilden find. In einem Einzelfalle iſt es nun zweifel- 
haft geweſen, ob der angeführte Paragraph auch dann Geltung habe, wenn 
die fraglichen Anſtalten von Dritten verwaltet werden. Der Herr Miniſter 
für Handel und Gewerbe hat darauf folgende prinzipielle Entſcheidung gefällt: 


„Nach § 38 Abſatz II des Handelskammergeſetzes iſt die Handels— 
kammer befugt, Anſtalten, Anlagen und Einrichtungen, die die Förderung 
von Handel und Gewerbe, ſowie die techniſche und geſchäftliche Ausbildung, die 
Erziehung und den ſittlichen Schutz der darin beſchäftigten Gehilfen und 
Lehrlinge bezwecken, nicht nur zu begründen, ſondern auch zu unterſtützen. 
Im ganzen ſachlichen Umfange dieſer Beſtimmung iſt eine Mehrbelaſtung 
gemäß § 30 des Geſetzes zuläſſig. Sind alſo Anſtalten, Anlagen und Ein— 
richtungen für einzelne Theile des Handelskammerbezirks oder für einzelne 
Betriebszweige ausſchließlich beſtimmt oder kommen ſie ihnen vorzugsweiſe 
zu Gute, jo dürfen zur Deckung der entſtehenden Koſten die Beitrags- 
pflichtigen dieſer Bezirkstheile oder Betriebszweige nach vorheriger Anhörung 
zu beſonderen Beiträgen auch dann herangezogen werden, wenn dieſe Anſtalten ꝛc. 
von Dritten verwaltet werden. Dem Abſatz II des § 30 wird die Handels— 
kammer dadurch entſprechen können, daß ſie die Unterſtützung davon abhängig 
macht, daß bei der Verwaltung der Anſtalt eine Vertretung des belaſteten 
Bezirks oder Betriebszweiges mitwirkt.“ 


Unter dem 19. Oktober hat der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe 
den Handelskammern eröffnet, daß ſie die gemäß § 39 Abſatz 1 des Geſetzes 
über die Handelskammern alljährlich ſpäteſtens Ende Juni über die Lage 
und den Gang des Handels während des vorher gegangenen Jahres zu 
zu erſtattenden Berichte über ein von dem Kalenderjahr abweichendes 
Geſchäftsjahr, das die erſten Monate des laufenden Jahres mit umfaßt, 
erſtatten dürfen. . 5 


Nach einer miniſteriellen Entſcheidung iſt die Errichtung von Handels— 
kammern mit kleinen Bezirken im Allgemeinen nicht erwünſcht, da abgeſehen 
von anderen Bedenken auch die geringe Leiſtungsfähigkeit ſolcher Kammern 
dagegen ſpreche. Ausreichende Leiſtungsfähigkeit könne nach den bisherigen 
Erfahrungen bei einer Handelskammer nur vorausgeſetzt werden, wenn die 
ſtaatlich veranlagte Gewerbeſteuer, die mit Zuſchlägen für die Zwecke der 
Handelskammer belegt werden dürfe, mindeſtens 100000 Mk. erreiche. Die 
Errichtung einer Handelskammer, deren Steuerkraft unter dieſer Grenze bleibe, 
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könne daher nur in beſonders gearteten Ausnahmefällen ins Auge gefaßt 
werden. 

Geſetzentwurf über die privaten 

verſicherungsunternehmungen. 

Die Handelskammer nahm in ihrer Sitzung vom 14. Februar 1899 
Stellung zu dem Entwurf eines Geſetzes über die privaten Verſicherungs— 
unternehmungen. Der Geſetzentwurf beſchränkt ſich auf die Regelung der 
öffentlich rechtlichen Seite des Verſicherungsweſens und behält die dem 
bürgerlichen Recht anheimfallende Ordnung des Rechts des Verſicherungs— 
vertrages einem beſonderen Geſetze vor. Die Kammer war der Meinung, daß 
der Entwurf entſchieden als ein Fortſchritt zu betrachten ſei, der ſowohl den 
Verſicherern als den Verſicherten zum Vortheile gereichen werde. Staats- 
aufſicht und damit verbundenes Konzeſſionsſyſtem ſeien zu billigen; auch ſei 
es zweckmäßig, daß zunächſt die verwaltungsrechtlichen Beziehungen des 
Verſicherungsweſens geordnet würden, wobei allerdings vorausgeſetzt werde, 
daß das Recht des Verſicherungsvertrages und die ſteuerliche Behandlung 
der Verſicherungsanſtalten und des Verſicherungsgeſchäftes ſpäter geſetzlich 
geregelt werden würden. Für bedenklich hielt ſie den § 7 des Entwurfs, 
wonach die Erlaubniß zum Geſchäftsbetriebe verſagt werden darf, wenn vom 
Standpunkte des Gemeinwohls Bedenken gegen den Zweck oder die Ein— 
richtung des Unternehmens zu erheben ſind. Dieſe Bedingung ſcheine wegen 
ihrer unbeſtimmten Tragweite bedenklich, und es ſeien daher an deren Stelle 
beſſer Normativbeſtimmungen zu ſetzen. Ferner bemängelte die Kammer den 
§ 71, nach dem die Entſcheidungen des Privatverſicherungsamtes endgiltig 
ſein ſollen; eine Rekursinſtanz müſſe auf alle Fälle feſtgeſtellt werden. 


2. Sonſtige Induſtrie- und Handels angelegenheiten. 
Deutſcher Handelstag. 

Ueber die Sitzung des Deutſchen Handelstags vom 14. März 1898 
haben wir ſchon im Vorjahre berichtet. Dem Geſchäftsbericht des Ausſchuſſes 
an den 25. Deutſchen Handelstag für die Zeit ſeit dem am 14. März 1898 
abgehaltenen 24. Deutſchen Handelstage entnehmen wir Nachſtehendes: 

„Dem Deutſchen Handelstage traten bei die Handelskammern zu Fried— 
berg, Brandenburg, Ruhrort, die Handels- und Gewerbekammer zu Saalfeld, 
die Handelskammer zu Potsdam und an Stelle des ehemaligen Königlichen 
Kommerz⸗Kollegiums und der ehemaligen Aelteſten der Kaufmannſchaft die 
Handelskammern zu Altona und Magdeburg. — Der Handelstag hat nun— 
mehr 162 Mitglieder und vereinigt außer einigen freiwilligen induſtriellen 
und kaufmänniſchen Vereinigungen ſämmtliche zur Vertretung von Induſtrie 
und Handel geſetzlich berufene Körperſchaften mit Ausnahme nur der Handels— 
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kammer zu Swinemünde und der eigenartig organiſirten Gewerbekammer zu 
Weimar. 

Der Ausſchuß beſchloß am 2. Dezember, auf dem am 5. Mai 1879 
eingenommenen Standpunkt zu bleiben, nach dem in Zukunft nur ſolche 
Vereine in den Handelstag aufzunehmen ſind, die für ihren Bezirk in Er— 
mangelung einer zur Vertretung von Handel und Gewerbe geſetzlich berufenen 
Körperſchaft als Erſatz einer ſolchen gelten können. Bei dieſer Gelegenheit 
wurde zur Sprache gebracht, ob nicht einer ſolchen Selbſtbeſchränkung des 
Handelstages die Enthaltung der Handelskammern und verwandten Körper 
ſchaften von dem Beitritt zu Verbänden entſprechen würde, die dieſelben 
Gebiete wie der Handelstag bearbeiten und keine Fachverbände ſeien. Eine 
bindende Verpflichtung nach dieſer Richtung hin ſolle jedoch vom Handels 
tag ſeinen Mitgliedern nicht auferlegt werden. Der Meinung, daß eine Handels 
kammer ſehr wohl wegen ihrer Handelsintereſſen zum Handelstag, wegen 
ihrer induſtriellen Intereſſen zu anderen Verbänden ſich halten könne, wurde 
der Hinweis darauf entgegengeſetzt. daß der Handelstag wie auch die einzelnen 
Handelskammern ebenſo ſehr die Induſtrie wie den Handel vertrete. 

Seitdem der Deutſche Handelstag am 1. Januar 1898 die Zeitſchrift 
„Handel und Gewerbe“ übernommen hatte, wurde Anfang Oktober zum erſten 
Mal ein Jahrgang vollendet. Aus dieſem Anlaß wurde zur weiteren 
Werbung für die Zeitſchrift ein Rundſchreiben verfaßt und in umfaſſendem 
Maße verbreitet, in dem es unter Hinweis auf das ausführliche ſyſtematiſche 
Inhaltsverzeichniß hieß: „Ohne Uebertreibung kann geſagt werden, daß in 
Bezug auf die Handels- und Gewerbepolitik im weiteſten Sinne nirgendwo 
ein jo reichhaltiges Material in jo überſichtlicher Weiſe vereinigt wird, wie 
in der Zeitſchrift.“ Wenn die Mitglieder des Handelstags durch reichliche 
Zuſendung von Sitzungsberichten, Gutachten u. ſ. w. dies ermöglicht haben, 
ſo erfüllte ein Theil von ihnen auch bereitwillig die Bitte des Präſidiums, 
mittels jenes Werbeſchreibens zu Gunſten der Zeitſchrift zu wirken. Dem— 
gemäß hat ſich auch die Verbreitung der Zeitſchrift in erheblichem Maße 
geſteigert. Während die Zahl der Abonnenten zur Zeit, als der Handelstag 
die Zeitſchrift übernahm, nur 988 betrug, iſt ſie jetzt auf 2019 geſtiegen. 
Insbeſondere hat ſich auch erfreulicherweiſe die Zahl derjenigen Handels— 
kammern u. ſ. w. vermehrt, welche die Zeitſchrift für alle ihre Mitglieder 
beziehen. Es ſind dies jetzt 57. Immerhin bilden dieſe Körperſchaften doch 
erſt / derer, die zur Vertretung von Induſtrie und Handel geſetzlich berufen 
ſind. Es iſt daher dringend zu hoffen, daß ihre Zahl ſich immer mehr ver— 
größere und ſchließlich alle geſetzlichen Vertretungskörperſchaften umfaſſe. Erſt 
dann wird das Ziel, das bei Uebernahme der Zeitſchrift durch den Handels- 
tag vorſchwebte, als völlig erreicht gelten können. 
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Der Ausſchuß beſchäftigte ſich am 2. Dezember mit dem vom Deutſchen 
Verband für das kaufmänniſche Unterrichtsweſen beim Bundesrath geſtellten 
Antrag, es möge bei der Prüfung vor den Kommiſſionen zur Erlangung des 
Einjährig-Freiwilligen-Zeugniſſes ein Erſatz von allgemein bildenden Gegen 
ſtänden durch fachliche Gegenſtände zugelaſſen werden. Es wurde beſchloſſen 
ein eigenes Vorgehen zur Zeit zu unterlaſſen. 5 

Einem Wunſche der Handelskammer zu Düſſeldorf entſprechend ver— 
anſtaltete das Präſidium auf Beſchluß des Ausſchuſſes vom 16. Januar bei 
den Mitgliedern eine Umfrage betr. Vorträge für Kaufleute. Die Angelegenheit 
iſt noch nicht zum Abſchluß gelangt. 

Wegen der damals bevorſtehenden, am 1. Oktober inzwiſchen erfolgten 
Einführung eines Staffeltarifs für Stückgüter veranſtaltete das Präſidium 
am 28. Mai bei den Mitgliedern des Ausſchuſſes eine Umfrage, die jedoch 
nicht zu weiteren Schritten führte. In der Ausſchußſitzung vom 3. Dezember 
wurde zur Sprache gebracht, daß in Bezug auf jene Maßregel die zur Vertretung 
von Handel und Gewerbe geſetzlich berufenen Körperſchaften nicht in hinreichendem 
Maße gehört worden ſeien, und es wurde der Antrag geſtellt, Erhebungen 
hierüber zu veranſtalten und gegebenen Falles den preußiſchen Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten für die Zukunft um ausgiebigere Berückſichtigung jener 
Körperſchaften zu bitten. Dieſer Antrag wurde jedoch abgelehnt. 

Der Ausſchuß erklärte ſich am 3. Dezember für Aufhebung des Wagen⸗ 
ſtandgeldes für Sonn- und Feſttage. Dazu bemerkte die Handelskammer zu 
Wiesbaden, die nur für Ermäßigung des Wagenſtandgelds für Sonn— und 
Feſttage eintritt, daß die Angelegenheit auf die Tagesordnung der Plenar- 
verſammlung geſetzt werden möge, da die Bedeutung der Frage dies erheiſche 
und die meiften Handelskammern nicht auf dem vom Ausſchuß eingenommenen 
Standpunkt ſtehen dürften. Hierüber berieth der Ausſchuß am 16. Januar, 
beſchloß jedoch an ſeinem Standpunkt feſtzuhalten und erklärte eine Behandlung 
der Angelegenheit durch die Plenarverſammlung für nicht erforderlich. In 
Folge deſſen richtete das Präſidium entſprechende Eingaben an die Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen der größeren Bundesſtaaten. 

Auf Beſchluß des Ausſchuſſes vom 16. Januar richtete das Präſidium 
an die Eiſenbahnverwaltungen der größeren Bundesſtaaten Eingaben, die ſich 
gegen eine kürzlich vorgenommene Verkürzung der Ladefriſten wendeten. Dem 
Antrag mehrerer Handelskammern auf Behandlung der Angelegenheit durch 
die Plenarverſammlung glaubte der Ausſchuß nicht folgen zu ſollen. 

Ueber die Schritte, die das Präſidium in der zur Erörterung ſtehenden 
Frage, ob in Preußen die Waſſerbauverwaltung dem Miniſterium für Land— 
wirthſchaft, Domänen und Forſten zu unterſtellen ſei, gethan hat, wurde den 
Mitgliedern am 16. Juni Bericht erſtattet. Der Ausſchuß beſchloß am 
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2. Dezember, der bevorſtehenden Plenarverſammlung zu empfehlen, ſich gegen 
die Uebertragung der Waſſerbauverwaltung an das Landwirthſchaftsminiſterium 
zu erklären. Der Entwurf einer ſolchen Erklärung iſt bereits am 5. Januar 
dem Staatsminiſterium und den betheiligten Miniſtern zugeſtellt worden. 

Entſprechend dem in der Plenarverſammlung vom 14. März vom 
Handelstag geäußerten Wunſche iſt das Geſetz zur Ergänzung der Geſetze, 
betreffend Poſtdampfſchiffsverbindungen mit überſeeiſchen Ländern, am 
13. April 1898 erlaſſen worden. 

Die in der Plenarverſammlung vom 14. März vom Handelstag 
abgegebenen Erklärungen und Vorträge der Berichterſtatter, betr. Verlängerung 
des Privilegiums der Reichsbank und Vorbereitung und Grundſätze neuer 
Handelsverträge, wurden der Zeitſchrift „Handel und Gewerbe“ als Anlage 
beigegeben und als Sonderabdruck dem Bundesrath und höheren Beamten 
des Reichs und einiger Bundesſtaaten ſowie den Mitgliedern des Reichstags 
und der Parlamente der größeren Bundesſtaaten zugeſtellt, außerdem noch 
in etwa 28000 Exemplaren durch Vermittelung der Mitglieder des Handels 
tags verbreitet. Der vorliegende Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Abänderung des Bankgeſetzes vom 14. Mai 1875, entſpricht der Erklärung 
des Handelstags gegen eine Verſtaatlichung der Reichsbank und für die Ver 
längerung ihres Privilegiums. 

Der Ausſchuß erklärte am 3. Dezember, daß ein Bedürfniß für reichs 
geſetzliche Regelung des Hypothekenbankweſens beſtehe, und beſchloß den ihm 
über den vorliegenden Geſetzentwurf erſtatteten Bericht der Reichsregierung 
und den Mitgliedern des Handelstags im Wortlaut zur geeigneten Würdigung 
zu überreichen. Der Ausſchuß nahm ſelbſt keine Stellung zu den Beſtimmungen 
des Entwurfs und war der Anſicht, daß er nicht auf die Tagesordnung der 
Plenarverſammlung zu ſetzen ſei. 

In derſelben Sitzung beſchäftigte ſich der Ausſchuß mit dem Entwurf 
eines Geſetzes, betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von Schuld— 
verſchreibungen, nahm jedoch auch zu ihm keine Stellung und beſchloß 
auch ihn nicht auf die Tagesordnung der Plenarverſammlung zu ſetzen. 

Dem am 18. Februar 1898 gefaßten Beſchluß des Ausſchuſſes, 
betreffend Einlöſung von Zinsſcheinen gekündigter Werthpapiere, ſtimmte der 
Börſenausſchuß am 13. Dezember zu, indem er beſchloß, dem Bundesrath 
zu empfehlen, die Zulaſſungsſtellen anzuweiſen, vor der Zulaſſung die Ver— 
öffentlichung von Reſtantenliſten zur Pflicht zu machen. 

Der Ausſchuß verhandelte am 2. Dezember über die Mitwirkung der 
Handelsorgane bei Führung des Handelsregiſters, nahm jedoch zu der 
Angelegenheit keine Stellung, ſondern beſchränkte ſich auf den Beſchluß, ſeine 
Verhandlungen den Mitgliedern zur Kenntniß zu bringen. 
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Auf Beſchluß des Ausſchuſſes vom 3. Dezember beantragte das 
Präſidium beim Reichskanzler die einheitliche Regelung der Tageszeit für 
Wechſelproteſte im Deutſchen Reich. Hierauf erwiderte am 17. Februar der 
Staatsſekretär des Reichs-Juſtizamts, es ſei bisher nicht bekannt geworden, 
daß ſich aus der Verſchiedenheit der Proteſtſtunden erhebliche Mißſtände 
ergeben hätten, und es ſei anzunehmen, daß der gegenwärtige Zuſtand im 
Weſentlichen der Beſonderheit der Verhältniſſe, namentlich der abweichenden 
Eintheilung der Geſchäftsſtunden in den einzelnen Orten und Gegenden, ent— 
ſpreche. Sollten gleichwohl Unzuträglichkeiten erheblicher Art hervorgetreten 
ſein, ſo würde er für eine nähere Darlegung und einen Vorſchlag zur zweck— 
mäßigen Abhilfe dankbar ſein. 

Auf Beſchluß des Ausſchuſſes vom 16. Januar ſtellte das Präſidium 
bei den zuſtändigen preußiſchen Miniſtern den Antrag, daß die Vereinbarung 
in gewiſſen Kauf- und Lieferungsverträgen, nach der über Streitigkeiten durch 
ein Schiedsgericht oder über die vertragsmäßige Beſchaffenheit der Waare 
durch Sachverſtändige entſchieden werden ſoll, von der Stempelabgabe von 
1,50 Mk. befreit werde. N 

In Bezug auf Vorbereitung und Grundſätze neuer Handelsverträge 
wurden die in der Plenarverſammlung vom 14. März vom Handelstag 
abgegebene Erklärung und der zu ihrer Begründung gehaltene Vortrag des 
Berichterſtatters zuſammen mit Erklärung und Vortrag, betreffend Ver— 
längerung des Privilegiums der Reichsbank, verbreitet. — Am 25. Oktober 
nahm das Präſidium Veranlaſſung, in der Beantwortung eines 
von der Handelskammer zu Heidelberg eingegangenen Schreibens 
ſich gegen das Vorgehen der privaten „Zentralſtelle für Vor— 
bereitung von Handelsverträgen“ zu wenden, da dieſes geeignet ſei das 
Anſehen und die Wirkſamkeit des vom Reichskanzler eingeſetzten Wirth— 
ſchaftlichen Ausſchuſſes zu beeinträchtigen, indem es die falſche Vorſtellung 
erwecke, als ob beim Wirthſchaftlichen Ausſchuß die Wahrung nur derjenigen 
Intereſſen in genügender Weiſe gewährleiſtet ſei, mit denen die Berufsthätigkeit 
der dreißig Mitglieder des Wirthſchaftlichen Ausſchuſſes verknüpft iſt. 
Inzwiſchen iſt die Zuſammenſetzung jener „Zentralſtelle“ bekannt geworden, 
wobei ſich ergab, daß ihr, abgeſehen von Einzelmitgliedern, nur 24 Vereine 
und 8 Handelskammern angehörten. — Auf Beſchluß des Ausſchuſſes 
vom 2. Dezember richtete das Präſidium an die Mitglieder die Bitte, alles, 
was von ihnen in Bezug auf die Vorbereitung von Handelsverträgen 
ausgehe, ihm mitzutheilen, damit die von ihnen auf dieſem Gebiete 
geleiſtete Arbeit hier zentraliſirt und weiter verwerthet werde. — Ebenfalls 
auf Beſchluß des Ausſchuſſes vom 2. Dezember ſprach das Präſidium dem 
Staatsſekretär des Innern den Wunſch aus, daß der Entwurf eines neuen 
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Bolltariffchemas jo bald wie möglich den Handelskammern zur Begutachtung 
zugeſtellt werde. 

Auf Veranlaſſung der Handelskammer zu Deſſau bemühte ſich das 
Präſidium darum, daß von Reichs wegen eine Zuſammenſtellung der 
Beſtimmungen über Urſprungszeugniſſe u. a. vorgenommen und auf dem 
Laufenden erhalten werde, und erhielt vom Staatsſekretär des Innern am 
18. Januar die Zuſage, daß nach Fertigſtellung der ſyſtematiſchen Zolltarife 
des In- und Auslandes auch die Zollgeſetzgebung der einzelnen Staaten, 
wenigſtens ihren wichtigſten Beſtimmungen nach, wiedergegeben werden ſolle; 
ins Beſondere würden dabei die Vorſchriften über Urſprungszeugniſſe und 
Fakturenbeglaubigung ſowie diejenigen über die Berechnung der Werthzölle 
berückſichtigt werden. 

In Bezug auf die von Reichs wegen zur Vorbereitung von Handels— 
verträgen vorgenommenen Erhebungen über die Gütererzeugung richtete das 
Präſidium am 28. März an die Mitglieder ein Rundſchreiben, in dem eine 
Einwirkung auf die rechtzeitige und gewiſſenhafte Beantwortung der Frage— 
bogen durch die Induſtriellen anheimgeſtellt wurde. — Am 31. Mai erbot 
ſich das Präſidium, denjenigen Mitgliedern, die es wünſchen würden, die 
für jene Erhebungen aufgeſtellten und noch aufzuſtellenden Fragebogen zu ver— 
ſchaffen. Von dieſem Anerbieten wird von etwa 40 Mitgliedern Gebrauch gemacht. 

Nachdem die Handelskammern und verwandten Körperſchaften von den 
Regierungen im Hinblick auf die Arbeiten des wirthſchaftlichen Ausſchuſſes 
zur Vorbereitung von Handelsverträgen aufgefordert worden waren, für 
diejenigen Gewerbszweige, in denen ihr Bezirk eine leitende Stellung ein— 
nimmt, die hervorragendſten Sachverſtändigen zu nennen, richtete das Präſidium 
am 18. April an die Mitglieder das Erſuchen um Abſchriften der daraufhin 
erſtatteten Berichte. Auf Grund derſelben iſt eine Zuſammenſtellung der 
Sachverſtändigen, geordnet nach Gewerbszweigen, aufgeſtellt worden. 


Der Ausſchuß beſchloß am 16. Januar, bei den Mitgliedern eingehende 
Erhebungen darüber anzuſtellen, wie etwa zur Förderung des auswärtigen 
Handels beſtehende Einrichtungen verbeſſert oder neue Einrichtungen geſchaffen 
werden könnten. Solche Erhebungen hielt er auch für erforderlich, bevor auf 
eine Anregung des Bundes der Induſtriellen eingegangen werden könnte, daß 
der Handelstag in einen von dieſem eingeſetzten Ausſchuß, der die Errichtung 
einer Stelle zun Sammlung von Nachrichten und Muſtern für den Außen— 
handel fördern und hierzu eine allgemeine öffentliche Verſammlung einberufen 
ſoll, Vertreter entſenden möge. 

Gegen den Entwurf eines belgiſchen Geſetzes, betreffend die Erhebung 
der Werthzölle in Belgien, richtete das Präſidium auf Beſchluß des Aus- 
ſchuſſes vom 16. Januar eine Eingabe an den Reichskanzler. 
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Auf eine auf Veranlaſſung der Handels- und Gewerbekammer zu 
Sonneberg vom Präſidium am 29. Juni an den Reichskanzler gerichtete 
Eingabe, betr. ruſſiſchen Zoll auf Puppen, erfolgte am 2. November die 
Antwort des Staatsſekretärs des Innern, daß die Beſchwerden bei der 
ruſſiſchen Regierung inſoweit Berückſichtigung gefunden hätten, als es ſich 
um Puppen mit Kleidern ohne Seide oder mit ſeidenen Verzierungen handle; 
die Verzollung derartiger Puppen zum Satz von 0,40 Rubel für ein Pfund 
ſei zugeſtanden worden. 

In Bezug auf den Erlaß von Beſtimmungen über die Grenze des 
Kleingewerbes gab der Ausſchuß am 2. Dezember eine Erklärung ab, die 
dafür eintrat, daß es den von den Organen des Handelsſtandes zu unter— 
ſtützenden Gerichten überlaſſen bleiben möge, nach freiem Ermeſſen über die 
Zugehörigkeit eines Betriebes zum Kleingewerbe zu entſcheiden, und daß der 
Kreis der Kaufleute, denen die Erfüllung ſämmtlicher handelsrechtlichen Ver— 
pflichtungen obliege, ſo weit wie möglich gezogen werde. 

Auf Veranlaſſung eines Mitgliedes richtete das Präſidium in „Handel 
und Gewerbe“ vom 24. Dezember an die Mitglieder eine Umfrage, betr. 
Zugehörigkeit der Buchdruckereien zu den Zwangsinnungen und anderen 
Körperſchaften. Die bisher ergangenen Antworten ſind in „Handel und 
Gewerbe“ mitgetheilt worden. 

Am 3. Dezember erklärte ſich der Ausſchuß gegen den Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Sicherung der Bauforderungen, und überließ es dem 
Präſidium, ob die Angelegenheit auf die Tagesordnung der Plenarverſammlung 
geſetzt werden ſolle. Dies iſt einſtweilen nicht geſchehen, da es zweifelhaft 
erſcheint, ob Bundesrath und Reichstag ſich noch mit dem Geſetzentwurf 
beſchäftigen werden. 

Dem preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe wurden auf ſeinen 
Wunſch Bezugsquellen für die Einfuhr von Automobilen nach Egypten nach— 
gewieſen, — auf Grund einer Umfrage, die bei den Mitgliedern gehalten war.“ 

Auf der Tagesordnung des 25. Deutſchen Handelstages, der am 
2. März 1899 in Berlin ſtattfand und auf dem wir durch unſeren Präſidenten, 
Herrn Herm. Schwartz jun. vertreten waren, ſtanden als Hauptpunkte: der 
Geſetzentwurf über die privaten Verſicherungsunternehmungen, die Waſſerbau— 
verwaltung in Preußen, die Schädigung des Handels durch Kornhaus— 
genoſſenſchaften und Landwirthſchaftskammern und die Aenderung des Bank— 
geſetzes. Zu dem Geſetzentwurf über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
wurde folgende von dem Ausſchuß empfohlene Erklärung angenommen: 

„Der Entwurf eines Geſetzes über die privaten Verſicherungs— 
unternehmungen bezweckt die öffentlichrechtliche Regelung des Verſicherungs— 
weſens und will den Betrieb von Verſicherungsgeſchäften von ſtaatlicher 
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Erlaubniß abhängig machen und ftaatlicher Beauffichtigung unterwerfen. Iſt 
eine derartige Sonderbehandlung der Verſicherung, abgeſehen vielleicht von 
der Lebensverſicherung, weder durch die Natur des Geſchäfts noch durch üble 
Erfahrungen gerechtfertigt, ſo ſoll doch jene Grundlage des Geſetzentwurfs 
nicht angefochten werden, da ſie für den größten Theil des Deutſchen Reichs 
dem geltenden Rechte ſich anſchließt und die erſtrebte Einheitlichkeit erhebliche 
Mißſtände beſeitigen würde. Im Intereſſe dieſer Einheitlichkeit ſollte auch 
die Reichsaufſicht auf diejenigen Verſicherungsanſtalten erſtreckt werden, deren 
inländiſcher Geſchäftsbetrieb auf das Gebiet eines Bundesſtaats beſchränkt iſt. 

Indeſſen gehen die für den Staat vorgeſehenen Befugniſſe über das 
Maß des Zuläſſigen hinaus. Die Verſicherungsunternehmungen dürfen nicht 
durch dehnbare Beſtimmungen dem freien Ermeſſen der Behörden preisgegeben 
werden, und es iſt Sorge dafür zu treffen, daß nicht die Beaufſichtigung, in 
die innerſte Geſchäftsführung eindringend und Auskunft über ſie fordernd, zu 
ſchwerer Beläſtigung und Schädigung ausarten kann. 

Die Geltung des Geſetzes iſt auf die Lebens-, Unfall-, Haftpflicht-, 
Feuer-, Hagel- und Viehverſicherung zu beſchränken. Die öffentlichen Ver- 
ſicherungsunternehmungen, ſoweit fie nicht als Landesanſtalten ſtaatlich 
geleitet werden, ſind dem Geſetz zu unterwerfen. 

Zu beſeitigen ſind im Entwurf die beiden empfindlichen Mängel, die 
darin beſtehen, daß nicht verſucht wird, der Vielgeſtaltigkeit der Beſteuerung 
in den verſchiedenen Theilen des Deutſchen Reichs ein Ende zu machen, und 
daß gewiſſe landesgeſetzliche Vorſchriften (polizeiliche Ueberwachung des 
Abſchluſſes von Feuerverſicherungsverträgen, Verbot des unmittelbaren 
Abſchluſſes von Feuerverſicherungsverträgen mit im Auslande befindlichen 
Anſtaltsverwaltungen) unberührt bleiben ſollen. 

Die vorgetragenen Bedenken, zu denen noch eine Reihe anderer hinzu— 
kommt, ſind ſo gewichtig, daß dringend zu wünſchen iſt, der Entwurf möge 
in ihrem Sinne umgearbeitet werden. 

Endlich iſt noch die Forderung zu erheben, daß ſo bald wie möglich 
auch die privatrechtliche Regelung des Verſicherungsweſens herbeigeführt werde.“ 

In Rückſicht auf die beabſichtigte Ueberweiſung der geſammten Waſſer— 
bauverwaltung an das Landwirthſchaftsminiſterium nahm die Verſammlung 
nachſtehende Reſolution an: 

„Die gefahrloſe Abführung des Waſſers — bezüglich des Ausbaus der 
natürlichen Gewäſſer die nächſtliegende Aufgabe der Waſſerbauverwaltung — 
iſt eine allgemeine, keineswegs vorwiegend landwirthſchaftliche Angelegenheit. 
Am Verkehr auf den natürlichen und künſtlichen Gewäſſern ſind Induſtrie, 
Handel und Schifffahrt in erſter Linie betheiligt. Die großen Aufgaben, 
welche die Waſſerbauverwaltung hierbei zu erfüllen hat, verlangen, daß ſie 


einer Behörde anvertraut werden, welche die Gewähr dafür giebt, die Förde: 
rung des Verkehrs nicht hinter den einſeitigen oder vermeintlichen Intereſſen 
eines einzelnen Berufsſtandes zurücktreten zu laſſen. 

Dieſer Bedingung entſpricht das Landwirthſchaftsminiſterium nicht. 
Sein Zweck iſt in erſter Reihe die Förderung der Landwirthſchaft, und bei 
einem Widerſtreit der Intereſſen oder Anſchauungen der Landwirthſchaft auf 
der einen und der Induſtrie, des Handels und der Schifffahrt auf der 
anderen Seite wird es leicht geneigt ſein, die Partei der Landwirthſchaft zu 
ergreifen. Von einer Uebertragung der geſammten Waſſerbauverwaltung auf 
das genannte Miniſterium iſt daher zu befürchten, daß mangels der erforderlichen 
Initiative der Ausbau der natürlichen und künſtlichen Waſſerſtraßen zum 
ſchweren Schaden unſerer wirthſchaftlichen Entwickelung vernachläſſigt und 
der Induſtrie und dem Handel in der Waſſerbauverwaltung diejenige Berück— 
ſichtigung verſagt wird, die ſie bei einer den verſchiedenen Berufsſtänden 
gewiſſermaßen neutral gegenüberſtehenden Behörde zu finden erwarten. 

Aus dieſen Gründen ſpricht ſich der Deutſche Handelstag entſchieden 
dagegen aus, daß in Preußen die geſammte Waſſerbauverwaltung dem 
Miniſterium für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten übertragen werde.“ 

Die Erklärung zu dem 3. Punkte der Tagesordnung lautete: 

„Die freie, auf eigener Kraft beruhende Entfaltung genoſſenſchaftlicher 
Thätigkeit iſt ein Recht, deſſen Ausübung den Betheiligten großen Nutzen 
gewähren kann und vom Staat nicht behindert, ſondern eher gefördert 
werden ſollte. Dieſe Förderung darf jedoch nicht ſo weit gehen, daß durch 
die Geld- und Machtmittel des Staates andere Erwerbskreiſe im Wettbewerb 
mit den Genoſſenſchaften geſchädigt werden. Iſt man in Preußen dazu 
gelangt, erhebliche Staatsmittel zur Errichtung von landwirthſchaftlichen 
Getreidelagerhäuſern zu bewilligen und dieſe Häuſer landwirthſchaftlichen 
Genoſſenſchaften zu günſtigeren Bedingungen zu überlaſſen, als zu denen 
Kaufleute ſich ſolche Räume verſchaffen können, ſo muß wenigſtens verlangt 
werden, daß die ſo unterſtützten Genoſſenſchaften keine andere, den Handel 
beeinträchtigende Thätigkeit ausüben als diejenige, die bei Bewilligung der 
Staatsmittel ins Auge gefaßt wurde. Demnach iſt ſolchen Genoſſenſchaften, 
ſofern ſie ſich nicht auf die Lagerung, die Bearbeitung und den Verkauf des 
von den Genoſſen erzeugten Getreides beſchränken, die Staatshilfe zu 
entziehen. 

Ferner muß Verwahrung dagegen eingelegt werden, daß Landwirthſchafts— 
kammern, die nach Art von Behörden mit ſtaatlicher Autorität ausgeſtattet 
ſind, ein Beſteuerungsrecht beſitzen und Geldmittel vom Staat beziehen, durch 
den Betrieb kaufmänniſcher Geſchäfte den Handel ſchädigen. Wenn auch die 
Begründung des preußiſchen Geſetzes über die Landwirthſchaftskammern für 
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dieſe eine genoſſenſchaftliche Thätigkeit in unbeſtimmtem Umfange vorſah, fo 
findet ſich doch in den Beſtimmungen des am 30. Juni 1894 erlaſſenen 
Geſetzes keine Rechtfertigung dafür, daß eine Kammer für die Landwirthe ihres 
Bezirks Einkaufs- und Verkaufsgeſchäfte beſorgt. Ein derartiger Betrieb iſt 
daher den Landwirthſchaftskammern zu unterſagen.“ we 

Nach längerer Berathung über die Aenderung des Bankgeſetzes wurde 
folgende Reſolution gefaßt: 

„Nachdem der Deutſche Handelstag ſich am 14. März 1898 gegen 
eine Verſtaatlichung der Reichsbank erklärt hat, erkennt er es mit großer 
Befriedigung an, daß der Bundesrath in dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
die Abänderung des Bankgeſetzes vom 14. März 1875, denſelben Standpunkt 
einnimmt und keine weſentlichen Aenderungen an der bewährten Verfaſſung 
und Verwaltung der Reichsbank vorſchlägt. 

Die vom Geſetzentwurf in Ausſicht genommenen Maßregeln einer 
mäßigen Verſtärkung des Grundkapitals und Reſervefonds und einer nicht 
unerheblichen Erhöhung des ſteuerfreien Notenkontingents der Reichsbank ver— 
dienen gebilligt zu werden. Desgleichen erſcheint die Verpflichtung der Privat- 
notenbanken, nicht unter dem Prozentſatz der Reichsbank zu diskontiren, als 
zweckmäßig, um der im öffentlichen Intereſſe von der Reichsbank zu betreibenden 
Diskontpolitik eine größere Wirkſamkeit zu ſichern. 

Damit das deutſche Wirthſchaftsleben, das in hohem Maße von dem 
Schickſal der Reichsbank abhängig iſt, vor ſchädlicher Beunruhigung nach 
Möglichkeit bewahrt bleibe, iſt es dringend geboten, die Friſt, nach deren 
Ablauf das Reich die Reichsbank aufheben oder ihre Antheile erwerben kann, 
von zehn auf zwanzig Jahre zu verlängern. Endlich würde es einem in 
mittleren und kleineren Orten vielfach geäußerten berechtigten Wunſch ent— 
ſprechen, wenn die Anſtalten der Reichsbank auch in Städten von 80000 
und weniger Einwohnern zur Annahme der Privatbanknoten verpflichtet 
würden.“ 


Fuſammenſchlußz der Sftlichen 


Handelskammern. 

Ende November vorigen Jahres erging von den Handelskammern zu 
Breslau, Oppeln, Schweidnitz und Poſen ein Rundſchreiben an die binnen— 
ländiſchen preußiſchen Handelskammern der Oſtprovinzen, worin auf das 
Bedürfniß hingewieſen wurde, den Einfluß der öſtlichen Handelsvertretungen 
auf Geſetzgebung und Verwaltung dadurch zu ſtärken, daß deren gemeinſame 
Intereſſen auch eine gemeinſame Vertretung fänden. Namentlich im Hinblick 
auf die großen Aufgaben, die den Vertretungskörperſchaften von Handel und 
Induſtrie auf den verſchiedenſten Gebieten der Geſetzgebung in den nächſten 
Jahren erwachſen würden — ſo beiſpielsweiſe bei der Frage der Erneuerung 


des Reichsbankprivilegiums, bei der Neuordnung unſerer handelspolitiſchen 
Verhältniſſe mit anderen Staaten, der Waſſergeſetzgebung u. a. m. — erſcheine 
es nothwendig, die Intereſſen von Handel und Induſtrie des binnenländiſchen 
Oſtens kräftiger wahrzunehmen, als dies den einzelnen Kammern möglich ſei, 
nämlich durch gemeinſame Eingaben und Berichte. Eine ſolche Vereinigung 
| könne und ſolle in keiner Weiſe den Handelstag erjegen, deſſen Bedeutung 
als Geſammtvertretung von Handel und Induſtrie Deutſchlands damit in 
keiner Weiſe geſchmälert werde. Ebenſowenig dürfe die Selbſtſtändigkeit der 
einzelnen Kammern durch eine derartige Gemeinſchaft in Frage geſtellt werden, 
denn die von ihr ausgehenden Gutachten, Eingaben und Berichte würden 
der Beſchlußfaſſung der zugehörigen Kammern unterbreitet werden und nur 
| von den zuftimmenden zu unterzeichnen fein. Um über die Bildung einer jolchen 
freien Vereinigung zu berathen, war eine Konferenz auf den 21. Januar d. 38. 
| in Breslau angeſetzt. Die Kammer beſchloß, ſich dabei durch ihren Vorſitzenden 
vertreten zu laſſen, der jedoch im letzten Augenblicke an der Theilnahme 
| verhindert wurde. Auf dieſer Konferenz wurde einſtimmig beſchloſſen, eine 
freie Vereinigung der Handelsvertretungen der öſtlichen Landestheile zu gründen, 
| die in Fällen der Nothwendigkeit einer gemeinſamen Intereſſen-Wahrnehmung 
} in Thätigkeit treten ſoll. Als geſchäftsführende Stelle wurde die Handels- 
kammer zu Breslau gewählt. Es wurde ſodann der Grundſatz aufgeſtellt, 
daß ein Gegenſtand auf die Tagesordnung einer bald zu berufenden Delegirten— 
verſammlung geſetzt werden müſſe, wenn Seitens des dritten Theiles der 
betheiligten Kammern dies gewünſcht werde; in dringenden Fällen ſoll die 
geſchäftsführende Stelle berechtigt ſein, auch ohne vorherige Zuſtimmung eines 
Drittels der betheiligten Kammern eine Verſammlung zu berufen. Am 13. März 
fand bereits die erſte derartige Verſammlung ſtatt, auf deren Tagesordnung 
die Ermäßigung der Preßtelegramme, die Stellungnahme zum Poſtzeitungs— 
tarif, der Geſetzentwurf über die Waarenhausſteuer und die Vertretung von 
Handel und Gewerbe in den Kreistagen ſtand. 
Produktionsſtatiſtik. 

Unter dem 27. Januar 1898 erließ der Herr Handelsminiſter nach— 
ſtehendes Rundſchreiben an die Handelsvertretungen: 

„Um dem Mangel zuverläſſiger Angaben über den Inhalt und Umfang 
der geſammten Gütererzeugung im Reichsgebiete möglichſt abzuhelfen, der 
ſich bei der Beurtheilung handelspolitiſcher und zolltarifariſcher Fragen 
empfindlich bemerkbar macht, iſt der Herr Reichskanzler mit dem zur Vor— 
bereitung und Begutachtung handelspolitiſcher Maßnahmen gebildeten wirth— 
schaftlichen Ausſchuß in eine Berathung darüber eingetreten, in welcher Weiſe 
am zweckmäßigſten Erhebungen über die inländiſche Gütererzeugung und den 
Abſatz der Güter angeſtellt werden können. Seinem Erſuchen entſprechend 
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haben die verſchiedenen Kommiſſionen des wirthſchaftlichen Ausſchuſſes es ſich 
zur Aufgabe gemacht, Fragebogen auszuarbeiten, welche den einzelnen gewerb— 
lichen Betrieben zugeſandt werden ſollen. Dieſe Fragebogen ſind ſo einfach 
gehalten, daß ihre Beantwortung mit äußerſt geringer Mühewaltung verbunden 
iſt. Bei der Verſendung werden, ſoweit nöthig, die bei den Berufsgenoſſen— 
ſchaften vorhandenen Adreſſenverzeichniſſe benutzt werden. Die Rückſendung 
des ausgefüllten Fragebogens erfolgt von dem Betriebsunternehmer unmittelbar 
an das Reichsamt des Innern, bei welchem die einzelnen Antworten auf das 
Strengſte geheim gehalten und lediglich zu den Zuſammenſtellungen über 
die Geſammtproduktion verwendet werden. 

Ich erſuche Sie, dieſes Vorhaben durch entſprechende Einwirkung auf 
die von Ihnen vertretenen Berufsſtände zu unterſtützen und die betheiligten 
Kreiſe Ihres Bezirks darauf hinzuweiſen, daß ſie durch genaue und gewiſſen— 
hafte Beantwortung der Fragen zu einer ſachgemäßen Würdigung und Ver— 
tretung der Intereſſen des betreffenden Erwerbszweigs beitragen.“ 

Im Anſchluß hieran theilte der Herr Miniſter unter dem 17. Februar 
mit, daß es in der Abſicht des Herrn Reichskanzlers liege, bei den in Ausſicht 
genommenen Erhebungen über die inländiſche Gütererzeugung und den Abſatz 
der heimiſchen Erzeugniſſe für die einzelnen Induſtriezweige Sachverſtändige 
zuzuziehen, deren Mitarbeit zunächſt bei der Herſtellung von Fragebogen und 
bei Auskunftsertheilung über die allgemeinen Verhältniſſe ihres Erwerbs— 
zweigs und ſpäter auch für andere wirthſchaftliche Fragen im Zuſammen— 
hange mit der Thätigkeit des wirthſchaftlichen Ausſchuſſes in Anſpruch 
genommen werden ſolle. Die Handelskammern und kaufmänniſchen Kor— 
porationen würden ja unſchwer in der Lage ſein, geeignete Sachverſtändige 
zu benennen. Dabei ſei ſo zu verfahren, daß nur diejenigen Erwerbszweige, 
die für den Bezirk von beſonderer Bedeutung ſeien, bezeichnet und für jeden 
dieſer Zweige einige wenige der hervorragendſten Sachkundigen des Bezirks 
namhaft gemacht würden. Wir erwiderten darauf, daß in unſerem Bezirke 
Zucker-, Sprit- und Mühleninduſtrie von beſonderer Wichtigkeit ſeien, und 
brachten aus dieſen Branchen einige Herren als Sachverſtändige in Vorſchlag. 

Marktpreisnotirungen. 0 

Nach dem miniſteriellen Erlaß vom 27. September 1893 über die 
Anweiſung zur Notirung der Preiſe für Naturalien und andere Lebens— 
bedürfniſſe ſoll die Ermittelung und Aufzeichnung der für dieſe Artikel 
während des Marktes gezahlten höchſten und niedrigſten Preiſe auf den 
größeren Märkten, ſofern nicht angeſtellte Marktmeiſter vorhanden ſind, einem 
oder mehreren, beſonders zu dieſem Zwecke zu verpflichtenden Beamten, auf 
den kleineren Märkten den mit der Beaufſichtigung des Marktverkehrs beauf— 
tragten Polizeibeamten übertragen werden. Nun beſtimmt aber $ 2 Abſatz 4 


41 


des Geſetzes über die Landwirthſchaftskammern vom 30. Juni 1894, daß 
den Landwirthſchaftskammern eine Mitwirkung bei den Preisnotirungen der 
Märkte, insbeſondere der Viehmärkte zu übertragen iſt. In Ergänzung des 
Erlaſſes vom 27. September 1893 hat deshalb der Herr Miniſter des Innern 
unter dem 17. Juli 1897 nachſtehende Verfügung erlaſſen: 

„1. Wo Landwirthſchaftskammern beſtehen, ſind Abgeordnete derſelben 
als Mitglieder der Marktkommiſſionen zuzuziehen. 

2. Den Landwirthſchaftskammern, desgleichen den kaufmänniſchen Kor— 
porationen und Handelskammern iſt vor Erlaß der für ihren Bezirk 
beſtimmten Anordnungen Gelegenheit zur Aeußerung über die Aus— 
wahl der Marktorte und der Artikel, für welche Preisnotirungen 
ſtattfinden ſollen, ſowie über die Bildung und Zuſammenſetzung 
der Marktkommiſſionen zu geben. 

3. Auf Antrag der Landwirthſchaftskammern, der kaufmänniſchen Kor— 
porationen und Handelskammern können die Marktkommiſſionen ver: 
pflichtet werden, die Preiſe, welche für feinſte Qualitäten und für 
beſtimmte Sorten gezahlt werden, zu ermitteln und feſtzuſtellen. 
Dieſe Notirungen ſind von den durch den Erlaß vom 27. September 
vorgeſchriebenen getrennt zu halten.“ 

Im Sinne dieſer Verfügung ſind im Regierungsbezirk Marienwerder 
für die Notirung der Durchſchnittspreiſe für Naturalien und andere Lebens— 
bedürfniſſe auf den Wochen- und anderen regelmäßig wiederkehrenden Märkten 
in Kulm, Dt. Krone und Graudenz beſondere Marktkommiſſionen eingerichtet 
worden. 

Um auch die Mitwirkung der Landwirthſchaftskammern bei der Preis- 
notirung auf den Viehmärkten herbeizuführen, beabſichtigte die Regierung, 
Notirungskommiſſionen einzurichten, die aus einem Vertreter des Gemeinde— 
vorſtandes des Marktortes und Vertretern der Landwirthſchaft, des Vieh 
handels und des Fleiſchergewerbes, ſowie einem Vertreter der Ortspolizei— 
behörde zuſammengeſetzt werden ſollten. Um feſtzuſtellen, für welche Orte 
ein Bedürfniß anzuerkennen ſei, wurden Umfragen gehalten. Danach iſt ein 
Bedürfniß dort nicht vorhanden, wo es ſich nur um Märkte beſchränkteren 
Umfanges handelt, die überwiegend der Verſorgung des Landwirths mit 


in Verbindung mit Krammärkten ſtattfinden. Das Bedürfniß für die Ein— 
richtungen von Notirungskommiſſionen iſt aber überall da anzuerkennen, wo 
es ſich um Schlachtviehmärkte handelt, die ſowohl dem Export, als auch 
der Verſorgung der umliegenden Bezirke mit Schlachtvieh dienen, auch wenn 
ſie nicht in Verbindung mit öffentlichen Schlachthäuſern oder Viehhöfen 
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ſtehen. Auch wir wurden von dem Herrn Regierungspräſidenten aufgefordert, 
diejenigen Orte unſeres Bezirks namhaft zu machen, an denen bei Beachtung 
dieſer Geſichtspunkte Notirungskommiſſionen einzurichten ſein möchten. Wir 
erwiderten darauf, daß wir keinen der in unſerem Bezirke ſtattfindenden Vieh— 
märkte für bedeutend genug hielten, um die Einführung von Notirungs- 
kommiſſionen rechtfertigen zu können. Selbſt zu den Thorner Viehmärkten 
werde faſt ausſchließlich Magervieh angetrieben, während das Schlachtvieh 
von den Viehhändlern und Schlächtern meiſt direkt auf den einzelnen land— 
wirthſchaftlichen Beſitzungen aufgekauft werde. 


Die Aufhebung des Thorner 


Wollmarktes. 


Nachdem die Bedeutung des Thorner Wollmarktes in den letzten 
10 Jahren ſtetig zurückgegangen und in den Jahren 96—98 der Markt 
ſogar ohne jede Zufuhr geblieben war, ſuchten wir durch eine Umfrage bei 
den landwirthſchaftlichen Vereinen unſeres Bezirkes feſtzuſtellen, ob nicht durch 
Verlegung auf eine frühere Zeit der Markt wieder belebt werden könnte. 
Denn wenn auch die ſchwindende Bedeutung des Marktes theilweiſe dem 
allgemeinen Rückgange der deutſchen Wollproduktion zuzuſchreiben iſt, ſo 
glaubten wir doch einen weiteren Grund darin zu finden, daß zur Zeit des 
Wollmarktes, Mitte Juni, ſich in den Händen der Produzenten überhaupt 
keine Wollen mehr befinden, da dieſe bereits im Frühjahr an herumreiſende 
Aufkäufer abgeſetzt werden. Die Umfrage ergab jedoch, daß auch bei Ver— 
legung des Marktes auf eine frühere Zeit eine Beſchickung wohl ausgeſchloſſen 
ſei. Als daher der Herr Regierungspräſident unter dem 25. Juni 98 anfragte, 
ob es ſich nicht vielleicht empfehlen möchte, die Thorner Wollmärkte in 
Zukunft nicht mehr ſtattfinden zu laſſen, ſtimmten wir dieſer Anſicht bei. 
Unter dem 17. November ging uns darauf nachſtehender Erlaß des Herrn 
Regierungspräſidenten zu: „Nachdem die in der dortigen Stadt abgehaltenen 
Wollmärkte ſeit einer Reihe von Jahren ohne Zufuhr geblieben ſind, haben 
die Herren Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten und für 
Handel und Gewerbe die Aufhebung dieſer Märkte angeordnet.“ 


II. Verkehrsweſen. 


1. Eiſenbahnen. 


Bezirks⸗Eiſenbahnrath. 


Am 17. Februar fand eine außerordentliche Sitzung in Bromberg, 
am 1. Juli eine ordentliche Sitzung in Danzig und am 25. November eine 
ſolche in Königsberg ſtatt, auf denen allen wir durch unſer Mitglied, Herrn 
E. Dietrich, vertreten waren. An Stelle unſeres im Februar v. Is. ver— 


ſtorbenen Mitgliedes, des Herrn Roſenfeld, wurde der bisherige Stellverteter, 
Herr Dietrich, zum Mitgliede und Herr Herm. Aſch zum ſtellvertretenden Mit— 
gliede gewählt. 

In der Sitzung vom 1. Juli wurde über Frachtermäßigung von Obſt 
folgender Beſchluß gefaßt: „Nicht einen allgemeinen, alle Stationen 
umfaſſenden Ausnahmetarif, der eventuell auf Grund von Handelsvertrags— 
Beſtimmungen auch ausländiſchem Obſt nicht vorenthalten werden könnte, 
ſondern einen ſolchen zu empfehlen, der unter Vermeidung von Umkartirungs— 
ſtationen diejenigen Stationen enthält, welche für den Obſtverſandt in Betracht 
kommen; die Beſtimmung dieſer Stationen im Uebrigen aber der Eiſen— 
bahnverwaltung zu überlaſſen, wobei allerdings Vorausſetzung ſei, daß 
Stationen, für welche ſich erſt ſpäter die Aufnahme als nothwendig erweiſen 
ſollte, raſch und ohne Weiterungen aufgenommen würden.“ 

In der Sitzung vom 25. November wurde an Stelle des bisherigen 
Vorſitzenden des Bezirks-Eiſenbahnrathes, Eiſenbahn-Direktions-Präſidenten 
Pape, der Präſident der Danziger Direktion, Herr Thoms gewählt. Ein 
Antrag auf Verſetzung von Mehl und Mühlenfabrikanten aus dem Spezial— 
tarif I in die allgemeine Wagenklaſſe wurde abgelehnt. Sodann ſprach der 
Bezirks⸗Eiſenbahnrath den Wunſch aus, daß der Getreideausnahmetarif 
nach den Hafenplätzen Danzig, Königsberg und Memel vom 13. Dezember 1897 
auf alle Binnenſtädte Oſt- und Weſtpreußens ausgedehnt werde. Der Antrag 
auf Frachtermäßigung für ruſſiſchen Zucker zur Ausfuhr über See nach 
außerdeutſchen Ländern wurde mit dem Vorbehalte, daß dem einheimiſchen 
Zucker die gleiche Frachtvergünſtigung gewährt werde, angenommen. Der 
Antrag des Herrn Dietrich auf Einſtellung eines D-Zugpaares auf der Strecke 
Inſterburg —Thorn —Poſen —Berlin mit Abzweigung in Bentſchen durch 
D. oder Schnellzug nach Leipzig und Dresden und mit guter Verbindung 
in Poſen nach Breslau gelangte einſtimmig zur Annahme. 


Umwandlung der Weichſel⸗ 
ſtädtebahn in eine Pollbahn. 


Wie wir bereits im Vorjahre mittheilten, hatten wir von dem Herrn 
Miniſter der öffentlichen Arbeiten auf unſere Eingabe vom Dezember 1897 
den Beſcheid erhalten, daß die Königliche Eiſenbahndirektion zu Danzig 
beauftragt worden ſei, wegen der beantragten Einführung des Vollbahnbetriebes 
auf der Strecke Thorn Marienburg Vorermittelungen anzuſtellen. Um zu 
erfahren, welches Reſultat dieſe Ermittelungen gehabt haben und ob Aus— 
ſicht auf Verwirklichung unſeres Antrages vorhanden ſei, wandten wir uns 
unter dem 20. März 1899 an die Danziger Direktion, die uns darauf 
eröffnete, daß ein Entwurf für die Umänderung der Strecke Thorn —Marien— 
burg in eine Vollbahn dem Herrn Miniſter eingereicht worden ſei. Auf 
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unſere an den Herrn Miniſter gerichtete Anfrage, ob der Entwurf die Billigung 
Seiner Excellenz gefunden habe und ob Ausſicht vorhanden ſei, daß dem 
Landtage bald eine entſprechende Vorlage zugehen werde, haben wir einen 
Beſcheid bis jetzt noch nicht erhalten. 


u ferbahn. 3 


Die Erweiterung der Uferbahn iſt im letzten Herbſte vollendet und die 
neuen Anlagen ſind bereits beim Wiederbeginn der Schifffahrt dem Betriebe 
übergeben worden. Der Magiſtrat hat auch beſchloſſen, einen elektriſch 
betriebenen Krahn mit hinreichender Tragfähigkeit aufſtellen zu laſſen, ſodaß 
nur noch zu wünſchen übrig bleibt, daß die Zollbehörde ein geräumiges 
Zollhaus an der Uferbahn aufbauen und die deen in der früheren 
Art und Weiſe dort wieder vornehmen ließe. 


Halteſtelle Czernewitz. 


Unter dem 3. Oktober richteten wir nachſtehende Eingabe an die 
Königliche Eiſenbahndirektion in Bromberg: 

„Die Königliche Eiſenbahndirektion bitten wir ganz ergebenſt, an der 
Linie Thorn —Ottlotſchin in der Nähe der Ortſchaft Czernewitz eine Halte— 
ſtelle einzurichten, da ſich jetzt auf dieſer ganzen, etwa 13 km langen Bahn— 
ſtrecke kein einziger Haltepunkt befindet, während doch die Verkehrsverhältniſſe 
einen ſolchen dringend erfordern. Durch die von uns befürwortete Halte— 
ſtelle Czernewitz würden die folgenden Landgemeinden erſchloſſen werden: auf dem 
linken Weichſelufer Czernewitz mit 78, Brzoza mit 157 Einwohnern, auf dem 
rechten Ufer Zlotterie mit 773, Kompanie mit 140, Grabowitz mit 252 und 
Schillno mit 406 Einwohnern. Für dieſe Ortſchaften iſt Thorn der Markt— 
ort, mit dem auch ein ſtändiger Verkehr unterhalten wird, der natürlich durch 
das gänzliche Fehlen guter Verkehrsſtraßen erheblich erſchwert iſt. Die 
Bewohner der am rechten Ufer gelegenen Gemeinden laſſen ſich jetzt, ſoweit 
ſie nicht mit Geſchirr nach Thorn fahren, bei Brzoza überſetzen und würden 
natürlich, ebenſo wie die Einwohner von Brzoza und Czernewitz, gern die 
Bahn benutzen, ſobald eine Halteſtelle vorhanden wäre. Vorausſichtlich würde 
der Verkehr dieſer Ortſchaften mit Thorn ſchon allein genügend fein, um die 
Halteſtelle für den Eiſenbahnſiskus rentabel zu machen; allein es iſt ſicher, 
daß die Strecke Thorn —Czernewitz auch noch von anderen Paſſagieren häufig 
befahren werden würde. Die Entdeckung einer Soolquelle in Czernewitz hat 
zur Anlage einer Badeanſtalt geführt, die ſich zwar noch in den Anfängen 
befindet, jedoch ſchon durch bedeutende Erweiterungen im letzten Jahr gezeigt 
hat, daß ſie lebensfähig iſt. Das Vorhandenſein eines, wenn auch kleinen 
Soolbades in nächſter Nähe würde für Thorn von noch größerem Werthe 
ſein, wenn es ſich auch mittelſt der Eiſenbahn erreichen ließe. Der zwiſchen 
Thorn und Czernewitz verkehrende Dampfer wird von vielen wegen der mit 


feiner Benutzung verbundenen Gefahr der Erkältung gemieden, ſodaß die Eiſen 

bahn ſicherlich den ganzen, ſich ſtetig ſteigernden Verkehr der Czernewitzer 

Badegäſte an ſich ziehen würde. 

Auch viele Militärperſonen, die den hinter dem Bruſch-Krug gelegenen 

Schießplatz auſſuchen müſſen, würden es vorziehen, anſtatt des beſchwerlichen, 

öden Sandweges die Bahn zu benutzen. Ebenſo würden im Sommer 

| Spaziergänger, die Ottlotſchin beſuchen wollen, gerne den erſten, wenig 
intereſſanten Theil des Weges auf der Bahn zurücklegen. 
| Es ſteht ſonach u. E. außer allem Zweifel, daß eine Halteſtelle bei 

Czernewitz ſich rentiren wird, mindeſtens ebenſo gut als die kürzlich an der 

| Strecke Thorn—Argenau eingerichtete Halteſtelle Suchatowko. 

Wir gaben uns daher der Ueberzeugung hin, daß die Königliche 
Eiſenbahndirektion bei genauer Prüfung der Angelegenheit zu einem unſerem 
Antrage günſtigen Reſultate gelangen werde.“ 

Der hierauf eingegangene ablehnende Beſcheid lautete: 

„Die Frage der Errichtung einer Halteſtelle bezw. eines Perſonen— 
Haltepunktes bei Czernewitz iſt anläßlich der aus den unmittelbar betheiligten 
Gemeinden und Einzel-Intereffenten eingebrachten Anträge bereits zu wieder⸗ 
holten Malen zur Erörterung gekommen — auch dem Herrn Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten iſt darüber bereits berichtet worden — und immer wieder 
ſind wir zu dem Ergebniß gelangt, daß ein allgemeines öffentliches Bedürfniß 
für die Errichtung einer Eiſenbahnſtation an dem gedachten Orte thatſächlich 
nicht anerkannt werden kann. Da nun auch von der Handelskammer neue 
Geſichtspunkte nicht vorgebracht ſind, ſo können wir zu unſerem Bedauern 
von unſerem ablehnenden Standpunkt nicht abweichen. Zum Mindeſten 
erſcheint uns der Zeitpunkt verfrüht, für den im Werden begriffenen Badeort 
Czernewitz etwas zu thun. Der Verkehr wird durch die regelmäßig jtatt- 
findenden Dampferfahrten noch ausreichend bedient. 

Uebrigens möchten wir bei dieſer Gelegenheit ergebenſt bemerken, daß 
die Errichtung derartiger neuer Halteſtellen u. |. w. Seitens des Herrn Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten grundſätzlich nur genehmigt wird, wenn die Bethei— 
ligten die einmalig aufzuwendenden Anlagekoſten — ganz oder doch zu einem 
großen Theil — tragen. Die Bereitwilligkeit, neben der unentgeltlichen 
Hergabe des erforderlichen Baugrundes, einen Baarbeitrag zu den Baukoſten 
zu leiſten, haben die Intereſſenten noch nirgends zu erkennen gegeben.“ 

Fortführung der Nebenbahn 
Kulm— Anislaw bis Thorn. 

Unter dem 15. Juni richteten wir an den Herrn Miniſter der öffent— 
lichen Arbeiten eine Petition um Fortführung der Nebenbahn Kulm —Unislaw 

bis Thorn und begründeten ſie folgendermaßen: 
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„Nachdem es der Stadt Thorn unter unendlichen Mühen gelungen 
iſt, ſich in den letzten Jahrzehnten wirthſchaftlich etwas emporzuarbeiten, wird 
fie in neueſter Zeit durch verſchiedene Eifenbahnlinien der Gefahr ausgeſetzt, 
einen Theil des Errungenen wieder zu verlieren. Die Lage Thorns am 
Weichſelſtrome und am Schnittpunkt mehrerer Eiſenbahnen ſcheint ja auf dem 
erſten Blick der Stadt mannigfache wirthſchaftliche Vortheile zu ſichern, die 
jedoch bei näherer Betrachtung gewaltig zuſammenſchrumpfen. Die Weichſel 
iſt zwar durch die Stromregulirung eine einigermaßen leiſtungsfähige Waſſer— 
ſtraße geworden, dafür iſt aber der Fluß, ſo lange er durch Rußland fließt, 
in einer um ſo troſtloſeren Verfaſſung, ſodaß die Schifffahrt dort ganz 
erheblich zurückgeht, da ſie der Verkehrserſchwerniſſe wegen kaum mehr lohnend 
iſt. Die Schiffer ziehen es daher vor, ihren Verdienſt auf preußiſchen Waſſer— 
ſtraßen zu ſuchen, wodurch natürlich Thorn bedeutende Frachtenmengen 
entgehen. Unſer Umſchlagsverkehr wird aber ferner durch die noch immer 
zu hoch bemeſſene Ueberführungsgebühr nach der Uferbahn und die Weigerung 
der Eiſenbahnverwaltung, die Uferbahn als Station in den allgemeinen 
Gütertarif aufzunehmen, hemmend beeinflußt. Auch der Fremdenzufluß, der 
uns durch die Bahn Alexandrowo — Thorn zugeht, iſt wegen der vielfachen 
Grenzerſchwerungen recht gering. Der ſekundäre Betrieb auf der Strecke 
Thorn — Marienburg und das gänzliche Fehlen von Schnellzügen auf der 
Bahn Inſterburg — Thorn verhindern leider auch die volle Ausnutzung dieſer 
uns zu Gebote ſtehenden Verkehrsinſtitute. Direkt geſchädigt wurde jedoch 
unſer Verkehr durch den Bau der Bahn Schönſee —Culmſee —Fordon — 
Bromberg, da hierdurch die an dieſer Strecke gelegenen Ortſchaften, die früher 
nach Thorn gravitirten, eine gute Verbindung mit Bromberg erlangten, welche 
Stadt nun mit uns in ſcharfe Konkurrenz trat. Die Klagen über dieſe 
Verkehrseinbuße kehren in den uns aus den hieſigen kaufmänniſchen Kreiſen 
für unſeren Jahresbericht zugehenden Spezialberichten ſtändig wieder. Wir 
haben, trotzdem wir dieſe Schädigungen vorausſahen, ſ. Zt. keinen Einſpruch 
gegen den Bau dieſer Bahn erhoben, da ſie ſowohl für die Allgemeinheit als 
auch für einen Theil unſeres Bezirks ſicherlich von Nutzen iſt. 

Eine neue Verkehrseinbuße droht uns jetzt aber durch den bereits 
genehmigten Bau einer Nebenbahn von Kulm nach Unislaw, wodurch 
natürlich wohl faſt alle Beziehungen zwiſchen Kulm und Thorn zu Gunſten 
von Bromberg verloren gehen werden. Jetzt beträgt die Bahnlänge von 
Kulm nach Bromberg über Culmſee —Fordon 78 km, von Kulm nach Thorn 
über Kornatowo 54 km; nach Fertigſtellung der Bahn Kulm —Unislaw 
wird ſich jedoch die Entfernung zwiſchen Kulm und Bromberg auf 49 km 
verringern. Hier iſt eine Abhilfe uur dadurch möglich, daß die neue Bahn 
über Unislaw weiter bis nach Thorn geführt wird, da alsdann die Ent— 


fernung zwiſchen Kulm und Thorn nur noch 46 km betragen würde, wodurch 
Thorn in den Stand geſetzt wäre, ſeine alten Beziehungen zu Kulm aufrecht 
zu erhalten. Dieſer unſer Wunſch würde ja nun kaum Ausſicht auf 
Erfüllung haben, wenn durch die Bahn Unislaw — Thorn nur erreicht werden 
ſollte, daß Thorn mit Bromberg um den Kulmer Verkehr wieder konkurriren 
könnte. Glücklicherweiſe iſt jedoch der Nutzen dieſer Bahnſtrecke nicht darauf 
beſchränkt, ſondern fie erhält ihre Hauptbedentung dadurch, daß durch fie 
ein recht fruchtbarer Strich unſeres Kreiſes erſchloſen würde, der den Mangel 
einer Bahn ſchon lange tief empfunden hat. Eine ganze Reihe großer Güter 
und Ortſchaften mit gutem Boden würden ihre Produkte vortheilhafter an 
den Markt bringen können; ferner würde aber auch Thorns Getreidebedarf, 
der bei den ſich immer mehr ausdehnenden Mühlenbetrieben in ſtändigem 
Wachsthum begriffen iſt, beſſer Deckung finden können. Ebenſo würden die 
Zuckerfabriken in Unislaw und Culmſee ihren ſteigenden Bedarf an Zucker— 
rüben alsdann leichter befriedigen können. 


Die Fortſetzung der Bahn Kulm —Unislaw nach Thorn liegt auch im 
Intereſſe des Eiſenbahnſiskus, da ſich die Geſammtſtrecke ſicher rentabler 
erweiſen würde, als die Theilſtrecke Kulm-Unislaw, zumal die Betriebsmittel 
in beiden Fällen wohl ziemlich die gleichen ſein müßten und ſomit an 
Generalunkoſten erhebliche Erſparungen eintreten würden. 


Ueber die einzuſchlagende Trace geſtatten wir uns ganz gehorſamſt 
nachſtehende Linienführung in Vorſchlag zu bringen: Die Trace würde u. E. 
am beſten ſo gelegt werden, daß ſie im Allgemeinen der Chauſſee von Unislaw 
nach Thorn folgt. Wie ſich aus der anliegenden Generalſtabskarte mit ein— 
getragener Trace und dem ebenfalls beigelegten Längenprofil ergiebt, würde 
nur diesſeits des Gutes Roſenberg die Linie nach Oſten abſchwenken müſſen, 
um eine hier befindliche Schlucht zum Abſtieg von der Höhe nach der 
Niederung zu benutzen. Die Linie mündet bei Mocker in das dortige 
Armirungsgleis. Die Geſammtlänge der Trace beträgt 26,605 km. Die 
Gefällverhältniſſe ſind im Allgemeinen günſtig, nur zwiſchen den Stationen 
km 18,8 und 19,3 iſt ein größerer Auftrag und ein ſtärkeres Gefälle bis 
auf 1,43 nothwendig. Größere maſſive Brücken bis zu 3,60 m Lichter Weite 
würde bei den Stationen km 2,2, 10,3, 13,1, 14,9 und 19,1 nothwendig 
werden. f 

Es wäre zu erwägen, ob die Trace nicht von Roſenberg ab über das 
Gut Sängerau, das Anſiedlungsgut Lulkau nach der Halteſtelle Liſſomitz zu 
führen iſt, da von und nach dieſen Gütern Rüben, Schnitzel und ſonſtige 
landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe zur Verladung kommen würden. Dieſe 
Linienführung würde nur eine Länge von 23,1 km haben. 
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Eine genügende Rentabilität iſt von der Bahnanlage ſicher zu erwarten, 
da ſchon allein von den an der Strecke gelegenen großen Gütern mit ihrem 
vorzüglichen Boden der Bahn hinreichende Frachtenmengen zukommen würden. 

Der Perſonenverkehr würde vorausſichtlich recht lebhaft werden, namentlich 
an den Tagen des Thorner Wochenmarktes, da natürlich die Güter und 
Ortſchaften ihre hierfür beſtimmten Produkte nicht mehr, wie bisher, mittelſt 
Geſchirr, ſondern auf der Eiſenbahn zum Markte bringen würden. Dies 
würde für die Landwirthe von großem Nutzen ſein, da ihnen dann nicht 
mehr ihre Geſpanne an mehreren Wochentagen entzogen würden. Zwiſchen 
den beiden Endſtationen Thorn und Kulm würde ſich ein reger Perſonen— 
verkehr entwickeln, da Kulm im Sommer ſicherlich von den Thornern viel— 
fach als Ausflugsort benutzt werden würde. 

Verladungen von Vieh würden wohl auch in ziemlichem Umfange 
vorkommen, doch bleibt natürlich der Nachweis einer vorausſichtlich umfang— 
reichen Verfrachtung von Maſſengütern ausſchlaggebend für die Rentabilität, 
und dieſen Nachweis hoffen wir liefern zu können, wenn er ſich natürlich 
auch nicht in allen Theilen ziffermäßig belegen läßt. 

Zunächſt kommen hier die reichen Holzbeſtände des Thorner Stadt— 
waldes, des Sängerauer, Lulkauer und Liſſomitzer Waldes in Frage. Von 
großer Wichtigkeit iſt ferner die Erſchließung der in dieſen Waldungen 
befindlichen Kieslager, an denen jetzt ein fühlbarer Mangel herrſcht. Falls die 
Bahn nach Liſſomitz geführt würde, wäre es wohl nöthig, die Wälder und 
Kieslager durch eine Stichbahn anzuſchließen. 

Die an der Bahn gelegenen Güter würden nach uns von ſachkundiger 
Seite zugegangener Mittheilung im jährlichen Durchſchnitt folgende Güter— 
mengen verfrachten: 
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Die Zuckerfabrik Unislaw hat uns auf unſere Anfrage hin mitgetheilt, 
daß ihre vorausſichtlichen Verfrachtungen auf der Strecke Unislaw — Thorn 
etwa folgende ſein würden, wobei allerdings ein Theil ſchon in den oben 
angeführten Frachtenmengen der Güter enthalten iſt: 


Rüben 160200000 Ztr. 
Sine 90 100000 „ 
A 120000 „ 
Bi ar 7--8000 „ 
Biden Sehen: 60000 „ 


Melaſſe N 20— 25000 
Wahrſcheinlich wird auch die Spiritusbrennerei in Raczyniewo, die 
früher bedeutende Mengen von Rohſpiritus nach Thorn ſandte, nach Fertig— 
ſtellung einer direkten Verbindung wieder einen Theil ihres Produkts hier— 
herbringen. 

Alle dieſe Gütermengen würden der Bahn von der Zeit der Eröffnung 
an zufließen, wobei wir noch erwähnen möchten, daß unſere Ausführungen, 
keineswegs erſchöpfend ſind, da wir nur die in unmittelbarer Nähe der 
zukünftigen Bahnſtrecke gelegenen Güter angeführt haben. Die Bahn muß 
ſonach, da ein ſtändiges Wachsthum der verfrachteten Gütermengen ſicher zu 
erwarten iſt, als ein durchaus rentables Unternehmen angeſehen werden, 
zumal ja Bau- und Unterhaltungskoſten nur gering ſein werden. 

Wenn man in Betracht zieht, daß eine Ueberbrückung der Weichſel 
zwiſchen Kulm und Schwetz nur noch eine Frage der Zeit iſt, ſo läßt ſich 
der Bahn Kulm — Thorn auch eine bedeutende ſtrategiſche Wichtigkeit für die 
Zukunft nicht abſprechen. 

Da man den Bau der Strecke Kulm —Unislaw unſeres Wiſſens ſchon 
begonnen hat, ſo wäre es wünſchenswerth, daß auch die Fortführung bis 
Thorn möglichſt bald in Angriff genommen werden könnte, damit der Kulmer 
Verkehr auch nicht nur zeitweiſe nach Bromberg abgelenkt würde. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz ganz gehorſamſt und dringend, die 
nothwendigen Vorermittelungen möglichſt bald anordnen und den Bau der 
Bahn Unislaw —Thorn in den nächſten Etat einſtellen zu wollen.“ 

Hierauf theilte uns unter dem 8. Dezember der Herr Oberpräſident von 
Goßler im Namen des Herrn Miniſters mit, daß nach dem Ergebniß der 
angeſtellten Ermittelungen die ſtaatsſeitige Herſtellung einer neuen unmittel— 
baren Schienen verbindung zwiſchen Unislaw und Thorn zur Zeit nicht in 
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Aussicht genommen werden könne. Eine Audienz, die unſer Vorſitzender 
daraufhin bei dem Herrn Miniſter hatte, läßt uns allerdings hoffen, daß der 
Ausbau der Strecke Unislaw Thorn doch noch in abſehbarer Zeit von der 
Königlichen Staatsregierung in die Hand genommen wird. Jedenfalls werden 
wir unſeren Antrag binnen Kurzem von Neuem einbringen. . 
Staatsſeitiger Ausbau einer normalſpurigen 
Nebenbahn von Thorn nach Leibitſch. 

Ebenfalls ablehnend lautete der Beſcheid des Herrn Miniſters auf 
unſere Eingabe vom 17. November, betreffend den Ausbau einer normal— 
ſpurigen Nebenbahn von Thorn nach Leibitſch durch den Preußiſchen Staat, 
der wir nachſtehende Begründung gegeben hatten: 

Bereits unter dem 2. Dezember des Jahres 1892 haben wir bei 
Ew. Excellenz den gleichen Antrag eingebracht; wir wurden jedoch daraufhin 
durch Se. Excellenz den Herrn Oberpräſidenten von Goßler dahin beſchieden, 
daß der Frage wegen Herſtellung einer Eiſenbahn zwiſchen Thorn und 
Leibitſch ſchon mit Rückſicht auf die Finanzlage des Staates ſowie zahlreiche, 
noch nicht befriedigte dringendere Verkehrsbedürfniſſe anderer Ländertheile zur 
Zeit nicht näher getreten werden könne. Es wurde uns zur Erwägung 
anheimgeſtellt, ob nicht der Ausbau der fraglichen Strecke als Kleinbahn 
ins Auge zu faſſen ſein werde. 

Trotzdem wir ſchon damals nicht verkannten, daß eine normalſpurige 
Eiſenbahn mit Anſchluß an das Staatsbahnnetz das idealſte Inſtrument zur 
Auſſchließung des in Frage kommenden Bezirks fein würde, ſahen wir uns 
doch bei der ablehnenden Haltung der Staatsbahnverwaltung und bei dem 
wirthſchaftlichen Bedürfniß dieſer Gegend nach beſſeren Verkehrsverhältniſſen 
veranlaßt, der Anregung Folge zu geben und den Bau einer Kleinbahn 
zu betreiben. 

Wir ließen daher zunächſt durch den Bochumer Verein für Bergbau 
und Gußſtahlfabrikation das Projekt einer Kleinbahn ausarbeiten, wobei eine 
Spurweite von 600 mm als die bei hinreichender Leiſtungsfähigkeit billigſte 
gewählt wurde. Nach dieſem Projekte beginnt die Trace der ca. 18 km 
langen Kleinbahn in Antoniewo auf dem Hofe der dortigen Dampfziegelei 
und geht zunächſt nach Leibitſch, wo eine 600 m lange Anſchlußſtrecke zur 
Lüttmannſchen Ziegelei abzweigt. Von Leibitſch aus führt die Bahn nach 
Waldau, überſchreitet den Leibitſcher Bach mit kleiner gewölbter Brücke und 
ichneidet die von Thorn nach Tauer führende Chauſſee im Niveau. Von 
dieſem Schnittpunkt aus führt eine zweite etwa 1000 m lange Abzweigſtrecke 
nach den Waldauer Ziegeleien. Die Hauptſtrecke zieht ſich dann auf der 
rechten Ackerkante der Chauſſee nach Thorn zu, durch die Jakobsvorſtadt 
hindurch bis zur Ueberführung über die Normalbahnſtrecke nach Graudenz 
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und Inſterburg, die hier tief eingeſchnitten iſt. Während bis zu dieſem— 
Punkte dem Ausbau der Bahn faſt gar keine Schwierigkeiten im Wege 
ſtehen, häufen ſich dieſe mit Einführung der Trace nach Thorn. Auf der 
Brücke ſchon muß die Kurve beginnen, um die dicht vor der Einfahrt in 
das Leibitſcher Thor befindliche rechtwinklige Straßenkreuzung in einem Radius 
von 30 m noch überwinden zu können, und auch dies iſt nur dann möglich, 
wenn die zwiſchen dem Feſtungsgraben und der eingeſchnittenen durch das 
Thor führenden Straße befindliche Böſchung, die bei der genannten Straßen— 
kreuzung eine jcharfe Ecke bildet, hier etwas abgerundet wird. Die Bahn 
wird ſodann in 2 Gleiſen durch das Leibitſcher Thor hindurchgeführt. Der 
Plan, den Bahnhof am Weichſelufer anzulegen wurde wegen Platzmangels 
und Hochwaſſergefahr wieder aufgegeben. Da aber die Militärverwaltung 
die Anlage des Bahnhofs innerhalb der Feſtung gefordert hatte, ſo blieb als 
einziger Platz das neben dem Stadtbahnhofe gelegene Grundſtück übrig, 
trotzdem dieſes Terrain wegen des dort vorhandenen Gefälles von 1: 35 
nicht günſtig iſt. Es kommt noch hinzu, daß bei Anlage des Bahnhofs an 
dieſer Stelle eine Erweiterung des Stadtbahnhofs, der jetzt ſchon unter den 
äußerſt beſchränkten Raumverhältniſſen zu leiden hat, für die Zukunft aus— 
geſchloſſen wäre, wodurch ſich die Thorner Bahnhofsverhältniſſe noch unglück— 
licher geſtalten würden, als fie jetzt leider ſchon find. Weitere Schwierigkeiten 
bereitete die durchaus nöthige Verbindung zum Weichſelufer, die ſich nur 
dann ermöglichen läßt, wenn das ſchmalſpurige Gleis innerhalb des Normal— 
gleiſes der Uferbahn nach der Weichſel hinuntergeführt wird. 

Nachdem am 3. Auguſt 1895 ein Termin zur Erörterung der gegen 
das Projekt erhobenen Einwendungen ſtattgefunden hatte, theilte uns der 
Herr Regierungspräſident von Horn unter dem 17. September mit, daß er 
geneigt ſei, die landespolizeiliche Genehmigung zu ertheilen, ſobald einige 
von der Eiſenbahnbehörde gemachten Einwendungen in dem Projekte Berück— 
ſichtigung gefunden haben würden. 

Nun hielten wir die Zeit für gekommen, die Finanzirung der Bahn 
ins Auge zu faſſen, und wandten uns, da die Handelskammer ſelbſt den Bau 
und Betrieb nicht in die Hand nehmen konnte, ſchon weil ſie damals die 
Rechte einer juriſtiſchen Perſon noch nicht beſaß, an den Kreisausſchuß mit 
dem Antrage, daß der Kreis Thorn entweder den Bau und Betrieb der 
Kleinbahn oder eine Zinsgarantie von 3 „% des aufzuwendenden Kapitals 
übernehmen möge. Durch den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, Herrn 
Landrath von Schwerin, wurden wir jedoch dahin beſchieden, daß unſere 
Anträge keine Ausſicht hätten, von dem Kreistage angenommen zu werden, 
es werde ſich daher empfehlen, zur Finanzirung des Projektes einen Zweck— 
verband aus den betheiligten Gemeinden und Gutsbezirken zu bilden, da 
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man alsdann ſowohl auf eine Unterſtützung der Provinz als auch des 
Staates werde rechnen dürfen. Es wurde daher unter dem Vorſitze des Herrn 
Landraths von Schwerin ein Komitee gebildet, das die Konſtituirung des 
Zweckverbandes, wozu bald darauf ſowohl die Stadt Thorn als auch die 
Gemeinde Leibitſch ihre Zuſtimmung gaben, in die Wege leiten ſollte. 
Inzwiſchen iſt jedoch das erwähnte Komitee zu der Ueberzeugung gelangt, 
daß der Ausbau der Strecke Thorn —Leibitſch als normalſpurige Staatsbahn 
dem Bau einer Kleinbahn, dem ja auch ſo viele Schwierigkeiten entgegen— 
ſtehen, bei weitem vorzuziehen ſein würde, und daß es ſich daher empfehlen 
dürfte, nochmals an Ew. Excellenz mit der Bitte um den ſtaatlichen Ausbau 
der Strecke heranzutreten. 

Für den Ausbau der Linie als normalſpurige Bahn ſpricht hauptſächlich 
die Art der zu erwartenden Transporte; dieſe beſtehen in ihrer Mehrzahl aus 
Maſſengütern wie Ziegeln, Steinen, Getreide, Mehl und Kohlen, die die 
Koſten der Umladung in Thorn, welche durch eine ſchmalſpurige Bahn bedingt ſein 
würde, nicht tragen können. Es würden daher einer ſchmalſpurigen Klein— 
bahn eine große Menge von Transporten entgehen, die nach wie vor auf der 
Chauſſee mittelſt Wagen befördert werden würden. Nun könnte man ja 
allerdings die Kleinbahn normalſpurig ausbauen, wodurch die Umladung in 
Thorn wegſiele; dagegen machen ſich aber ganz erhebliche Bedenken geltend. 
Zunächſt würde die Einführung in die Feſtung, der ſich bei der ſchmalen 
Spur von 600 mm ſchon ganz erhebliche Hinderniſſe bieten, kaum durchführ— 
bar ſein; wenn die Militärverwaltung aber geſtatten würde, die Bahn nach 
Bahnhof Mocker zu führen und hier einen Bahnhof zu errichten, wie dies 
früher geplant war, jo würden der Tracirung ganz erhebliche Terrain— 
ſchwierigkeiten entgegenſtehen, ferner würde die Bahn aber auch bedeutend 
vertheuert werden, da der hier anzukaufende Grund und Boden nur zu ſehr 
hohen Preiſen zu erwerben ſein würde. Es iſt ſodann überhaupt fraglich, 
ob eine ſo kurze normalſpurige Kleinbahn, deren weiterer Ausbau ſchon 
wegen der Nähe der ruſſiſchen Grenze wohl ausgeſchloſſen iſt, ſich bei den 
hohen Generalunkoſten rentiren könnte, während ſich dagegen die General— 
unkoſten, falls die Linie als Staatsbahn gebaut würde, auf ein Minimum 
reduziren würden, ſodaß ſich vorausſichtlich, wie wir auch noch weiter unten 
nachzuweiſen gedenken, eine ſehr günſtige Rentabilität herausſtellen würde. 
Als Staatsbahn läßt ſich aber die Strecke auch ganz bedeutend kürzer her— 
ſtellen; fie würde dann von Leibitſch längs des Grembotſchiner Höhenzuges 
nördlich von Bielawy an den Waldauer Ziegeleien vorüber geleitet werden 
können mit Einführung in die Thorn —Inſterburger Bahn ſüdlich von 
Rubinkowo dort, wo die Verbindungsbahn nach dem Bahnhof Mocker führt. 
Mittelſt dieſes Stranges könnten die Leibitſcher Züge nach Mocker und von 
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da nach dem Stadtbahnhofe und der Uferbahn gelangen. Die Strecke 
würde dadurch um ca. 6 km kürzer werden, und die Einführung in die 
Feſtung Thorn wäre ohne weiteres hergeſtellt. 

Eine Rentabilität dieſer kurzen, wenig über 10 km langen Bahn 
bei ſehr geringen Betriebs- und Verwaltungskoſten erſcheint aber ganz ſicher, 
da nach unſeren mit möglichſter Sorgfalt angeſtellten Erhebungen ganz 
bedeutende Frachtenmengen zu erwarten ſind. 

Die an der Linie liegenden großen Ziegeleien werden faſt ihre geſammte 
Produktion auf der Bahn verfrachten; da nun nach Eröffnung der Strecke 
ihr Abſatzgebiet erheblich erweitert wird, jo kann man ganz beſtimmt annehmen, 
daß mindeſtens das Quantum, was die Ziegeleien jetzt herſtellen, der Bahn 
übergeben werden wird. Es kommen hierbei die folgenden Ziegeleien in Betracht: 


Dampfziegelei von Plehwe und Kriewes in Antoniewo mit einer jährlichen 


Produktionsmenge von n.. 200000 Ztr. 
N „ Lüttmann in Leibitſch desal.. . .. 240000 „ 
5 „ Louis Lewin in Waldau ... 400000 „ 
4 „ Lüttmann „ Pr „„ 
7 „ Schwerſenz „ 5 „ EN 
0 „ e eee ee 


Ju rag 1870000 Ztr. 
Der Kohlenverbrauch dieſer Betriebsſtätten wird ſich auf ungefähr 
100000 Ztr. belaufen, ſodaß allein die Ziegeleien eine Frachtenbewegung 
von 1970000 Ztr. hervorrufen werden. Die Leibitſcher Mühle, die in den 
letzten Jahren ganz bedeutend vergrößert worden iſt, wird an Getreide und 
Mehl über 500000 Itr., die Mühle von Hernes in Polniſch Leibitſch etwa 
40000 Ztr. auf der Bahn befördern. Die Einfuhr von Steinen durch den 
Steinſetzmeiſter J. Groſſer in Thorn beträgt zur Zeit 120000 Ztr.; nach 
Herſtellung der Bahn wird ſich die Menge der eingeführten Steine beträcht- 
lich vermehren. 
An Frachtenmengen ſind ferner noch zu erwarten: 
Von dem Gute Bie lawn „ „ ca. 10000 Ztr. 
An Stückgütern e eee eee 
Holz (aus den ostpreußischen Jorſten, das er der Drewenz in Leibitſch 
ankommt und von hier per Bahn weiter geht, um die Fahrten der 
Weichſel zu Ag und Getreide 50000 Bir. 
in 5 : 5 . ca. 20000 „ 
Insgeſammt darf man e auf eine r von 2716000 tr. 
rechnen, ein Quantum, das ſicher hinreicht, die Bahn rentabel zu machen, 
das ſich jedoch noch bedeutend erhöhen würde, wenn die geplante Stärke 
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fabrik in Bielawy zu Stande kommen ſollte, die in 150 Betriebstagen etwa 
1000000 Ztr. Kartoffeln verarbeiten wird. 

Auch der Perſonenverkehr wird wohl recht umfangreich werden und 
dürfte mit 30000 Fahrkarten nach jeder Richtung nicht zu hoch gegriffen ſein. 

Grunderwerbskoſten werden wohl kaum entſtehen, da die Anließer den 
Boden zum Bau ſicherlich koſtenlos hergeben werden. 

Wie der ganze Oſten der Monarchie befigt auch unſer Kreis nur 
wenige induſtriellen Betriebe, weshalb es um ſo mehr geboten ſein dürfte, 
die vorhandenen durch Verbeſſerung der Verkehrsverhältniſſe nach Möglichkeit 
zu unterſtützen und damit gleichzeitig zu neuen induſtriellen Anlagen anzu— 
regen. Eine normalſpurige Bahn von Thorn nach Leibitſch würde in dieſer 
Richtung entſchieden ſegensreich wirken, und da ſie gleichzeitig auch eine gute 
Rentabilität verſpricht, ſo geben wir uns der Hoffnung hin, daß Ew. Excellenz 
unſerem Antrag ein hochgeneigtes Wohlwollen entgegenbringen und die 
nöthigen Vorarbeiten anordnen werden, zumal ja die Gründe, die im Jahre 1892 
zur Ablehnung unſeres Antrages geführt haben, heute nicht mehr gelten, da 
die Finanzlage des Staates jetzt günſtig iſt, die Hauptlinien faſt überall aus— 
gebaut ſind und es jetzt als Aufgabe der Staatsbahnverwaltung betrachtet 
wird, die bisher wenig berückſichtigten Gegenden, namentlich in den öſtlichen 
Provinzen, mehr als bisher zu bedenken.“ 

Auch hier werden wir uns bei dem ablehnenden Beſcheide nicht beruhigen, 
ſondern mit allen Kräften daraufhin ſtreben, daß dieſes Projekt ſobald wie 
möglich doch zur Durchführung kommt. 

viehzüge. 


Unter dem 14. März d. Is. ging uns von der Königlichen Eiſenbahn— 

| direktion in Danzig das hier abgedruckte Schreiben zu: 

„Das Königliche Polizei-Präſidium in Berlin hat den Antrag geſtellt, 

die Viehzüge, welche jetzt in der Nacht auf dem Zentralviehhofe eintreffen, in 

I Zukunft am Tage anzubringen. 

| Begründet wird dieſer Antrag damit, daß in der Nacht die veterinair- 
polizeiliche Unterſuchung bei künſtlichem Licht nicht ordnungsmäßig aus— 
geführt werden kann. Wenn auch die thierärztliche Unterſuchung die 

| Anſteckungsgefahr nicht unter allen Umſtänden beſeitigt, jo jei doch mit hoher 

Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß die Unterſuchung bei Tageslicht eine Ver— 

| ſeuchung des Viehhofs verhindern werde, die bis jetzt mehrfach erfolgt iſt. 

Sollen die Züge in Berlin am Tage ankommen, jo müſſen fie bei der 

I jetzigen Fahrzeit weſentlich ſpäter gelegt werden. Während ſie jetzt in den 
Abendſtunden im Anſchluß an die Viehmärkte den Oſtpreußiſchen Bezirk ver— 
laſſen und in den Morgenſtunden Weſtpreußen durchfahren, um am nächſten 
Abend bezw. in der nächſten Nacht Lichtenberg zu erreichen, von wo die 

| 

| 
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Ueberführung nach dem Zentralviehhof erfolgt, würden ſie, um in den Tages- 
ſtunden Berlin zu erreichen, Oſtpreußen erſt in den ſpäten Vormittagsſtunden 
verlaſſen und in den Abendſtunden Weſtpreußen durchfahren. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Händler, welche in Oſtpreußen ver— 
laden, entſchieden gegen die Aenderung ſind, weil ſie eine Einſtellung des 
Viehs am Ladeorte und eine verzögerte Abfuhr zur Folge hat, während die 
Händler der Provinz Weſtpreußen, die wir durch unſere Kontrolleure ver— 
nehmen ließen, ſich mit großer Freude für die Verlegung der Züge aus— 
ſprechen, weil die Nachtverladung nicht mehr erforderlich ſein würde und die 
Züge, welche im unmittelbaren Anſchluß an die Viehmärkte verkehren würden, 
das Vieh ſchon ſpäteſtens am nächſten Mittag in Berlin anbringen würden. 

Die Eiſenbahndirektion Königsberg hat ſich deshalb, unterſtützt von den 
Behörden, der Landwirthſchaftskammer und den Handelskammern der Provinz 
Oſtpreußen mit ebenſo großer Entſchiedenheit gegen die Verlegung der Züge 
ausgeſprochen, wie wir fie befürwortet haben. 

Unter dieſen Umſtänden iſt eine Verlegung der jetzigen Züge nicht zu 
erwarten. Der berechtigten Forderung des Königlichen Polizeipräſidiums 
kann nur dadurch entſprochen werden, daß die in den Nachtſtunden in 
Lichtenberg eintreffenden Viehwagen nicht in der Nacht, ſondern erſt am Tage 
zum Viehhof überführt und daſelbſt entladen werden, wodurch ſich die Trans.. 
portzeit weſentlich erhöht. 

Es liegt aber keineswegs die Nothwendigkeit vor, daß dieſer Uebelſtand 
auch für das aus Weſtpreußen kommende Vieh eintritt und hat uns deshalb 
der Herr Miniſter beauftragt, uns darüber zu äußern, ob und unter welchen 
Vorausſetzungen die Ankunftszeit des in unſerem Bezirk zum Verſand 
kommenden Viehs in Berlin auf die Tagesſtunden gelegt werden könnte, 
ohne zugleich die Interefen der übrigen Bezirke erheblich zu ſchädigen. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß es nicht möglich iſt, der Forderung des 
Berliner Polizeipräſidiums zu entſprechen, wenn die Beförderung des Weſt— 
preußiſchen Viehs in der bisherigen Weiſe erfolgt. Dies liegt aber auch nicht 
im Intereſſe der Weſtpreußiſchen Händler, welche Werth darauf legen, das 
Vieh nach Schluß der Märkte in den ſpäten Nachmittagsſtunden zu verladen 
und ſo raſch befördert zu ſehen, daß es noch ſpäteſtens in den Mittags— 
ſtunden des folgenden Tages in Berlin eintrifft und entladen werden kann. 

Dieſem Wunſche kann nur entweder durch Einlegung neuer Viehzüge 
oder durch Aufnahme des Viehs in entſprechend verlegte Durchgangsgüterzüge 
Rechnung getragen werden. Bei dem an manchem Tage geringen Umfange 
des Verkehrs haben wir uns mit der Direktion Bromberg zu der letzten 
Maßnahme entſchloſſen und neue Viehbeförderungsgelegenheiten für Oſtpreußen 
hergeſtellt, die aus der Anlage erſichtlich ſind. 


Der entſprechend veränderte Fahrplan der Güterzüge tritt vom 1. Mai ab 
in Kraft. Wir hoffen aber, daß es uns gelingen wird, durch Einlegung von 
Viehzügen für Weſtpreußen mit erhöhter Geſchwindigkeit eine weitere 
Abkürzung der Fahrt und frühere Anbringung der Züge in Berlin zu 
ermöglichen. Durch die Verlegung der Durchgangsgüterzüge tritt eine 
Schädigung anderer Handelsintereſſen nicht ein. 

Ausdrücklich machen wir darauf aufmerkſam, daß die Beförderung des 
Weſtpreußiſchen Viehs nicht blos mit den neuen Zügen erfolgt, ſondern auch 
mit den bisher benutzten, die vorläufig eine Aenderung nicht erfahren und 
zunächſt auch wegen ihrer Anſchlüſſe nach dem Süden und Weſten nicht 
geändert werden können. Es tritt ſomit zu den bisherigen eine neue Vieh— 
beförderungsgelegenheit hinzu, die für Weſtpreußen ſchon deshalb von außer— 
ordentlichem Werthe iſt, weil ſie es ermöglicht, ſofort nach Schluß der 
Märkte das Vieh zu verladen und zu befördern, wodurch nicht nur die 
Beförderungskoſten gemindert, ſondern auch die Zeit von der Zuführung des 
Viehs zur Bahn bis zur Entladung abgekürzt wird. 

Eine Einſchränkung in der Benutzung der Züge könnte nur inſoforn in 
Frage kommen, als das für den Berliner Viehhof beſtimmte Vieh nur mit 
den neuen Zügen zur Beförderung gelangt. Wir glauben aber von einer 
entſprechenden Vorſchrift vorläufig abſehen zu ſollen, weil nach Erlaß des 
Verbots der Nachtentladung auf dem Viehhofe es keinem Händler einfallen 
wird, die alten Verbindungen zu benutzen. Wenn dies gleichwohl aus— 
nahmsweiſe geſchehen ſollte, ſo liegen ſo triftige Urſachen vor, daß wir die 
Beförderung ohnehin nicht verſagen könnten. 

Der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten hat, wohl in der Vor— 
ausſetzung, daß irgend welche Intereſſen geſchädigt werden, uns beauftragt, 
die Landwirthſchaftskammern und die Handelskammern gutachtlich zu hören. 
Wir dürfen wohl auf Ihre Zuſtimmung rechnen, da irgend welche Intereſſen 
nicht geſchädigt werden, und nur eine Beſſerung der jetzigen Zuſtände ein— 
tritt. Um eine thunlichſt umgehende Aeußerung erſuchen wir ſehr ergebenſt.“ 

Wir erwiderten, daß wir in der beabſichtigten Aenderung, wonach 
künftig Vieh, außer in den bisherigen Viehzügen, auch noch in entſprechend 
verlegten Durchgangsgüterzügen zur Verſendung kommen dürfe, nur eine dem 
Viehhandel förderliche Maßregel erblicken könnten, zumal der beſonders für 
unſeren Bezirk in Betracht kommende Zug Oſterode — Lichtenberg eine um 
ca. 6 Stunden kürzere Fahrzeit aufweiſe. Wenn es gelingen ſollte, durch 
Einlegung von Viehzügen mit erhöhter Geſchwindigkeit eine weitere Abkürzung 
der Fahrt zu ermöglichen, ſo würde das für den Viehhandel von um ſo 
größerem Nutzen ſein, als bekanntlich das Vieh durch die Fahrt ſtets leide. 
Gleichzeitig wieſen wir darauf hin, wie nothwendig es ſei, auf den größeren 
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Stationen, die dieſe Viehzüge paſſiren, bequeme Unterſtände für das Vieh, 
wo es getränkt und gefüttert werden könnte, einzurichten. 
Reerpeditionstarif 
für Futtermittel. 

Unſer Antrag auf Erſtellung eines Reexpeditionstarifs für Futtermittel 
ruſſiſchen Urſprungs war, wie wir ſchon im Vorjahre berichteten, von der 
Königlichen Eiſenbahndirektion zu Bromberg mit der Begründung abgelehnt 
worden, daß die Landwirthſchaft von einem ſolchen Tarif Nachtheile für das 
inländiſche Müllereigewerbe befürchte. Um nun Abhilfe zu ſchaffen, ohne 
der Landwirthſchaft Grund zu Befürchtungen, die wir übrigens nicht theilen, 
zu geben, traten wir aufs Neue an die Königliche Eiſenbahndirektion heran 
und ſtellten den Antrag, die Direktion möge geſtatten, daß die von Aleran- 
drowo nach Thorn verladene Kleie auf Grund des Tranſittarifs Alexandrowo — 
Deutſche Stationen weiter geſandt werden dürfe, ſofern die Waare, loſe 
oder hier aufgeſackt, innerhalb 24 Stunden nach Eingang von hier weiter- 
geſandt werde. Wir begründeten dies wie folgt: 

„Die Wagenladungen aus Rußland treffen in Alexandrowo ſo ein, 
daß die betr. Frachtbriefe nur Vormittags eingelöſt werden können. Die 
Weiterbeförderung nach Deutſchland muß zur Vermeidung hohen Stand— 
geldes — mit Ro. 4,28 für den Tag beginnend und progreſſiv ſteigend — 
innerhalb 24 Stunden geſchehen. Um den beſtehenden Frachttarif aus- 
zunutzen, der von Alexandrowo aus nach den deutſchen Stationen nur etwa 
ſo hoch iſt, wie der Lokaltarif von Thorn aus, ſodaß alſo annähernd die 
ganze Lokalfracht Alexandrowo — Thorn bei Anwendung des gebrochenen 
Verkehrs verloren geht, müſſen die einzelnen Waggons von der ruſſiſchen 
Grenzſtation aus in die einzelnen Kanäle geleitet werden. Es bedarf hierzu 
der Beurtheilung nicht nur der eigentlichen Qualität, ſondern auch der 
Mahlung und Farbe der Waare, da nach allen dieſen Richtungen hin die 
einzelnen Käufer, Händler wie Landwirthe, verſchiedene Anſprüche ſtellen. Die 
Spediteure in Alexandrowo ſenden zu dieſem Behufe an die hieſigen Kauf— 
leute Muſter, welche im günſtigſten Falle Abends gegen 6 Uhr, bei Zug— 
verſpätungen aber noch ſpäter in die Hände der Intereſſenten gelangen. Die 
Entnahme der Muſter geſchieht Seitens der Spediteure in aller Eile und 
ohne Sachkenntniß, ſodaß ſie als vollſtändig maßgebend nicht anzuſehen ſind. 
Zur Beurtheilung der Proben und deren Unterſuchung verbleibt nur ganz 
kurze Zeit, da die Verfügungen nach Alexandrowo ſofort ertheilt werden 
müſſen. Eine auf Zuverläſſigkeit Anſpruch machende Unterſuchung iſt daher 
ausgeſchloſſen. Bei trübem Wetter oder gar während des Herbſtes und 
Winters, d. h. bei Lampenlicht iſt die Begutachtung der Waare faſt ganz 
unmöglich. In Folge deſſen ſind Irrthümer und unrichtige Verfügungen 
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und damit verbundene Mißhelligkeiten und Verluſte an der Tagesordnung. 
Hierzu kommt noch, daß das Oeffnen der Waggons in Alexandrowo die beſte 
Gelegenheit zu Beraubungen darbietet. Allen dieſen Uebelſtänden würde mit 
einem Schlage begegnet werden, wenn die Probeentnahme und Unterſuchung 
der Waare hier ſtattfände und dann erſt Verfügung zu treffen wäre. Dies 
kann aber nur geſchehen, wenn der Frachttarif nachträglich zur Berechnung 
käme. Es liegt auf der Hand, daß eine Frachtvertheuerung am letzten Ende 
die Konſumenten, alſo die Landwirthſchaft, treffen muß, in deren Intereſſe 
noch in neueſter Zeit die Detarificirung der Futtermittel ins Werk geſetzt 
worden iſt. Der ruſſiſch-deutſche Tarif kann den Frachttarif keinesfalls 
erſetzen, denn er ermäßigt den gebrochenen Verkehr von ruſſiſcher Station — 
Alexandrowo plus Alexandrowo — Thorn nur um etwa Ro. 5, — für den 
Waggon, während die Ermäßigung bei dem Frachttarif Ro. 11—12 beträgt. 
Dieſer Unterſchied zwiſchen den beiden ermäßigten Sätzen iſt aber ſchon meiſt 
die Hälfte des unter regelmäßigen Verhältniſſen dem Händler verbleibenden 
Gewinnes.“ 

Einen Beſcheid hierauf haben wir noch nicht erhalten. 


Direkte Holztarife aus Außland nach den 
oſt⸗ und weſtpreußiſchen Hafenplätzen. 


Unter dem 26. Januar d. Is. theilte uns die Königliche Eiſenbahn— 
direktion zu Bromberg mit, daß die direkten Holztarife von dem mittleren 
und ſüdweſtlichen Rußland nach den oſt- und weſtpreußiſchen Hafenplätzen 
zur Ausfuhr über See, da keine Bedenken gegen ſie geltend gemacht worden 
ſeien, demnächſt eingeführt werden ſollten. Nunmehr ſei aber von der 
Direktion der Marienburg-Mlawkaer Eiſenbahn beantragt worden, in jenen 
Ausnahmetarif noch eine größere Anzahl polniſcher Stationen einzubeziehen, 
und zwar die Mehrzahl der Stationen der ruſſiſchen Weichſelbahn, die 
Stationen der Linie Warſchau Bjeloſtock und diejenigen der Linien Iwan— 
gorod — Olkuſch und Koluſchki —Oſtrowez der Iwangorod-Dombrowaer Eiſen⸗ 
bahn. Die Kammer möge ſich dazu äußern, ob gegen die beantragte Aus— 
dehnung des Holztarifs etwas einzuwenden ſei. Wir erwiderten, daß durch 
dieſe Maßregel zweifellos dem Thorner Markte gewiſſe Quantitäten Holz 
entzogen werden würden, doch würden die in Frage kommenden Mengen 
nicht beträchtlich genug ſein, um deshalb gegen die Ausdehnung des Holz— 
tarifs auf die polniſchen Stationen ernſthafte Bedenken geltend machen zu 
können. 


Ausnahmetarife zwiſchen deutſchen 


und orientaliſchen Bahnen. 


Am 24. November ſchrieb uns die Eiſenbahndirektion zu Bromberg: 
„Zwiſchen deutſchen und orientalischen Bahnen iſt die Einführung von 
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Ausnahmetarifen für die Ausfuhrartifel der Balkanſtaaten einerſeits und die 
deutſchen Ausfuhrartikel andererſeits ſowie eines Ausnahmetarifs für Güter 
aller Art beſchloſſen worden. 

Wir erſuchen ergebenſt um gefl. baldige Mittheilung der deutſchen Aus— 
fuhrartifel, für welche Sie die Einführung von Ausnahmetarifen für nöthig 
halten und bitten gleichzeitig, diejenigen deutſchen Stationen zu bezeichnen, 
deren Aufnahme in die einzelnen Artikeltarife erforderlich wird. Bei Prüfung 
der Bedürfnißfrage erſuchen wir beſonders die Artikel Mineralwaſſer und 
Möbel aus gebogenem Holz zu berüchichtigen. 

Wir bemerken indeſſen, daß nur ſolche deutſche Ausfuhrartikel und Ver— 
ſandſtationen in die neuen Tarife einbezogen werden ſollen, für welche auch 
thatſächlich ein Bedürfniß hierzu vorliegt. 

Auf Grund des Tranſittarifs nach Zimony (Semlin) vom 1. Novent- 
ber 1895, welcher durch die neuen Tarife erſetzt und daher mit Einführung 
derſelben aufgehoben wird, ſind von Stationen des diesſeitigen Bezirks in den 
letzten 2 Jahren keine Sendungen abgefertigt worden.“ 

Wir äußerten uns hierzu unter dem 23. Dezember folgendermaßen: 

„Auf die ſehr geehrten Schreiben vom 24. v. M. und 18. d. M. 
IV 8760 h und IV 9536 h betreffend die Einführung von Ausnahmetarifen 
zwiſchen deutſchen und orientalischen Bahnen, erwidern wir ſehr ergebenſt, 
daß unſer Bezirk mit den orientaliſchen Bahnen keine Beziehungen unterhält 
und eine Ausfuhr nach den in Betracht kommenden Ländern von hier aus 
nicht ſtattfindet, ſodaß wir ein direktes Intereſſe an der Geſtaltung der 
betreffenden Tarife nicht nehmen. Ob eine zweckentſprechende Stellung der 
Tarife geeignet iſt, dem deutſchen Zucker zu einer erhöhten Ausfuhr nach der 
Levante zu verhelfen, wo bekauntlich der deutſche Zucker an der Verſorgung 
der Märkte gegenüber den konkurrirenden Ländern einen nur ſchwachen Antheil 
hat, vermögen wir zur Zeit nicht zu beurtheilen, da die Intereſſenten unſeres 
Bezirks ſich hierzu noch nicht geäußert haben, und wir uns daher vor— 
behalten, hierauf eventuell zurückzukommen.“ 

Im Anſchluß hieran gaben wir unter dem 7. Januar noch nachſtehendes 
Gutachten ab: 

„Von den von uns befragten Zuckerintereſſenten wird eine Herabſetzung 
der Tarife für Zucker nach der Levante befürwortet und hierzu folgendes mit— 
getheilt. Nach der Levante geht nur rafſinirter Zucker, daher iſt das Intereſſe 
an billigen Zuckertarifen für unſeren Bezirk nur ein indirektes. Für die Aus- 
fuhr von Zucker nach dem Orient kommen hauptſächlich die hierfür geographiſch 
am geeignetſten liegenden ſchleſiſchen Raffinerien in Betracht. Um einen Export 
zu ermöglichen, müßten jedoch die Tarife ſo niedrig normirt werden, daß die 
ſchleſiſchen Fabriken erfolgreich mit den ohnehin günſtiger geſtellten öſterreichiſchen 


nn —— —— — 


60 

konkurriren könnten. Zur Zeit wird von den ſchleſiſchen Raffinerien aller— 
dings faſt gar kein Zucker nach den Balkanſtaaten exportirt; hieran ſind 
jedoch hauptſächlich die dortigen unſicheren Verhältniſſe ſchuld. Es iſt von 
den Käufern daſelbſt nicht zu erlangen, daß ſie den von den deutſchen 
Exporteuren geforderten Bankrembours bewilligen und ohne ſolche Sicherheit 
iſt ein Verkehr mit dieſen Ländern mit großen Schwierigkeiten verknüpft. 
Immerhin würden günſtige Zuckertarife es den deutſchen Exporteuren geſtatten, 
im Laufe der Zeit ein ſicheres Abſatzgebiet in der Levante zu erringen.“ 


Aufhebung des Ausnahmetarifs für Getreide 


und Mühlenfabritate nach Böhmen. 


Unter dem 29. Juli machte die Eiſenbahndirektion bekannt, daß der Aus— 
nahmetarif vom 1. Januar 1898 für die Beförderung von Getreide und Mühlen— 
fabrikaten von oſtdeutſchen Stationen nach den wichtigſten nen 
Grenzſtationen am 20. September außer Kraft treten werde. 

Im Anſchluß an eine Eingabe der Handelskammer zu Bromberg wurden 
auch wir gegen die Aufhebung des Tarifs, die die mühſam angebahnten 
Handelsbeziehungen wieder zerreißen würde, vorſtellig, erhielten jedoch den 
Beſcheid, daß unſerem Antrage nicht entſprochen werden könne, da die Auf— 
hebung dieſer Sätze auf Antrag der Königlichen Generaldirektion der ſächſiſchen 
Staatsbahn erfolgt ſei und der preußiſchen Auſſichtsbehörde Einwirkungen 
auf die Entſchließungen dieſer Verwaltung nicht zuſtänden. Auch würde 
eine derartige Einwirkung umſoweniger von Erfolg ſein, als die ſächſiſche 
Staatsbahnverwaltung vorzugsweiſe durch die fortgeſetzten Beſchwerden ihrer 
eigenen Landwirthſchaft zur Kündigung der Ausfuhrſätze veranlaßt worden 
ſei. Seit dem Beſtehen des Tarifs hätten die ſächſiſchen Landwirthe, beſonders 
in der Oberlauſitz, darüber Klage geführt, daß ihnen durch die bedeutende 
Frachtverbilligung für das Poſener Getreide nach Böhmen dieſes Land für 
den Abſatz ihres eigenen im vorhergehenden Jahre ſchlecht gerathenen Getreides 
faſt ganz verſchloſſen würde, während ſie ihren eigenen Bedarf an gutem 
Getreide aus dem Poſener und Bromberger Bezirk zu bedeutend höheren 
Frachtkoſten decken müßten. Da es ſich ferner um einen Ausnahmetarif 
handele, der lediglich zu dem Zwecke eingeführt worden ſei, um bei der vor— 
jährigen ſchlechten Getreideernte in Oeſterreich- Ungarn den deutſchen Land 
wirthen den Abſatz ihres überſchießenden Getreides dorthin zu erleichtern, es 
außerdem den betheiligten Kreiſen auch nicht hätte ferngeblieben ſein können, 
daß gegen dieſen Tarif von verſchiedenen Seiten lebhaft agitirt worden ſei, 
ſo hätte man jedenfalls bei dem Abſchluſſe weiterer Lieferungsverträge für 
das laufende Jahr auch die Möglichkeit einer Wiederaufhebung der Ausfuhr— 
ſätze mit in Betracht ziehen müſſen. 


Staffeltarife für die Wagenladungs⸗ 
güter und die Güter der Spezialtarife. 


Unter dem 13. Auguſt haben wir nachſtehende Petition an das 
Königliche Staatsminiſterium gerichtet: 

„Dem Königlichen Staatsminiſterium erlaubt ſich die gehorſamſt unter— 
zeichnete Handelskammer den Antrag zu unterbreiten, veranlaſſen zu wollen, 
daß die Streckenſätze für die Wagenladungsgüter und die Güter der Spezial- 
tarife nach dem Prinzip der mit zunehmender Entfernung fallenden Skala 
erſtellt werden. 

Das jetzt noch für einen Theil der Güter beſtehende kilometriſche Tarif- 
ſyſtem ſchädigt namentlich die preußiſchen Oſtprovinzen und hindert ſie, an 
dem allgemeinen wirthſchaftlichen Auſſchwung Deutſchlands den gebührenden 
Antheil zu nehmen; hier würde durch allgemeine Einführung von Staffel- 
tarifen ohne Zweifel am beſten und leichteſten Abhilfe geſchafft werden. Dieſe 
Tarifmaßregel würde aber nicht nur eine erhebliche Ermäßigung der Transport— 
koſten zur Folge haben, ſondern auch das für den Eiſenbahnſiskus günſtige 
Reſultate zeitigen, daß mit ihr keine Einbuße an den Reineinnahmen ver- 
bunden ſein würde, was bei einfacher Herabſetzung der kilometriſchen Fracht— 
ſätze ſchwerlich der Fall ſein würde. Es iſt ſogar mit Beſtimmtheit anzu— 
nehmen, daß die allgemeine Einführung des Staffelſyſtems die Ueberſchüſſe 
aus der Eiſenbahnverwaltung vermehren wird, welche Wirkung ſich ja auch 
bei dem leider aufgehobenen Getreideſtaffeltarif nach dem Weſten deutlich 
gezeigt hat. Wie Seine Excellenz, der Herr Staatsminiſter Thielen in der 
Herrenhausſitzung vom 16. Februar vorigen Jahres mittheilte, iſt ja die 
hohe Staatsregierung ſelbſt dem Prinzip der Staffeltarife geneigt, und die 
für den 1. Oktober feſtgeſetzte Einführung des Staffeltarifs für Stückgüter 
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Schweidnitz um Erſtellung von Staffeltarifen für Stückgüter unterſtützt und 
ſind auch heute noch der Ueberzeugung, daß dieſe Ermäßigung der Stückgut 
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frachten im Intereſſe der Allgemeinheit nur freudig zu begrüßen iſt. Wir 
vermögen uns daher auch keineswegs der gegen die Einführung dieſes Tarifs 
gerichteten Agitation anzuſchließen, können jedoch nicht verkennen, daß für 
einen gewiſſen Prozentſatz der Verkehrsintereſſenten, die jetzt Gelegenheit haben 
unter Benutzung des Sammelladungstarifs der Spediteure ihre Stückgüter 
billig zu verfrachten, durch die Einführung des neuen Stückguttarifs eine 
Benachtheiligung eintreten wird, da die Spediteure den Sammelladungs— 
verkehr in dem bisherigen Umfange nicht werden aufrechterhalten können. 
Die Spediteure ſelbſt werden natürlich am meiſten geſchädigt werden, und 
ſicherlich werden viele von ihnen ihren Betrieb einſtellen oder wenigſtens ein— 
ſchränken müſſen, wodurch ſich auch die Eutlaſſung zahlreicher Arbeitskräfte 
nöthig machen wird. Bei allgemeiner Einführung der Staffeltarife würden 
dieſe Schädigungen wegfallen und damit auch jeder Widerſtand gegen den 


Stückgutſtaffeltarif hinfällig werden. 


Natürlich müßte dieſe allgemeine Einführung des Staffelſyſtems 
möglichſt gleichzeitig mit der Einführung des Stückgutſtaffeltarifs Platz 
greifen, damit nicht durch dieſen erſt ein Theil der Spediteure zur Aufgabe 
des Betriebes gezwungen wird. Da nun die allgemeine Einführung 
des Staffelſyſtems doch wohl in dem Plane der hohen Staatsregierung 
liegt, ſo iſt kein Grund vorhanden, die Ausführung dieſes Planes hinaus— 
zuſchieben, wenn eine ſolche Verſchiebung erhebliche wirthſchaftliche Schädi— 
gungen zur Folge haben muß. 

Nachdem ſchon jetzt ca. 80 9% aller Güter in Staffeltarifen gefahren 
werden, zu denen am 1. Oktober noch etwa 5 % Stückgüter kommen, läßt 
ſich die Beibehaltung des kilometriſchen Syſtems für die übrigen 15 % der 
zu fahrenden Güter ſchwer vertheidigen. Auch iſt nicht anzunehmen, daß die 
allgemeine Einführung des Staffeltarifs ernſthaft bekämpft werden wird, da 
ſie ja keinerlei Bevorzugung oder Benachtheiligung irgend einer Gegend zur 
Folge hat. Hat doch ſelbſt ein Gegner des Getreideſtaffeltarifs in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 11. März 1897 betont, daß im Prinzip 
der Grundſatz der Staffel als richtig anerkannt werden müſſe und daß man, 
wenn die Staatsregierung an eine generelle Reform herantrete, die auch 
Getreide und Mühlenfabrikate umfaſſe, dieſe Tarifvorlage mit vollſtändiger 
Objektivität prüfen werde. 

Wir bitten daher das Königliche Staatsminiſterium ganz gehorſamſt, 
unſerem Antrage möglichſt bald ſtattgeben zu wollen.“ 


2. Waſſerſlraßen. 


Waſſerbau verwaltung. 


Gegen die beabſichtigte Zuweiſung der Waſſerbauangelegenheiten an 
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das landwirthſchaftliche Miniſterium find wir in nachſtehende Eingabe vom, 
27. September bei dem Herrn Handelsminiſter vorſtellig geworden: 

„Eure Excellenz ſind kürzlich in verſchiedenen Eingaben dringend 
gebeten worden, Ihren hohen Einfluß gelegentlich der beabſichtigten Neu— 
ordnung der Waſſerbauangelegenheiten geltend zu machen. Der Plan, das 
geſammte Waſſerbauweſen dem landwirthſchaftlichen Miniſterium anzu— 
gliedern, hat in den Kreiſen der Handel und Gewerbetreibenden die lebhafteſte 
Beſorgniß hervorgerufen, und auch wir können dieſe Löſung der ſchwebenden 
Frage nicht als eine glückliche bezeichnen. 

Mit eiſernem Fleiße iſt es dem deutſchen Handel und der deutſchen 
Induſtrie in den letzten Jahrzehnten gelungen, ganz ungeheure Fortſchritte 
zu machen und ſich auf dem Weltmarkte eine vorher nie erreichte Stellung 
zu erobern, die ſich jedoch nur dann behaupten laſſen wird, wenn alle irgend 
möglichen Verkehrserleichterungen gewährt werden und wenn die Kraftquellen, 
die uns zu Gebote ſtehen, auch ungehindert ausgenutzt werden können Für 
den Verkehr ſpielen neben den Eiſenbahnen die ſchiffbaren Ströme und Kanäle 
die Hauptrolle, da ſie in hervorragendem Maße geeignet ſind, den Bezug der 
für die Induſtrie nöthigen Rohſtoffe ſo billig wie möglich zu geſtalten. Die 
Ausnutzung der Triebkräfte des Waſſers für die Zwecke der Induſtrie iſt zwar 
zur Zeit noch von nicht allzu großer Bedeutung, doch dürfte ſich dies ſchon 
in dem nächſten Jahrzehnt ändern, nachdem jetzt die Möglichkeit nachgewieſen 
worden iſt, die Waſſerkräfte aus dem Gebirge durch elektriſche Uebertragung 
auf größere Entfernung hin nutzbar zu machen. Es iſt ferner für die Induſtrie 
von Bedeutung, daß die Ableitung der Schmutzwäſſer nicht in einer Weiſe 
geregelt wird, die die gewerblichen Betriebe allzu ſehr belaſtet. 

Wir halten uns nun ſchon deshalb verpflichtet, Ew. Excellenz in dieſer 
Sache anzugehen, als es auch für unſeren Handelskammerbezirk von hervor— 
ragender Wichtigkeit iſt, welche Stellung das an der Spitze der Waſſer— 
bauverwaltung ſtehende Miniſterium zu den uns berührenden waſſerbaulichen 
Angelegenheiten nehmen wird. Die Anlage eines Holzhafens, die Schiffbar- 
machung der Drewenz, die Erweiterung des Bromberger Kanals, die Netze⸗ 
regulirung, alle dieſe Projekte, deren Ausführung zur wirthſchaftlichen Hebung 
unſeres Bezirks Bedeutendes leiſten würden, harren noch der Löſung. 

Wir verkennen ja nun keineswegs, daß auch die Landwirthſchaft an 
dem Waſſerbauweſen erheblich intereſſirt ift, jedoch fallen dieſen Intereſſen 
gegenüber die von Handel und Induſtrie ſchon jetzt entſchieden mehr ins 
Gewicht, und dieſes Verhältniß wird ſich bei dem weiteren, von Allerhöchſter 
Stelle geförderten Ausbau unſeres Kanalſyſtems immer mehr zu Ungunſten 
der Landwirthſchaft verſchieben. So freudig es daher auch zu begrüßen iſt, 
wenn die jetzt vier verſchiedenen Miniſterien unterſtellten Waſſerbauangelegen— 


heiten in einer Hand vereinigt werden ſollen, wodurch die wünſchenswerthe 
Einheitlichkeit der Verwaltung garantirt wird, ſo müſſen wir doch dagegen 
Widerſpruch erheben, daß gerade das landwirthſchaftliche Miniſterium als die 
geeignete Zentralinſtanz betrachtet wird. Ein Miniſterium, dem die Wahrung 
beſtimmter, hier landwirthſchaftlicher, Intereſſen übertragen iſt, das ferner als 
Verwalter von Domänen und Forſten direkt Partei iſt, kann ſich bei den 
im Waſſerbauweſen häufig nöthig werdenden Entſcheidungen über wider— 
ſtreitende Intereſſen unmöglich parteilos fühlen; vor allen Dingen wird es 
nie als parteilos angeſehen werden, weshalb man ſeinen Entſcheidungen ſtets 
mit — berechtigtem oder unberechtigtem — Mißtrauen begegnen wird. Es 
liegt u. E. auch in dem wohlverſtandenen Intereſſe des landwirthſchaftlichen 
Miniſteriums, daß ihm die Angelegenheiten des Waſſerbaues nicht übertragen 
werden, da es ſonſt leicht bei Entſcheidungen, die gegen das Intereſſe der 
Landwirthſchaft ausfallen, das Vertrauen der landwirthſchaftlichen Kreiſe 
verlieren könnte. 

Gegen die Zutheilung an das Miniſterium für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten ſpricht aber weiterhin der Umſtand, daß gegen den 
Ausbau unſerer Waſſerſtraßen gerade von Seiten der Landwirthe eine lebhafte 
Agitation entwickelt wird, die entſchieden bei dem landwirthſchaftlichen 
Miniſterium leichter als bei einem neutralen ſich Gehör verſchaffen könnte. 
Man ſollte überhaupt ſelbſt den Schein einer einſeitigen Begünſtigung zwiſchen 
Erwerbskreiſen vermeiden, zumal ſchon jetzt vielfach über Bevorzugung der 
Landwirthſchaft Klage geführt wird. Wir beanſpruchen daher auch nicht, 
daß die Angelegenheiten des Waſſerbaues dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe übertragen werden, ſondern möchten vielmehr befürworten, daß 
hierfür ein neutrales Miniſterium ins Auge gefaßt wird. Es käme hier 
zunächſt das Miniſterium der öffentlichen Arbeiten in Betracht, doch darf 
wohl angenommen werden, daß dieſes bereits zu ſtark überlaſtet iſt; wir 
ſchließen uns daher der auch von anderer Seite ausgeſprochenen Anſicht an, 
wonach die Schaffung eines beſonderen Miniſteriums für das Waſſerbau— 
weſen als das Wünſchenswertheſte erſcheint. Bei einer ſolchen Zentralſtelle 
wäre eine vollſtändig unparteiiſche Abwägung beim Vorhandenſein wider— 
ſtreitender Intereſſen möglich, auch könnte hierin keinesfalls eine Benach— 
theiligung der Landwirthſchaft erblickt werden. 

Wir wenden uns daher vertrauensvoll an Eure Excellenz als den 
berufenen Vertreter unſerer Intereſſen und bitten ganz gehorſamſt, 

Eure Excellenz wollen bei der Neuordnung des Waſſerbau— 
weſens Ihren Einfluß zu Gunſten von Handel und Gewerbe hoch— 
geneigteſt geltend machen. 

Handel und Induſtrie beanſpruchen keine Vorrechte, doch köunen ſie bei 
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ihrer heutigen Bedeutung für das geſammte Staatsweſen erwarten, daß ihre 
Intereſſen nicht zu Gunſten eines anderen Berufsſtandes zurückgeſetzt werden.“ 
Großzſchifffahrtsweg Berlin — Stettin. 

Von den beiden Projekten eines Großſchifffahrtsweges zwiſchen Berlin 
und Stettin kann für uns nur das in öſtlicher Linienführung mit einem 
Seitenkanale Alt Friedland —Küſtrin in Frage kommen, weshalb wir auch 
verſchiedentlich Veranlaſſung genommen haben, uns zu Gunſten dieſer Trace 
auszuſprechen, zuletzt in der nachſtehenden an den Herrn Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten gerichteten Eingabe: 

„Als der Plan einer beſſeren Waſſerverbindung zwiſchen Berlin und 
Stettin auftauchte, fand er in den Oſtprovinzen zunächſt wenig Beachtung, 
da bei der projektirten Trace ein Nutzen für den Oſten nicht zu erwarten 
war. Erſt durch das Gegenprojekt, wonach die Waſſerverbindung zwiſchen 
den beiden Städten in öſtlicher Linienführung mit einem Seitenkanal von 
Alt-Friedland nach Küſtrin hergeſtellt werden ſollte, wurde das Intereſſe 
unſerer Gegend an dieſer Waſſerſtraße wachgerufen. Hier war der Vortheil, 
den dieſe Linie allein ſchon durch eine beſſere Verbindung des Oſtens mit 
dem konſumkräftigen Berlin gewähren würde, ſofort klar; ja, im Hinblick auf 
die Projekte des Mittelland- und des Teltower Kanals konnte für den Oſten 
der Monarchie nur die öſtliche Trace in Frage kommen. In einer von uns 
zur Beſprechung dieſer Angelegenheit am 27. Juni v. Is. einberufenen Ver— 
ſammlung wurde deshalb auch die nachſtehende Reſolution einſtimmig 
angenommen: 

„Die auf Veranlaſſung der Handelskammer zu Thorn am 27. Juni 
1898 im Artushof tagende öffentliche Verſammlung von Schifffahrtsintereſſenten 
beſchäftigte ſich mit dem Großſchifffahrtsweg Berlin — Stettin. 

Die Verſammlung erblickt in der öſtlichen Linienführung diejenige 
Waſſerſtraße, welche allein dem Oſten der Monarchie und auch den Intereſſen 
von Thorn und Umgebung Vortheile gewährt. 

Die Vortheile beſtehen in der gleichzeitig herzuſtellenden Anſchlußlinie 
von Alt-Friedland nach Küſtrin zur Warthemündung, welche nur bei der 
öſtlichen Linienführung des Berlin-Stettiner Waſſerweges möglich iſt. 

Dieſe Anſchlußlinie gewährleiſtet eine gradlinige um ca. 63 km verkürzte 
Verbindung mit Berlin, unter Vermeidung der Oder, wodurch ein reger 
Schiffsverkehr erzeugt werden wird. 

Außerdem iſt dieſe Anſchlußlinie im Verein mit dem Teltower und 
dem Plauen'ſchen Kanale eine Fortführung des Mittellandkanals zum Oſten, 
welche dann dazu berufen iſt, den Güteraustauſch zwiſchen Weichſel, Oder, 
Elbe, Weſer und Rhein auch im Binnenſchifffahrtsverkehr herbeizuführen. 

Die Hilfe, welche der öſtlichen Landwirthſchaft durch beſſeren Abſatz 
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ihrer Produkte und in beſonderer Weiſe dem 700 km großen Oderbruch 
durch Entwäſſerung gewährt werden kann, erweckt die Sympathie der 
Verſammlung. 

Dieſelbe erſucht daher die Königliche Staatsregierung um Ausführung 
der öſtlichen Waſſerſtraße Berlin —Stettin mit Auſchluß zur Warthemündung, 
wodurch die Intereſſen von Berlin und Stettin in keiner Weiſe geſchädigt 
werden, während andererſeits Landwirthſchaft, Industrie, Handel und Schiff— 
fahrt ganzer öſtlicher Provinzen an den Segnungen dieſes Werkes theilnehmen 
würden.“ 

Die Oſtlinie als nothwendiges Bindeglied zwiſchen dem Mittellandkanal 
und den öſtlichen Waſſerſtraßen würde einen höchſt ſegensreichen und be— 
lebenden Einfluß auf unſere Binnenſchifffahrt und auf den Güteraustauſch 
mit dem Weſten ausüben und auch zur Erhöhung der Rentabilität des 
erſteren beitragen. Freilich müßte dann aber auch dafür geſorgt werden, daß 
von und nach der Weichſel größere Schiffsgefäße mit einer Tragfähigkeit von 
600 Tonnen verkehren könnten. Zu dieſem Zwecke wäre vor allem eine 
Vertiefung der Netze und die Verbreiterung des Bromberger Kanals, der jetzt 
nur den Finowmaßkähnen den Durchgang geſtattet, ins Auge zu faſſen. 
Während das Weſtprojekt des Berlin — Stettiner Großſchifffahrtwegs nur für 
dieſe beiden Städte von Bedeutung ſein würde, würde die Oſtlinie neben der 
Vermittlung dieſes Verkehrs unſerer geſammten Binnenſchifffahrt zum Vortheil 
gereichen. Etwaige Mehrkoſten dieſer Linie können daher auch nicht gegen 
ihre Ausführung geltend gemacht werden. 

Wenn man darauf hinweiſen wollte, daß doch auch die Weſtlinie, 
ebenſo wie der jetzige Finowkanal den Binnenſchifffahrtsverkehr zwiſchen dem 
künftigen Mittellandkanal und den öſtlichen Waſſerſtraßen vermitteln würde, 
fo ift doch leicht zu erſehen, daß ein Umweg von ca. 60 km auf einer mit 
vielen Schleuſen verſehenen Fahrſtraße ein ganz erhebliches Hinderniß für 
den Verkehr bilden würde, wie dies ja auch jetzt die geringe Zahl der von 
der Weichſel nach Berlin und darüber hinaus durch den Finowkanal 
ſchwimmenden Schiffe beweiſt. Hierzu kommt noch, daß die Oſtlinie den 
bequemen Verkehr mit dem Oſten Berlins herſtellen würde, der namentlich 
für unſeren Spiritusverſandt von Wichtigkeit iſt, da die Spirituslager Berlins 
ſich vornehmlich im Oſten der Stadt befinden. 

Als Hauptverſandtartikel, die auf der faſt ſchnurgeraden Waſſerſtraße 
zwiſchen der Weichſel und dem Rheine verfrachtet werden würden, ſind zu 
nennen: Getreide und Mehl, Zucker, Kartoffeln, Spiritus und Holz: alſo 
lauter Produkte, deren erhöhter Abſatz unſerer Land- und Forſtwirthſchaft zu 
Gute kommen würde. Seit Aufhebung der Staffeltarife für Getreide klagen 
Landwirthe und Getreidehändler unſerer Gegend über die Schwierigkeit des 
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Abſatzes ihrer Produkte; auch wir haben ja ſchon verſchiedentlich Gelegenheit 
genommen, Ew. Excellenz um Wiedereinführung dieſer Tarife oder wenigſtens 
um Frachtermäßigung von Getreide zu bitten. Hier würde die Kanallinie 
die dringend erwünſchte Abhilfe ſchaffen, wie dies ja auch in dem von den 
Aelteſten der Berliner Kaufmannſchaft erſtatteten Gutachten hervorgehoben 
wird. Damit würde auch der wirthſchaftliche Widerſinn beſeitigt werden, 
daß der Oſten unſeres Vaterlandes wegen der ungünſtigen Frachtverhältniſſe 
Getreide nach dem Auslande verſenden muß, während der Weſten noch 
bedeutend größere Mengen Getreides zur Befriedigung ſeines Konſums 
importirt. Neben dem aus den oſt- und weſtpreußiſchen Forſten ſtammenden 
Holze würde allerdings auch der Verſandt des eingeführten ruſſiſchen und 
galiziſchen Holzes nach Mittel- und Weſtdeutſchland erleichtert werden, doch 
bildet dies für unſere deutſche Forſtwirthſchaft keinen Nachtheil, da wir nicht 
im Stande ſind, unſeren Bedarf durch einheimiſches Holz genügend zu decken. 
Der erleichterte Bezug von Schwellen und Grubenhölzern würde unſeren 
Eiſenbahnen und unſeren Bergwerken das erforderliche Material verbilligen. 
Bei der Möglichkeit der Verfrachtung von geſchnittenem Holze in größeren 
Schiffsgefäßen würde ſich aber in unſerer Gegend bald eine umfangreiche 
Holzindustrie entwickeln und damit eine Hebung des induſtriearmen Oſtens, 
die ja auch von der hohen Staatsregierung in dankenswerther Weiſe angeſtrebt 
wird, bewirkt werden. 

Als Maſſenartikel, die auf dem Binnenſchifffahrtswege von dem Oſten 
bezogen werden würden, kommen wohl hauptſächlich Düngemittel und Eiſen⸗ 
waaren in Betracht. Zwiſchen Berlin und den Weichſelſtädten würde ſich 
wohl auch bald ein regelmäßiger Dampfer- und Schleppverkehr anbahnen. 

Wir möchten uns ſchließlich noch geſtatten, darauf hinzuweiſen, daß 
eine Stellungnahme der Regierung zu Gunſten der Weſtlinie leicht dazu 
führen könnte, das Projekt des Mittellandkanals zu gefährden, da hierdurch 
die Zahl der Kanalgegner im Landtage vermehrt werden könnte, denn es 
würde dann ſchwerer ſein, einen erheblichen Vortheil des Mittellandkanals 
für den Oſten der Monarchie feſtzuſtellen. 

Wir können nach allem Ew. Excellenz nur den dringenden Wunſch 
gehorſamſt unterbreiten, hochgeneigteſt für die Durchführung der ſogenannten 
Oſtlinie des Großſchifffahrtswegs Berlin — Stettin eintreten zu wollen, da 
nur dann die Herſtellung eines einheitlichen Kanalnetzes gewährleiſtet 
werden kann.“ 

Holzbafen. 

Wir ſchrieben in unſerem letzten Berichte, daß wir nun, nachdem die 
landespolizeiliche Genehmigung zum Bau eines Holzhafens ertheilt worden 
ſei, mit allen Kräften auf eine baldige Finanzirung hinwirken würden. Wir 
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haben deshalb zunächſt eine Denkſchrift ausgearbeitet, um unſerem Plane die 
weiteſte Verbreitung geben zu können, und hierin u. A. Nachſtehendes aus— 
geführt: 

„Der Bau eines Holzhafens würde für alle Traften, die Thorn paſſiren, 
die Gefahren, die ihnen bei kürzerem oder längerem Aufenthalte hier drohen, 
beſeitigen; den Hauptvortheil hätten aber natürlich diejenigen Hölzer, die 
unverkauft hier ankommen und jetzt entweder unterhalb der Stadt Thorn 
oder bei Schulitz feſtlegen müſſen, wo fie oft Monate lang allen Gefahren 
des wechſelnden Waſſerſtandes ausgeſetzt ſind. Wie wir aber oben geſehen 
haben, iſt auch eine Reihe von verkauften Traften, die nach Bromberg oder 
darüber hinaus beſtimmt find, Häufig gezwungen, wegen Ueberfüllung des 
Brahnauer Hafens wochenlang auf der offenen Weichſel liegen zu bleiben. 
Dieſe könnten ſpäter im Thorner Hafen ruhig abwarten, bis die Möglichkeit 
ihrer Einſchleuſung in den Brahnauer Hafen gegeben wäre. Von großem 
Vortheil würde aber der Hafen für die erſt im Spätherbſte anlangenden und 
für die bis zum Eintritt des Eisgangs nicht verkauften Traften ſein, da 
ihnen alsdann hier ein ſicheres Winterlager geboten wäre, während jetzt die 
Eigenthümer ſolcher Hölzer gezwungen ſind, ſie vor Eintritt des Eis ganges 
zu jedem Preiſe loszuſchlagen. Die Beſitzer dieſer Hölzer würden dann im 
nächſten Frühjahre die erſten auf dem Holzmarkte ſein und faſt mit Sicher— 
heit auf lohnende Preiſe rechnen können. Auch im Sommer könnten die 
Holzimporteure bei ſinkenden oder unlohnenden Preiſen den Hafen angehen 
und hier beſſere Konjunkturen abwarten, während ſie jetzt des großen Riſikos 
wegen das Holz ſo bald wie möglich verkaufen müſſen. 

Die Lagerung der Flöße in einem Holzhafen würde ferner dazu bei— 
tragen, vielen Streitigkeiten unter den Lieferanten und Empfängern vorzu— 
beugen oder ſie raſcher zu beendigen. Es iſt jetzt nicht ſelten, daß Zwiſtig— 
keiten entſtehen, da ſich oft die als geſund gekauften Hölzer als ſchwammig 
oder ſonſtwie verdorben erweiſen, ſobald ſie zur Bearbeitung an das Land 
gezogen werden. Ein Holzhafen würde hierin gründlich Wandel ſchaffen, denn die 
Verbände der Traften könnten im Hafen gelöſt und die einzelnen Hölzer 
genau unterſucht und taxirt werden. Sodann würde man die Hölzer ſor— 
tiren und die gleichen Qualitäten zu neuen Flößen vereinigen können, wodurch 
die Verwerthungsmöglichkeit des Holzes bedeutend geſteigert werden würde. 
Thorn würde dann zum Mittelpunkt des oſtdeutſchen Holzhandels werden, 
weil hier das Holz ſtets in gewünſchten Qualitäten und Mengen zur Ver⸗ 
fügung ſtände. 

Ein weiterer Vortheil des Hafens für den Holzhandel würde aber die 
Möglichkeit der Lombardirung der hier lagernden Hölzer ſein. Käme hierzu 
noch die Genehmigung zur Errichtung eines Holztranſitlagers, ſo würden 
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dem Holzhandel in der Thorner Hafenanlage alle wünſchenswerthen Erleichte— 
rungen zur Verfügung ſtehen, und ein erheblicher Aufſchwung wäre ſicher zu 
erwarten, der auch befruchtend auf andere Gebiete der wirthſchaftlichen 
Thätigkeit in unſerem Bezirke wirken würde. 


Zunächſt wäre hierfür die Holzinduſtrie, ſpeziell die Sägemüllerei zu 
nennen, deren Bedeutung am Orte bis jetzt noch gering iſt. Sie arbeitet in 
der Hauptſache für den Bedarf von Thorn und der nächſten Umgebung und 
verbraucht von den hier ankommenden Hölzern vielleicht 60 —70 Traften 
jährlich. Die meiſten Sägemühlen liegen ziemlich weit ab vom Waſſer, auch 
mangelt ihnen der Bahnanſchluß; ferner trägt das Fehlen geeigneter Aus— 
waſchplätze dazu bei, daß ſich bisher die Thorner Holzinduſtrie nicht in der 
wünſchenswerthen Weiſe entwickeln konnte. Hier würde ohne allen Zweifel 
der Holzhafen eine bedeutſame Wendung herbeiführen, und gerade auf dieſe 
Wirkung, eine umfangreiche Holzinduſtrie in unſerem induſtriearmen Oſten 
ins Leben zu rufen, möchten wir das Hauptgewicht legen. 


In dem Projekte zum Bau eines Holzhafens ſind genügende Plätze 
zur Anlegung von Sägemühlen und anderen holzinduſtriellen Etabliſſements 
vorgeſehen, ebenſo wird für geeignete Auswaſchplätze geſorgt werden. Da die 
zu verarbeitenden Hölzer bis zum Gebrauch im Waſſer liegen bleiben könnten, 
ſo wären ſie vor dem Blauwerden geſchützt, ein Vortheil, der nicht unter— 
ſchätzt werden darf. Die Lage dieſer Betriebe wäre dann in jeder Hinſicht 
vorzüglich. Sie könnten, da Thorn der erſte Markt für die über Schillno 
eingehenden Traften iſt, ſich die am beſten geeigneten Hölzer, nachdem ſie 
ſie auf ihre Qualität geprüft hätten, ausſuchen und die geſchnittenen oder 
ſonſtwie bearbeiteten Hölzer entweder auf dem Waſſerwege oder auf der 
ebenſo bequem liegenden Bahn verſenden, wobei als ſelbſtverſtändlich voraus— 
geſetzt wird, daß bis dahin die Uferbahn bis zum Holzhafen weitergeführt 
ſein wird. Die Thorner Holzinduſtrie würde dann natürlich einen ganz 
erheblichen Bruchtheil des eingehenden Holzes konſumiren und umfangreiche 
Lagerflächen des Hafens für das zu verarbeitende Holz in Anſpruch nehmen 
müſſen. Da während des ganzen Jahres ſtets große Mengen unverkauften 
Holzes im Hafen liegen würden, ſo wären die Schneidemühlen auch nach 
Schluß der Schifffahrt im Stande, bei eintretendem Bedarf das nöthige Roh— 
material dieſem Vorrathe zu entnehmen und etwaige Aufträge ſofort zur Aus— 
führung zu bringen. 

Indirekt käme der Hafen auch der Schifffahrt zu Gute, da dieſe jetzt 
häufig namentlich durch die unterhalb der Stadt Thorn liegenden Traften, die oft 
nur Raum für einen Kahn offen laſſen, behindert wird. Auch die Gefahr, 
daß Schiffe durch losgeriſſene Traften beſchädigt werden, wäre dann vermindert. 


Es bleibt uns schließlich noch übrig darauf hinzuweiſen, daß auch der 
Staat ein hervorragendes Intereſſe an dem Bau des Holzhafens hat. Es 
könnten z. B. bei der Gefahr der Einſchleppung von Seuchen, namentlich der 
Cholera, die Flößereimannſchaften bezüglich ihres Geſundheitszuſtandes in dem 
Hafen bequem überwacht und die angeordneten Desinfektionsmaßregeln leicht 
vorgenommen werden. 

Daß der Hafen für die Zwecke der Stromregulirung nur förderlich ſein 
wird, iſt uns in einem Schreiben des Chefs der Weichſel-Strombauverwaltung 
Seiner Excellenz des Herrn Oberpräſidenten Dr. von Goßler beſtätigt worden, 
worin hervorgehoben wird, daß die Hafenanlage im ſtrombauſiskaliſchen 
Intereſſe als erwünſcht bezeichnet werden müſſe. Thatſächlich würden auch 
die Gefahren der Eisſtauung durch den Hafendamm, der zur Vertiefung des 
Flußbettes und zur Beſchleunigung der Strömung beitragen wird, vermindert 
und damit die Zwecke der Stromregulirung durch Feſtlegung des Hochwaſſer— 
profils gefördert werden. 

Da durch die jetzt an den Ufern feſtlegenden Traften namentlich bei 
ſteigendem Waſſer die Buhnen häufig beſchädigt werden, ſo hat der Strombau— 
ſiskus ein Intereſſe daran, daß dieſes Umherliegen der Hölzer auf dem Strome 
verboten wird, was jedoch erſt nach Fertigſtellung des Holzhafens durch— 
führbar iſt. 

Von der Zollverwaltung würde die Errichtung eines Holzhafens ſicher 
freudig begrüßt werden, da er die Möglichkeit zu mannigfachen Erleichterungen 
bei der Verzollung böte. So wird es jetzt von der hieſigen Zollbehörde als 
Uebelſtand empfunden, daß auf dem Zollreviſionsfelde faſt ſtändig verzollte 
und unverzollte Traften zuſammenliegen und ſo den Ueberblick erſchweren. 
Heute würde es eine Härte fein, wenn jede abgefertigte Traft ſofort 
abſchwimmen müßte, auch wenn das Holz noch nicht verkauft iſt und daher 
der Beſtimmungsort noch nicht feſtſteht. Sobald jedoch ein Holzhafen vor— 
handen ſein wird, können die unverkauften Traften, die zollamtlich abgefertigt 
ſind, dorthin verbracht und nöthigenfalls auf Tranſitlager genommen werden. 
Es wird dann überhaupt in Erwägung gezogen werden müſſen, ob man 
nicht alle Traften, die bei ihrer Ankunft in Thorn noch keinen Beſtimmungs— 
ort haben, in den Hafen nehmen und dort verzollen ſoll. 

Für die Feſtung Thorn wird es ſicher auch von Bedeutung ſein, wenn 
ſich in der Nähe ſtets ein gewiſſer Vorrath an Bau- und Nutzholz befindet. 

Der Holzhafen wird ſonach dem Holzhandel Sicherheit und Bewegungs— 
freiheit gewährleiſten, er wird eine leiſtungsfähige Holzinduſtrie ins Leben 
rufen, die Sicherheit für die Schifffahrt vermehren, die Zwecke der Strom— 
regulierung befördern und auch für die Allgemeinheit mannigfache Vor— 
theile bringen. a 


Die Auffindung eines für den Hafen geeigneten Geländes erwies ſich 
ſchwerer, als man Anfangs angenommen hatte. Eines Theils ſetzten die 
Rayonverhältniſſe der Feſtung andererſeits die Grunderwerbskoſten oder die 
ungenügende Flächengröße, endlich auch die Unmöglichkeit, das Hochwaſſer— 
profil des Stromes mehr als zuläſſig einzuſchränken, für die Wahl eines 
ſolchen enge Grenzen. 


Nach vergeblichen Bemühungen das Gelände bei Okroczyn am rechten 
Stromufer unterhalb Thorn für dieſen Zweck zu benutzen, blieb nur noch das 
Gelände hinter der ſogenannten Korzeniec-Kämpe übrig, welches zwar von 
der Stadt weiter abgelegen iſt, aber allen übrigen Forderungen bezüglich der 
Größe und der Möglichkeit, den Hafendeich ohne Einſchränkung des Hoch— 
waſſerprofils zu ſchütten und namentlich auch bezüglich einer geſicherten und 
bequemen Einbringung der Traften genügt. 


Der Holzhafen ſoll auf dem Gelände der Alt-Thorner Kämpe und des 
Wieſenburger Außendeichs in dem tiefer gelegenen Kämpentheile hinter der 
am rechten Weichſelufer belegenen Korzeniec-Kämpe zwiſchen dieſer und dem 
Hochwaſſerdeiche der Stadtniederung angelegt und gegen das ſeitliche Ein— 
ſtrömen des Hochwaſſers durch einen ſtarken Deich geſchützt werden, deſſen 
Böſchung beiderſeits dreifache Anlage erhalten, um eine eventuelle Benutzung 
dieſer Flächen zum Heraufwinden und Herunterlaſſen von Hölzern zu 
ermöglichen. Der hochwaſſerfreie Anſchluß dieſes Deiches erfolgt oberhalb 
der Wieſenburger Ziegelei bei dem Heyſeſchen Gute auf der Okroczyner Kämpe. 
Die nördliche Begrenzung des Hafens wird durch den Thorner Niederungs- 
deich gebildet, während die 85 m breite Einfahrt zum Hafen im ſüdweſtlichen 
Theile derſelben dicht oberhalb der ſtromfiskaliſchen Alt- Thorner Strom— 
meiſterei liegt. Um dem Holzhandel einen möglichſt großen Raum zur 
Unterbringung der Traften zu bieten, iſt auch die geſammte Fläche der Alt— 
Thorner Kämpe und des Wieſenburger Außendeiches hinter der Korzeniee— 
Kämpe für die geplante Anlage in Anſpruch genommen worden, ſo daß das 
Hafengebiet eine Größe von 182 ha beſitzt, die ſich auf die einzelnen Anlagen 
wie folgt vertheilen: 


a. nutzbare Hafenfläche in Höhe des mittleren Waſſer— 


ſtandes von 1,12 m am Thorner Pegel. . 105 ha 
b. Holzlagerfreie Verkehrsſtraße nn. 13 „ 
Fr .. is nassen atee wine eine Din 
d. Holzauswaſchplätze - e 
e. für induſtrielle Anlagen vefernirte Flächen eh 
f. Hafendeich, Böſchungen, Zufuhrwege &. . . . 35 „ 


zuſammen wie oben 182 ha 
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Da die auf der Weichſel verkehrenden Flöße ganz außerordentlich ver— 
ſchiedene Längen und Breiten beſitzen, ſo iſt eine Angabe darüber, wieviel 
Flöße in dem Hafen gleichzeitig Platz finden können, zutreffend kaum zu 
machen. Im Allgemeinen dürfte eine mittlere Größe von 2500 bis 3500 qm 
am häuſigſten vorkommen. Nimmt man eine durchſchnittliche Flächengröße 
einer Traft von 3000 qm an, ſo würden danach gleichzeitig im Hafen 350 
Traften Platz finden können. Da die Böſchungen des Hafenbaſſins und der 
Hafeneinfahrt theils mit drei- und theils mit zehnfacher Anlage vorgeſehen 
ſind, würde bei eintretendem Hochwaſſer noch einer Anzahl von 50 bis 100 
Traften über die vorhin angegebene Zahl hinaus Schutz gewährt werden können. 
Vergleichsweiſe möge hier angeführt werden, daß der Binnenhafen der 
Brahemünder Anlage nebſt Brahe und Außenhafen zuſammengenommen im 
Falle der Noth, wobei nur eine 15 m breite Verkehrsſtraße bleibt, nur 82 ha 
Fläche bietet, während hier im gleichen Falle nach Abzug der freizulaſſenden 
Verkehrsſtraße ca. 130 ha zur Verfügung ſtehen würden. 

Die Tiefe des Hafens iſt ſo bemeſſen, daß für den Transport der 
Traften bei niedrigſtem Waſſerſtande von 0,6 am Thorner Pegel noch eine 
Waſſertieſe von 0,50 m verbleibt, die Hafenſohle demnach 1,10 m unter 
Null am Thorner Pegel liegt. Die Sohle des alten, längs des Hafendeichs 
hinführenden Stromarmes, der gegenwärtig zur Verlandung beſtimmt und 
daher mittelſt dreier Durchlagen durchbaut wurde, iſt in einer Breite von 
40 m und einer Tiefe von 1,6 m unter Null am Pegel auszubaggern, um 
etwaigen Schleppdampfern den erforderlichen Tiefgang zu gewähren. Die 
Waſſerfläche des Hafens ſelbſt ſoll durch Haltepflähle, die den höchſten 
Waſſerſtand überragen, in eine Anzahl von Feldern getheilt werden. Die 
öſtliche und ein Theil der nördlichen Böſchung des Hafenbaſſins ſind mit 
zehnfacher Anlage angelegt und zum Auswaſchen von Hölzern vorgeſehen. 
Das angrenzende Gelände ſoll auf eine Höhe von 6,8 m am Thorner Pegel 
erhöht und zu Lagerplätzen benutzt werden. Hinter den öſtlichen Lagerplätzen 
iſt das Gelände bis zum Anſchluß des Hafendeichs bei Okroczyn bis 1 m 
unter Deichkrone zu erhöhen, um erſtens überflüſſige Bodenmaſſen entſprechend 
unterzubringen und zweitens Plätze für induſtrielle Anlagen zu ſchaffen. Die 
geſammte Länge des Hafens vom oberen Beginn bis zum Ende der Hafen— 
einfahrt beträgt 3100 m und ſeine größte Breite 640 m. 

Der Hafendeich, deſſen Lage zum Strome auf 1100 m Entfernung 
von dem am linken Weichſelufer gelegenen Neſſauer Niederungsdeich ange— 
nommen wurde, iſt nur in ſeinem ſtromauf gelegenen Theile einem geringen 
Waſſerdrucke ausgeſetzt, welcher bis zum Deichkopfe am Hafeneingang allmählig 
mit dem Gefälle des Stromes abnimmt und ſchließlich aufhört; er iſt lediglich 
mit Rückſicht auf eine etwaige wirthſchaftliche Benutzung ſeiner Böſchungen 
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und Krone mit einer Breite der letzteren von 0,60 m und Böſchungen von 
1: 3 angelegt; außerdem wird gleichzeitig der Zweck damit verbunden, in 
dichter Nähe der auszubaggernden Flächen eine größere Menge des Bagger— 
bodens unterzubringen und wegen deſſen vielleicht weniger guten Beſchaffen— 
heit dem Deiche etwas ſtärkere Abmeſſungen zu geben. Die Krone des 
Deiches erhält dieſelbe Höhe wie ſie der Niederungsdeich hat, nämlich 
+ 8,79 am Thorner Pegel. Die Böſchungen des Deiches und die über 
dem gewöhnlichen Waſſerſpiegel des Hafens liegenden Böſchungen ſollen zum 
Schutze gegen die Beſchädigung durch Wellenſchlag beraſt bezw. eingeſät werden. 

Der allmählig bis auf Geländehöhe (ca. 3,6 m am Thorner Pegel) 
abfallende Hafenkopf iſt gegen Eisgang, Hochwaſſer und Wellenſchlag beider— 
ſeits mit 0,4 m ſtarkem, auf 20 em dicker Grandſchicht ruhendem Pflaſter 
aus geſprengten Feldſteinen gedeckt; die Fugen ſollen gegen Ausſpülung des 
Bettungsmaterials bei Wellenſchlag mit Cementmörtel vergoſſen werden, 
wodurch einer Verſackung des Pflaſters vorgebeugt wird. 

Die Deichkrone ſowie die Banketts ſollen derart durch Lehm und Kies, 
den man gelegentlich der Baggerung zu finden hofft, gedeckt und befeſtigt 
werden, daß beide als Wege für den Hafen- und Holzverkehr benutzt werden 
können. Im übrigen ſind die gefährdetſten Stellen der Hafen- und der 
Hafendeichböſchung durch ſinkſtückartige Packwerkslagen und Steindeckung 
ſoweit geſichert, daß eine nachtheilige Rutſchung des Böſchungsfußes nicht 
zu befürchten iſt. 

Für den Hafenmeiſter iſt ein Wohngebäude am Anfang des Hafens 
in der Nähe der Wieſenburger Ziegelei gedacht. Der für die erwähnten 
Baulichkeiten in Ausſicht genommene Flächentheil des Hafengeländes ſoll 
zuvor durch die gewonnene Baggererde auf angemeſſene und gleichzeitig hoch— 
waſſerfreie Höhe gebracht werden. Von hier aus dürfte ſich dann auch am 
leichteſten der Anſchlußverkehr für den Eiſenbahnbetrieb bewerkſtelligen laſſen. 

In der Nähe des unteren Endes des Hafens iſt am rechten Ufer, um 
die leichte Verbindung mit der Landſtraße und dem Hafenamte zu behalten, 
die Anlage eines Auſſehergebäudes geplant; dem Aufjeher wird es obliegen, 
die erſten Meldungen der in den Hafen kommenden Traften, deren Einweiſung 
in die Abtheilungen zu bewirken und die erforderliche Auſſicht auszuüben. 

Die für die Anlage erforderlichen baulichen Ausführungen werden bei 
regem Betriebe 4 Jahre in Anſpruch nehmen, wobei techniſche Schwierigkeiten 
erheblicher Art nicht zu erwarten ſein dürften. 

Der Koſtenanſchlag enthält folgende e 
Tit. 1. Grunderwerb e.. Ä „ des Me 

„ II. Erd- und Robiingäncheiten re ehr e EINE 
„ III. Ufer und Böfchungsarbeitn . 2 2 20202. 205134 „ 


Tit. IV. Verwaltungs- und Wohngebäude 


50000 Mk. 


„ V. Haltepfähle, Grenzſteine u er.. 6230 „ 
„ VI. Vorarbeiten, Bauleitung ꝛe ..... / 288554 „ 
aan ET 


. 
Geſammtkoſten 5426500 Mk. 

In die Koſtenberechnung find die ſämmtlichen Ausgaben aufgenommen 
worden, die erforderlich werden, wenn die Hafenanlage in ihrer vollen Aus— 
dehnung zur Ausführung gebracht wird. Die hierbei eingeführten Einheits— 
ſätze ſind ſo bemeſſen, daß eine Ueberſchreitung bei normalen Zeitverhältniſſen 
ausgeſchloſſen erſcheint, daß aber bei regem Betriebe und beſonders günſtigen 
Verhältniſſen Erſparniſſe erhofft werden dürften, wenn leiſtungsfähige und 
tüchtige Bauunternehmer die eintretenden vortheilhaften Waſſerſtände ſtets 
günſtig ausnützen. Sollte es bei ſolchem Betriebe ſich ermöglichen laſſen, 
den geplanten Bau ſtatt in 4 Jahren ſchon in 3 beenden zu können, ſo 
würde allein ſchon an Baugelderzinſen eine ganz erhebliche Summe erſpart 
werden können. 0 

Es wird ſich empfehlen, einen allmähligen Ausbau des Hafens vor— 
zunehmen, für welchen zunächſt nur die geſammten Grunderwerbs— und 
Sicherungskoſten für den Deich und deſſen Befeſtigung aufzubringen ſein 
würden; es würde dann der alte Stromarm für die Schleppdampfer in der 
veranſchlagten Form, an dieſem entlang nach Bedarf ein zuvörderſt ſchmaleres 
Hafenbecken auszubaggern und ſomit abzuwarten ſein, ob die Verkehrs⸗ 
verhältniſſe und Einnahmen eine allmählige Vergrößerung wünſchenswerth 
erſcheinen laſſen. 

Nimmt man eine durchſchnittliche Traftengröße von 3000 qm an, ſo 
würde einſchließlich der freibleibenden Verkehrsſtraßen bei 200 unterzubringenden 
Traften nur etwa 70 ha Kämpenland auszubaggern ſein, was bei einer 
durchſchnittlichen Abtragshöhe von 5,0 m 3500000 ebm Baggerung und 
zwar zu je 70 Pfennig 2450000 Mark Koſten verurſachen würde. Es 
würden ſomit bei Tit. II. anſtatt der Ausgabeſumme von rund 4091000 Mark 
nur eine ſolche von rund 2450000 Mark nöthig werden und ſich der 
Anſchlag dadurch auf etwa 3500000 Mark ermäßigen. Da ſich aber ſicher 
annehmen läßt, daß auch noch Erſparungen gemacht werden können, ſo wird 
vorausſichtlich ein leiſtungsfähiger Unternehmer den theilweiſen Ausbau des 
Hafens für 3000000 Mark ausführen können. 

Leider iſt uns die landespolizeiliche Erlaubniß zum Bau des Hafens 
nur unter folgenden, ſchweren Bedingungen ertheilt worden: 

„1. Der Unternehmer des Holzhafenbaues bei Thorn iſt verpflichtet, 
auf Verlangen der Deichauſſichtsbehörde den Weichſelſtromdeich der Neſſauer 
Niederung bis km 26,25 der Weichſelſtromkarte in den Abmeſſungen und 


Formen des bereits ausgeführten Neſſauer Deiches auf feine Koſten weiter— 
zuführen. 

2. Da durch die beabſichtigte Einſchränkung des Hochwaſſerprofils die 
Gefährdung der Korzeniec-Kämpe bei Hochwaſſer und Eisgang vorausſichtlich 
erheblich geſteigert werden wird, kann das Belaſſen der dort befindlichen 
Wohnſtätten nicht geſtattet werden. Der Unternehmer hat daher vor Beginn 
des Hafenbaues für die Beſeitigung dieſer Wohnſtätten zu ſorgen und neben 
dem Erſatz für etwaige Wirthſchaftserſchwerniſſe die Eigenthümer der auf der 
Korzeniec-Kämpe belegenen Ländereien, welche in Folge des Hafenbaues einem 
ſtärkeren Stromangriffe ausgeſetzt werden, entſprechend zu entſchädigen.“ 

Nun iſt u. E. die Fortführung des Neſſauer Niederungsdeiches nur 
eine Frage der Zeit, da er in ſeiner jetzigen Ausdehnung ſeine Aufgabe doch 
nicht ganz erfüllt und Theile der Niederung dem Hochwaſſer weiterhin aus— 
geſetzt bleiben. Wir halten es daher für eine Aufgabe der Neſſauer Deich— 
baugenoſſenſchaft, für die Weiterführung des Deiches zu ſorgen. Für die 
Bewohner der Korzeniec-Kämpe beſteht die Gefahr, daß bei Hochwaſſer oder 
Eisgang ihre Gebäude weggeriſſen werden, ſchon lange. Dieſe Gefahr iſt 
durch die Stromregulirung und den Bau des Neſſauer Niederungsdeiches 
erheblich geſteigert worden, ſodaß, wenn wir recht unterrichtet ſind, die König— 
liche Regierung bereits den Gedanken erwogen hat, die Bewohner an einer 
ungefährdeten Stelle anzuſiedeln. Es wäre daher ungerecht, für die Gefähr— 
dung der Kämpenbewohner allein die Hafenbaugeſellſchaft verantwortlich zu 
machen. 

Wir nehmen als ſicher an, daß die erwähnten Bedingungen dem Hafen- 
bauunternehmer erlaſſen werden, wir hoffen aber weiter, daß die Königliche 
Staatsregierung uns bei dem Bau des Holzhafens auch finanziell unterſtützen 
wird, da u. E. das geſammte Kapital zum Hafenbau kaum aus Privatkreiſen 
aufzubringen ſein wird. 

Bei der hervorragenden Bedeutung des Holzhafens ſowohl für Handel 
und Induſtrie des Oſtens, als auch für die Schifffahrt und Verbeſſerung der 
Stromverhältniſſe würde es vielleicht das Beſte ſein, was auch am ſchnellſten 
zum Ziele führen würde, wenn der Staat den Bau des Holzhafens voll— 
ſtändig in die Hand nehmen würde. Eine mäßige, wenn nicht gar gute 
Verzinſung ſeines Kapitals wäre dem Staate gewiß, auch könnten die auf— 
gewendeten Gelder in nicht zu langer Zeit amortiſirt werden. 

Falls Handel und Induſtrie im Oſten gedeihen, hört auch der Abfluß 
deutſcher Elemente nach dem Weſten auf, ja es werden ſicherlich unter— 
nehmungsluſtige deutſche Elemente aus dem Weſten hierherziehen. Da die 
Königliche Staatsregierung ſich jetzt in dankenswerther Weiſe um die Hebung 
des Deutſchthums in den Oſtprovinzen bemüht, für andere Städte auch ſchon 
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Manches gethan hat oder zu thun im Begriff iſt, jo iſt es ficher ein Gebot 
der Gerechtigkeit, auch Thorn, das bisher vernachläſſigt war, kräftig zu unter— 
ſtützen und der alten Königin der Weichſel zu neuer Blüthe zu verhelfen. 
Daß Thorn und Umgebung im Kerne deutſch ſind und fühlen, haben ſie bei 
der letzten Reichstagswahl bewieſen, wo der Angriff der Polen dürch die 
Einigkeit der Deutſchen zurückgewieſen und die Vertretung des Kreiſes wieder 
einem Deutſchen übertragen wurde. Wenn jetzt die Königliche Staats- 
regierung das Ihrige zur Stärkung des Deutſchthums thut, ſo wird unſer 
Wahlkreis den Polen für immer verloren gehen und das Polenthum über— 
haupt mehr und mehr zurückgedrängt werden. 

Wir hoffen, daß dieſe Erwägungen die Königliche Regierung die, wie 
wir wiſſen, ſchon jetzt dem Projekte des Holzhafens ſympathiſch gegenüber— 
ſteht, zu kräftigem Vorgehen zu Gunſten des Hafens bewegen werden, damit 
das ſegensreiche Werk ſo bald wie möglich in Angriff genommen werden kann.“ 

Dieſe Denkſchrift haben wir mit folgendem Anſchreiben im Oktober dem 
Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten eingereicht: 

„Ew. Excellenz geſtatten wir uns ganz gehorſamſt, anliegend unſere 
Denkſchrift über den Bau eines Holzhafens bei Thorn zu überreichen mit der 
Bitte, unſerem Projekte ein hochgeneigtes Intereſſe entgegenbringen zu wollen. 
Welch großen Nutzen für Holzhandel und Holzinduſtrie ſowie den geſammten 
Wohlſtand unſeres Bezirks ein ſolcher Hafen haben würde, glauben wir darin 
hinreichend nachgewieſen zu haben; leider iſt aber unſere Hoffnung, die 
Geſammtkoſten aus Privatkreiſen aufzubringen, nur gering, da das Unter— 
nehmen wohl eine ſichere und allmählig ſteigende, jedoch immer nur mäßige 
Verzinſung gewähren wird, ſodaß in Kapitaliſtenkreiſen wohl keine allzugroße 
Neigung zur Betheiligung vorhanden ſein wird, falls nicht durch ſtaatliche 
Zinsgarantie oder einen ſtaatlichen Zuſchuß, deſſen Verzinſung erſt in zweiter 
Linie gefordert werden würde, ein Anreiz dazu gegeben wird. Wenig wahr— 
ſcheinlich iſt es auch, daß die am meiſten am Bau Intereſſirten, die Holz— 
händler und Holzinduſtriellen, das nöthige Geld aufbringen, da dieſe zum 
Theil aus Ausländern beſtehen. Ein ausländiſcher Kaufmann aber, der 
ſeine Waaren über die verſchiedenſten Punkte, je nach der Konjunktur, 
verſendet, wird überhaupt wenig geneigt ſein, ſein Kapital an einem dieſer 
Orte feſtzulegen. Die größte Geneigtheit zur Betheiligung beſteht in den 
Kreiſen deutſcher Holzimporteure, jedoch zweifeln wir ſtark, ob von ihnen die 
geſammten zum Bau nothwendigen Koſten hergegeben werden können. Wir 
würden es nach alledem für das Beſte halten, wenn der Staat den geſammten 
Bau ſelbſt in die Hand nehmen würde, was ohne großes Riſiko geſchehen 
kann, denn es iſt u. E. ſicher, daß das aufgewendete Kapital mindeſtens zu 
3, wahrſcheinlich ſogar zu 3½—4 % ſich verzinſen wird, wobei noch durch 
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eine jährliche Amortiſationsquote von 1 % das Kapital in etwas über 
40 Jahren dem Staate wieder zufließen wird. 

Ein genauer Nachweis der Rentabilität des Hafens iſt natürlich nicht 
zu erbringen, doch läßt ſich mit ziemlicher Sicherheit eine mäßige Verzinſung 
und Amortiſation des Baukapitals berechnen. Unbedingte Vorausſetzung 
iſt dabei allerdings, daß die beiden dem zukünftigen Bauunternehmer auf— 
erlegten Bedingungen: Fortführung des Neſſauer Niederungsdeiches und 
Ankauf der Außendeich-Ländereien auf der Korzeniec-Kämpe, nachgelaſſen 
werden. 

Da man wohl am beſten den Hafen zunächſt nur für 200 Traften 
ausbauen würde, ſo würde ſich die Rechnung folgendermaßen geſtalten: 

Nach dem Koſtenanſchlage erfordert der theilweiſe Ausbau einen Koſten— 
aufwand von 3500000 Mark. Die von uns befragten Sachverſtändigen 
ſind jedoch der Meinung, wie dies ja auch im Koſtenanſchlag ſelbſt zugegeben 
wird, daß die Ausgaben für die Erdarbeiten etwas zu hoch angeſetzt ſind; 
der Geſammtbetrag werde ſich mit großer Wahrſcheinlichkeit auf 3000 000 Mk. 
ermäßigen laſſen. 

Bei einer Verzinſung von 4 % wäre dann aufzubringen: 


ar Wazinſung (( „120000 
fue Woetiſation (1 %,, ¹1 r-Qnnn . 100 
c. für Betrieb und Unterhaltung.. et N] 0.072907" 


Insgeſammt 180000 Mk. 

Ueber die vorausſichtliche Benutzung des Hafens laſſen ſich genaue 
Zahlen freilich auch nicht angeben, doch läßt ſich wenigſtens eine gewiſſe 
Minimalbenutzung nachweiſen. 

Während des Sommers liegen jetzt ſtändig mindeſtens 50 Traften bei 
Thorn und ein gleiches Quantum bei Schulitz. Dieſe Hölzer werden künftig 
den Hafen ſicherlich angehen. Gering gerechnet werden aber 50 Traften, die 
jetzt ſofort weitergehen, den Hafen zwecks Abwartung beſſerer Konjunktur oder, 
falls ſie nach Bromberg beſtimmt ſind, bis zur Möglichkeit des Einlaufens 
in den Brahnauer Hafen benutzen. Ferner würde aber eine ziemliche Anzahl 
Traften, die ſich noch dazu von Jahr zu Jahr ſteigern würde, für die 
Schneidemühlen und anderen holzinduſtriellen Anlagen, die ſicherlich bald an 
dem Hafen errichtet werden würden, in den Hafen gelegt werden. Auch im 
Winter würde der Hafen, wenn auch von einer kleineren Anzahl Traften, 
benutzt werden; jo würden alle zu ſpät ankommenden und unverkauften Hölzer 
in den Hafen gehen, der noch dazu ſtets einen Vorrath für die Schneide— 
mühlen bergen würde. 

Es kann ſonach als beſtimmt angenommen werden, daß im Sommer 
ſtändig 150 Traften, im Winter vielleicht 50 Traften im Hafen lagern 
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würden. Ein wöchentliches Liegegeld von 30 Mk. für die Traft würde 
entſchieden nicht zu hoch ſein und gerne bezahlt werden. 
Die Bruttoeinnahme würde ſonach betragen: 
Im Sommer: 


150 Traften à 30 Mk. für 26 Wochen . 117000 Mk. 
Im Winter: 
50 Traften à 30 Mk. für 26 Wo ches 39000 „ 
Aus den zu verpachtenden Grundſtücken für Bau von holz— 
induſtriellen Anlagen iſt vielleicht zu erwarten .. 24000 „ 


Insgeſammt 180000 Mk. 
Es iſt ſonach Ausſicht vorhanden, daß der Hafen ſeine Koſten ſelbſt 
aufbringt, doch iſt natürlich nicht in jedem Jahre mit Sicherheit darauf zu 
rechnen. Unter ſolchen Umſtänden wäre die Gründung einer Aktiengeſellſchaft 
ohne irgend welche ſtaatliche Beihülfe wohl ausgeſchloſſen, dagegen würde 
das Geld leicht zu beſchaffen ſein, wenn der Staat eine gewiſſe Zinsgarantie 
gewähren würde. Es iſt jedoch nach verſchiedenen Vorgängen anzunehmen, 
daß dieſe Form der Beihilfe nicht beliebt werden wird. Es käme ſodann 
eine Unterſtützung in Form eines Kapitalzuſchuſſes in Frage, der vielleicht 
unter folgenden Bedingungen gegeben werden könnte: Der Staat giebt einen 
Zuſchuß von einer Million Mark, während die beiden anderen Millionen 
durch die Hafenbaugeſellſchaft aufgebracht werden. Von den Einnahmen 
werden dann zunächſt beſtritten: 


Betrieb und Unterhaltung. .. „ n 0000 Mk. 
7 von 2 Millionen Mark. Attienkapital (4 0% 1 BOT 
1 % Amortifation von 2 n Mark Aktienkapital . . 20000 „ 


Insgeſammt 130000 Mk. 
Ergiebt ſich ein Ueberſchuß über dieſe Ausgaben, ſo werden davon 
zunächſt bis höchſtens 4% (40000 Mk.) für den ſtaatlichen Kapitalzuſchuß 
ausgeworfen, der Reſt fällt zu zwei Dritteln den Aktionären, zu einem Drittel 
dem Staate zu. Nach vollendeter Amortiſation des Aktienkapitals fällt der 
Hafen in das Eigenthum des preußiſchen Staates. 
Wie wir jedoch ſchon oben ausführten, wäre es das Beſte und Ein— 
fachſte, wenn der Staat den ganzen Bau in die Hand nehmen würde. 
Eine gewiſſe moraliſche Verpflichtung für den Staat, etwas zu dem 
Bau des Holzhafens beizutragen, läßt ſich auch daraus herleiten, daß in 
Folge der Weichſelregulirung die einigermaßen ſicheren Holzlagerplätze auf 
der Weichſel immer mehr verſchwunden ſind. Ferner weiſen wir auf die ver— 
ſchiedentlichen öffentlichen Intereſſen hin, die an den Bau des Hafens geknüpft 
ſind: beſſere Ueberwachung der Flößer bei Seuchengefahr, Fortfall der 
Schifffahrthinderniſſe und Buhnenbeſchädigungen, bequeme Verzollung, Regu— 


lirung des Stromes durch den Hafendeich. Sodann iſt doch auch in Betracht 
zu ziehen, daß durch den Auſſchwung des Holzhandels und die Erſtarkung 
der Holzinduſtrie die Steuerkraft unſeres Bezirks erheblich geſteigert werden 
wird. Schließlich möchten wir nochmals betonen, welch ungemein günſtigen 
Einfluß eine Handel und Induſtrie unſerer Gegend derartig belebende that— 
kräftige Staatsunterſtützung auf die Hebung des Deutſchthums haben wird. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz ganz gehorſamſt, unſere Vorſchläge 
wohlwollend zu prüfen und entweder eine Staatsunterſtützung in Höhe von 
mindeſtens 1 Million Mark zu befürworten, oder die Uebernahme des Hafen— 
baues durch den preußiſchen Staat in die Wege zu leiten. 

Abſchrift dieſer Eingabe und Exemplare der Denkſchrift haben wir dem 
Herrn Finanzminiſter, dem Herrn Landwirthſchaftsminiſter und dem Herrn 
Miniſter für Handel und Gewerbe überreicht.“ 

Aus verſchiedenen Audienzen, die unſer Vorſitzender bei den Herren 
Miniſtern ſowie beim Herrn Oberpräſidenten v. Goßler gehabt hat, haben 
wir erſehen, daß für den Hafenbau ein reges Intereſſe bei der Staats- 
regierung vorhanden iſt, was ſich auch darin zeigte, daß der Herr Regierungs— 
präſident v. Horn Ende Januar eine Anzahl von Herren, die in größerem 
Umfange bei dem Holzhandel und der Holzverwerthung betheiligt ſind, zu 
einer Beſprechung über den Thorner Holzhafen nach Marienwerder einlud. 
Hier wurde die Wichtigkeit, die dieſe Anlage für unſeren Holzhandel und für 
die Holzbearbeitung haben würde, allgemein anerkannt. Der Herr Regierungs— 
präſident empfahl zum Schluß den Intereſſenten, ein Konſortium zu bilden, 
damit der Regierung eine greifbare Perſönlichkeit gegenüberſtehe, mit der ſie 
wegen Gewährung von Beihilfen in Unterhandlung treten könne. Dieſes 
Konſortium, das auch die weitere Ausführung des Projektes und die Finan— 
zirung betreiben ſoll, iſt am 8. Mai hier gebildet worden. 


3. Voſt-, Telegraphen- und Telephonwefen. 
Erweiterung des 
Ortsbeſtellbezirks Thorn. 


Bewohner der Kulmer Vorſtadt beklagten ſich bei uns mit Recht 
darüber, daß fie für Aushändigung eines Telegrammes einen Botenlohn von 
30 Pfennigen zu entrichten hätten, wodurch namentlich für Firmen mit 
größerem Depeſchenverkehr namhafte Ausgaben erwüchſen. Da nun wenigſtens 
ein Theil der Kulmer Vorſtadt von dem Poſtamte I nicht weiter entfernt iſt, 
als wie eine Reihe im Oſten der Stadt gelegener, zum Beſtellbezirk dieſes 
Amtes gehöriger Wohnungen, da ferner auch die nach der Vorſtadt führenden 
Wege keinen Grund zur Ausſchließung geben konnten, ſo beantragten wir die 
Einbeziehung der Kulmer Vorſtadt in den Beſtellbezirk des Poſtamtes I, Es 
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ging uns darauf durch die Kaiſerliche Ober-Poſtdirektion in Danzig der 
Beſcheid zu, daß vom 1. Dezember 1898 ab die eigentliche Kulmer Vorſtadt, 
umfaſſend die Hepner-, Kirchhof-, Graudenzer- und Grützmühlenſtraße und 
den Philoſophenweg, in den Ortsbeſtellbezirk Thorn einbezogen werden würde. 
Die Einverleibung des übrigen Theiles dieſer Vorſtadt ſei bei den in Betracht 
kommenden Entfernungen (bis zu 5 km) zur Zeit nicht angängig. Man 
werde jedoch die Angelegenheit dauernd im Auge behalten und zu gelegener 
Zeit darauf zurückkommen. 


Poſtzeitungstarif. 


Nach dem vom Bundesnathe beſchloſſenen und dem Reichstage am 
6. Februar 1899 vorgelegten Geſetzentwurf über einige Aenderungen von 
Beſtimmungen über das Poſtweſen ſoll u. A. das Geſetz über das Poſt— 
taxweſen dahin abgeändert werden, daß an die Stelle des $ 10 die folgenden 
Vorſchriften treten: 

Die Zeitungsgebühr beträgt: 

a. 10 Pfennige für jede Bezugszeit ohne Rückſicht auf deren Dauer. 

b. 15 Pfennige jährlich für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere 

Erſcheinen ſowie 15 Pfennige jährlich mehr für jede weitere Aus— 
gabe in der Woche. 

c. 10 Pfennige für jedes Kilogramm des Jahresgewichts mindeſtens 

jedoch 40 Pfennige jährlich für jede Zeitung. 

Die Vereinigung der öſtlichen Handelskammern beſchäftigte ſich in ihrer 
Sitzung vom 13. März mit dieſem neuen Poſtzeitungstarife und beſchloß, 
hiergegen eine Petition an den Reichstag zu richten, da der Tarif eine 
Schädigung der Zeitungsunternehmungen der kleineren und mittleren Städte 
ſowie der Papierinduſtrie bedeute. Die 0 der auch wir uns ange— 
ſchloſſen haben lautete: 

„Auf Grund des ſeit 28 Jahren gültigen Poſtzeitungstarifs iſt in 
Deutſchland eine außerordentlich große Anzahl billiger Zeitungen entſtanden, 
deren Herſtellung nicht nur den Druckereien und den darin thätigen Angeſtellten 
und Arbeitern eine umfangreiche, lohnende Beſchäftigung gewährt, ſondern 
von deren Gedeihen wiederum der Geſchäftsgang wichtiger anderer Induſtrien 
— Papierinduſtrie, Maſchinenfabrikation für Druckereizwecke, Druckfarben— 
fabrifation — abhängig iſt. N 

Ohne auf die Frage einzugehen, ob der jetzt gültige Poſtzeitungstarif 
angemeſſen iſt oder nicht, muß betont werden, daß jede Abänderung desſelben, 
inſofern ſie eine weſentliche Vertheuerung des Bezugs namentlich der billigen 
Zeitungen herbeiführt, deren Poſtdebit auf das Empfindlichſte ſchmälern 
und damit das Weiterbeſtehen vieler dieſer Zeitungen geradezu in Frage 
ſtellen muß. 
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Die an kleineren und mittleren Orten erſcheinenden Zeitungen würden — 
da ſie naturgemäß nur einen verhältnißmäßig geringen Abſatz am Ort haben 
können — durch die Erhöhung des Poſtzeitungstarifs in ſehr viel ſchwererer 
Weiſe getroffen werden als die Großſtadtpreſſe mit ihrem ſtarken Lokalabſatz. 


Die Beſtimmung des Art. 2, sub II des Entwurfs, wonach die 
Zeitungsſpedition durch expreſſe Boten dahin eingeſchränkt wird, daß ein 
ſolcher Expreſſer nur von einem Abſender abgeſchickt ſein, nur Gegenſtände 
bis zum Geſammtgewicht von 5 kg befördern darf und während der 
Beförderung ein Wechſel in der Perſon des Boten nicht ſtattfinden ſoll, iſt 
geeignet nicht nur weiterhin höchſt nachtheilig auf den Zeitungsverſandt ein— 
zuwirken, ſie vernichtet auch das lebhaft entwickelte Gewerbe der privaten 
Zeitungsſpedition und ſchädigt das Publikum — namentlich auch das kauf— 
männiſche, deſſen geſchäftliche Intereſſen den raſcheſten Empfang der Handels— 
nachrichten der Zeitungen erheiſchen — da die Poſt die Zeitung nicht ent- 
fernt ſo raſch in die Hände des Abonnenten bringen kann, wie dies der gut 
geleiteten privaten Zeitungsſpedition möglich iſt. 


Da nicht angenommen werden kann, daß das große Publikum der 
durch die geplante Erhöhung des Poſtzeitungstarifs beſonders hart betroffenen 
billigen Preſſe die Vertheuerung auf ſich nehmen wird, die Verleger aber 
meiſtens gar nicht in der Lage find, dieſelbe ihrerſeits zu tragen, fo ſteht 
zu befürchten, daß die Erhöhung des Tarifs im Verein mit den anderweiten 
Erſchwerungen zu einer weitgehenden Einſchränkung unſerer Preſſe, zur Ver⸗ 
nichtung zahlreicher jetzt blühender Zeitungen — namentlich in den kleineren 
und mittleren Städten — führen wird. 


Damit würden nicht nur die direkt betheiligten Zeitungsunternehmungen, 
ſondern auch die Papierinduſtrie, die Maſchinenfabrikation, die für den Bedarf 
der Zeitungdruckereien thätig iſt und die Druckfarbenfabrikation aufs Schwerſte 
geſchädigt werden. 


Schließlich müßte dies aber auch ſchädigend auf die eigenen Einnahmen 
der Poſt zurückwirken, da nicht nur der Poſtverſandt von Zeitungen ſelbſt, 
ſondern auch der Umfang der Preßtelegramme wie überhaupt der ganze durch 
die Zeitungen hervorgerufene Poſtverkehr eine weſentliche Einbuße erleiden 
würden. 


Aus allen dieſen Gründen richten die Unterzeichneten an den hohen 
Reichstag die ehrerbietige Bitte, dem Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
Erhöhung von Beſtimmungen über das Poſtweſen, inſoweit er eine Aenderung 
der Zeitungsgebür und eine Erweiterung des Poſtmonopols bezüglich des 
Zeitungsverſandtes enthält, die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu verſagen.“ 
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Berabſetzung der Telephongebühren. 


Unter dem 4. Oktober richteten wir an den Herrn Staatsſekretär des 
Reichspoſtamtes die nachſtehende Petition: 

„Eurer Exkellenz iſt unter dem 6. Juni d. Is. von der Großherzoglichen 
Handelskammer zu Gießen die Bitte um Einführung einer Zwiſchenſtufe von 
50—100 km bei Berechnung der Telephongebühren unterbreitet worden. 
Auch wir ſind der Anſicht, daß eine Herabſetzung der Gebühr auf 50 Pf. 
für die Entfernung von 50 — 100 km nur gebilligt werden kann; wir möchten 
daher den Antrag befürworten, namentlich im Hinblicke darauf, daß in dieſer 
Zone faſt ſtets eine ganze Reihe von Städten liegt, mit denen die Zentral— 
ſtelle in reger geſchäftlicher Verbindung ſteht. So wünſchenswerth nun auch 
die erwähnte Staffelung der Gebühren iſt, ſo ſcheint uns doch die Herab- 
ſetzung der jährlichen Fernſprechgebühr um Vieles wichtiger. Falls ſich dem 
Wunſche nach allgemeiner Herabſetzung der Jahresgebühr zu viel Schwierig- 
keiten in den Weg legen ſollten, ſo wäre es ein Gebot der Gerechtigkeit, daß 
wenigſtens den kleineren Städten, in denen den Abonnenten für dieſelbe 
Jahresgebühr eine bei Weitem geringere wirthſchaftliche Gegenleiſtung geboten 
wird, als in den Großſtädten, eine angemeſſene Ermäßigung gewährt wird. 
Eine Herabſetzung auf 100 Mk. für alle Städte unter 100000 Einwohnern 
würde wahrſcheinlich ſowohl für den Poſtſiskus als auch für die Theilnehmer 
ein günſtiges Reſultat haben. So würde ſich nach unſeren Erhebungen 
und Berechnungen in Thorn, wo jetzt von 300 Firmen nur etwa 120 an 
das Fernſprechnetz angeſchloſſen find, die Zahl der Theilnehmer nahezu ver- 
doppeln, ſodaß die Folge der Herabſetzung nicht nur kein Einnahmeausfall, 
ſondern ſogar eine erhebliche Mehreinnahme ſein würde, wobei gleichzeitig die 
ganze Anlage für die Angeſchloſſenen werthvoller werden würde. Daß der 
jetzige Zuſtand auch von manchen Behörden als Uebelſtand empfunden wird, 
beweiſt ein uns kürzlich zugegangenes Schreiben der hieſigen Eiſenbahn— 
Verkehrsinſpektion, worin wir gebeten wurden, eine größere Anzahl Firmen 
zum Anſchluß an das Telephonnetz zu bewegen, damit ihnen Benachrichtigungen 
betr. Ankunft von Gütern nicht mehr durch Boten, ſondern durch das Telephon 
zugehen könnten. Unſer Verſuch iſt jedoch gänzlich geſcheitert, da alle 
befragten Firmen erklärten, daß die jetzige Jahresgebühr von 150 Mk. ihnen 
einen Anſchluß nicht erlaube. 

Wir bitten daher Ew. Excellenz ganz ergebenſt, beſtimmen zu wollen, 
daß die Jahresgebühr für den Telephonanſchluß in allen Städten unter 
100000 Einwohnern auf 100 Mk. herabgeſetzt werde.“ 

Wir erhielten darauf unter dem 13. Oktober den Beſcheid, daß unſer 
Vorſchlag bei der Neuregelung der Gebührenfrage im Fernſprechweſen als 
Material benutzt werden würde. Der am 16. Februar d. Is. dem Reichs- 
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tage vorgelegte Entwurf einer Fernſprechgebührenordnung beruht ja nun auch 
auf dem gerechten Prinzip, daß die Gebühren nach Maßgabe des Nutzens, 
den das Publikum, und der Aufwendungen, die die Verwaltung hat, bemeſſen 
werden. Die kleineren Städte werden ſonach etwas weniger, als bisher, zu 
zahlen haben. Leider iſt die Verbilligung nur gering, ja für die Großſtädte 
tritt ſogar noch eine Vertheuerung ein, da man an dem Satze ſeſtgehalten hat 
daß bei einer Aenderung des Fernſprechgebührenweſens das Geſammterträgniß 
für das Reich hinter dem jetzigen nicht weſentlich zurückbleiben dürfe. 
Unausgeführte telephoniſche Geſpräche. 

Unter dem 11. November ſchloſſen wir uns einer an den Herrn Staats- 
ſekretär des Reichspoſtamtes gerichteten Eingabe der Bromberger Handels— 
kammer an, worin beantragt wurde, daß bei Geſprächen im Fernverkehr, die 
dadurch nicht zu Stande kommen, daß der gewünſchte Theilnehmer, ſei es 
wegen zeitweiliger Abweſenheit, ſei es wegen geſtörter Leitung, nicht zu 
errufen iſt, der gerufene Theilnehmer von dem erfolgten Anruf durch die 

| Anſtalt, an die er angeſchloſſen ift, unentgeltlich benachrichtigt werde. Darauf— 
hin theilte der Herr Staatsſekretär mit, daß vom 15. Dezember 1898 ab in 
der beantragten Weiſe verfahren werden würde. 


| III. Zoll- und Steuermweſen. 
Jollamtliche verſchnürung 
der Getreidekähne. 
Das Königliche Hauptzollamt hatte im Vorjahre verfügt, daß die in 
Schillno eingehenden Getreidekähne, die nach Thorn im Wege des Anfage- 
verfahrens abgelaſſen werden, zollamtlich verſchnürt würden und daß dieſe 
Verſchnürung nicht eher entfernt werde, bis ein Antrag auf Verzollung oder 
auf Ausſtellung eines Begleitſcheines nach einem anderen Zollamte geſtellt 
worden ſei. Nun muß ſich aber doch der Empfänger der Waare, ehe er 
darüber entſcheiden kann, ob das Getreide hier zu verkaufen iſt oder ob es 
| weiterſchwimmen ſoll, von der Qualität überzeugen und zu dieſem Zwecke 
Proben ziehen. Dies wird ihm aber durch die Verſchnürung der Kähne 
erſchwert, denn wenn auch das Hauptzollamt den Wünſchen der Intereſſenten 
inſoweit entgegenkam, als es die Probeentnahme unter Zuziehung eines 
Zollbeamten geſtattete, jo blieb dies Verfahren doch umſtändlich und zeit— 
raubend. Wir beantragten daher, daß bei den unter Schnürverſchluß hier 
eingehenden Getreidekähnen dieſer bei Ankunft auf dem Zollreviſionsfelde 
| entfernt werde. Wir erhielten darauf den Beſcheid, daß die Verſchnürung 
in Zukunft auf Antrag des Waarenführers oder Waarenempfängers abgenommen 
werden würde, ſofern ſich dieſe verpflichten, die Koſten für die bis zur erfolgten Abfer— 
tigung dann nothwendig eintretende amtliche Bewachung der Kähne zu tragen. 
6* 


Tara für Säcke beim Getreide— 
und Mehlexport. 


Unter dem 5. April d. Is. richteten wir die nachſtehende Eingabe an 
den deutſchen Reichskanzler: 


„Euer Durchlaucht werden in einer Eingabe der Handelskannner zu 
Bromberg vom 15. v. Mts. gebeten, einen Beſchluß des Bundesrathes herbei— 
führen zu wollen, wonach für Säcke bei Getreide und Mehl, das mit dem 
Anſpruch auf Ertheilung von Einfuhrſcheinen ausgeführt wird, der Taraſatz 
mit 1 % des Bruttogewichtes zu berechnen it. Nach den Ausführungs- 
beſtimmungen zu dem Geſetz, betreffend die Abänderung des Zolltarifgeſetzes, 
vom 14. April 1894 kann bei Ertheilung von Einfuhrſcheinen die amtliche 
Feſtſtellung des Nettogewichts unter Anwendung der zum Zolltarif vor— 
geſchriebenen Taraſätze durch Berechnung aus dem Bruttogewicht erfolgen. 
Da nun nach Beſchluß des Bundesrathes vom 17. April 1892 der Taraſatz 
bei in Säcken eingeführtem Getreide und Mehl von 2 % auf 1 % des 
Bruttogewichts herabgeſetzt worden iſt, ſo wäre anzunehmen, daß dieſer Satz 
auch bei der Ertheilung von Einfuhrſcheinen zur Anwendung käme. Ebenſo 
wie die Getreidehändler des Bromberger Bezirks haben aber auch unſere 
Exporteure die Erfahrung gemacht, daß die preußiſchen Grenzzollämter bei 
Ertheilung von Einfuhrſcheinen für Getreide, das nach Böhmen ausgeführt 
worden war, die Tara mit 1½ % berechneten. Dies Verfahren ſcheint uns 
den Abſichten des hohen Bundesrathes zu widerſprechen; es iſt aber auch 
außerdem ungerecht, da die wirkliche Tara bei Getreide in Säcken niemals 
1½ % ö des Bruttogewichts erreicht. Sorgfältige von uns eingezogene 
Erkundigungen über das Gewicht von Getreide— und Mehlſäcken haben zu 
folgendem Reſultate geführt. Bei Getreide— und Mehlſäcken von 2 Zentnern 
Inhalt beträgt das Gewicht des Sackes 


% % ꝛ‚A ae en 0,93 0,99 kg 
PCC 0,97 „ 
CCC 0,96 „ 
e Bun ala ah nur AS rer 0,86—0,96 „ 
„ Drell⸗Schuß Jute 0,84 0,94 „ 


„ Tarpauling mit Kappnath und Bindelöchern . .. 1,05 — 1,10, 
„ Jute-Köper mit Kappnath und Bindelöchern .. 1,00 1,15 „ 
„ Drell (Schuß-Jute) mit Kappnath und Bindelöchern . 0,94 1,13 „ 
„ Reinleinen, ſtark . r 
% ˙ ⁵— 8 0,72—0,99 „ 


Hieraus geht hervor, daß die Tara nur in wenigen Fällen 1 % des 
Bruttogewichts überſchreitet und daß jedenfalls eine Feſtſetzung von 1½¼ % 


V 


| eine ungerechtfertigte Erſchwerung unſerer Getreideausfuhr bedeutet. Wir 

können ſonach Ew. Durchlaucht nur den dringenden Wunſch gehorſamſt unter— 
| breiten, einen dem Antrage der Handelskammer zu Bromberg entſprechenden 
| Beſchluß des Bundesrathes hochgeneigteſt herbeiführen zu wollen.“ 


Daraufhin wurde uns durch das Reichsſchatzamt mitgetheilt, daß die 
Frage bereits der Erwägung unterliege und demnächſt zur Entſcheidung durch 
den Bundesrath kommen werde. 


Abänderung des Regulativs für 
Getreidemühlen und mälzereien. 


Der Vorſtand des Verbandes deutſcher Müller hatte in einer Eingabe 
an den deutſchen Reichskanzler vom 25. Januar d. Is. beantragt, daß das 
dem Regulativ für Getreidemühlen und Mälzereien vom 16. Dezember 1897 
zu Grunde liegende, für die Gewährung von Zollvergütungen bei der Aus— 
fuhr von Mühlenfabrikaten geltende Syſtem verlaſſen und durch eine neue 
Ordnung auf folgenden Grundlagen erſetzt werde: 


1. Es wird ein aus den gangbarſten Qualitäten zuſammengeſetztes 
| Normaltypenſyſtem aufgeſtellt, deſſen einzelne Nummern als Durch— 
ſchnittstypen der betreffenden Ausbeuteſätze gelten und eine nach 

ihrem Werthe differenzirte Zollrückvergütung erhalten. 


2. Jeder Mühle ſteht es frei, unter Angabe des Ausbeuteſatzes ihre 
beſonderen Marken als Spezialtypen bei der Zollbehörde zu hinter— 
legen und nach dieſen zu exportiren. 


Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten ſtellte es darauf den 
Handelskammern in einem Rundſchreiben vom 17. März anheim, zu dieſen 
Vorſchlägen Stellung zu nehmen, worauf wir folgendes Gutachten abgaben: 


„Die Vorſchläge des Verbandes deutſcher Müller, wonach ein Normal— 
typenſyſtem feſtgeſetzt und die Zollrückvergütung nach dem Werthe der einzelnen 
Mehlarten differenzirt werden ſoll, müſſen wir befürworten, denn nur dann 
wird es in größerem Umfange möglich ſein, die beſſeren Mehle zu exportiren, 
was jetzt nur in ganz ſeltenen Fällen durchführbar iſt. Die ſchlechteren Mehle 
werden trotz der geringeren Rückvergütung exportfähig bleiben, da ſie vom 
Auslande namentlich zu Brennereizwecken nöthigenfalls auch zu einem etwas 
höheren Preiſe gekauft werden. 

Daß es einzelnen Mühlen, die wegen der Art der Herſtellung und der 
Verſchiedenheit des Rohſtoffes von den Normaltypen abweichende Mehle 

produziren, geſtattet wird, ihre Spezialtypen zu hinterlegen und danach zu 
exportiren, halten wir für ein Gebot der Gerechtigkeit.“ 
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IV. Unterrichtsweſen. 


Kaufmännijche Fortbildungsſchule. 


Auf Veranlaſſung des Herrn Regierungspräſidenten in Marienwerder 
fand am 24. Oktober unter dem Vorſitze eines Regierungskommiſſars eine 
Verſammlung ſtatt, an der ſich Vertreter der Stadt und der Kaufmannſchaft 
betheiligten und worin man ſich einſtimmig für die Errichtung einer ſelbſt— 
ſtändigen kaufmänniſchen Fortbildungsſchule ausſprach. Die Regierung traf 
hierauf die Vorbereitungen zur Errichtung der Schule und fragte, nachdem 
feſtgeſtellt worden war, daß ca. der baaren Unterhaltungskoſten durch 
die Schulbeiträge der Kaufleute ſowie durch den Staatszuſchuß vorausſichtlich 
gedeckt werden würden, bei der Handelskammer an, ob ſie einen Beitrag bis 
zur Höhe von 500 Mk. leiſten wolle. Die Kammer beſchloß hierauf zu den 
anderweitig nicht gedeckten baaren Unterhaltungskoſten einen jährlichen Zuſchuß 
bis zur Höhe von 500 Mk. zu leiſten. Durch Ortsſtatut vom 14. Februar 
wurde ſodann beſtimmt, daß alle in dem Gemeindebezirk Thorn ſich regel— 
mäßig aufhaltenden kaufmänniſchen Gehilfen und Lehrlinge, die das 18. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben, verpflichtet ſind, die hieſige ſelbſtſtändige 
kaufmänniſche Fortbildungsſchule zu beſuchen. Zu den Koſten des Unterrichts 
hat jeder Geſchäftsunternehmer für jeden von ihm gehaltenen ſchulpflichtigen 
Gehilfen oder Lehrling einen Beitrag von 4 Mk. vierteljährlich zu zahlen. 


Schifferſchule. 


Von der hieſigen Waſſerbauinſpektion war ſchon wiederholentlich angeregt 
worden, in Thorn eine Schifferſchule zu errichten, um den hier wohnenden 
Schiffern während der Wintermonate Gelegenheit zu geben, ſich zur Elb⸗ 
ſchifferprüfung vorzubereiten. Die Errichtung einer ſolchen Schule würde 
jedoch unzweifelhaft auch noch weitere Vortheile haben. Je mehr Kenntniß 
die Schiffer von den ſtrom- und ſchifffahrtspolizeilichen Vorſchriften haben 
werden, deſto eher werden auch Unglücksfälle auf dem Strom verhindert 
werden. Auch würde man durch den Unterricht den ganzen Schifferſtand 
heben und, was namentlich für unſer Weichſelgebiet von Wichtigkeit iſt, die 
Kenntniß der deutſchen Sprache unter den polniſchen Schiffern fördern. Die 
Kammer erkannte den Nutzen einer Schifferſchule unumwunden an und 
beſchloß, zu den Unterhaltungskoſten einen jährlichen Beitrag bis zur Höhe 
von 200 Mk. zu leiſten. Die Schule wird vorausſichtlich im nächſten Winter 
eröffnet werden. 


V. Innere Angelegenheiten der Kammer. 


Die Handelskammer erledigte im Jahre 1898 in 8 ordentlichen 
Sitzungen (13 im Vorjahre) 100 Vorlagen gegen 154 im Jahre 1897. Das 
Journal weiſt 1249 Nummern auf gegen 677 im Jahre vorher. 


Ueber die volljtändigen Neuwahlen am 14. und 16. Februar 1898 
und den Tod unſeres langjährigen Mitgliedes Roſenfeld haben wir ſchon 
berichtet. Auch in dieſem Jahre verloren wir wiederum ein Mitglied, das 
bereits über 10 Jahre der Kammer angehört hatte, Herrn Julius Liſſack. 
Durch Erlaß des Herrn Miniſters für Handel und Gewerbe vom 
30. November 1898 iſt der Bezirk der Handelskammer in Thorn auf die 
Kreiſe Brieſen, Kulm, Löbau und Strasburg ausgedehnt worden. Jeder dieſer 
Kreiſe ſollte einen Wahlbezirk bilden und zwei Mitglieder wählen. Die 
Wahlen, wobei zwei Wahlabtheilungen gebildet wurden, indem die Gewerbe— 
ſteuerſumme halbirt wurde, haben vom 20. bis 24. Februar d. Is. ftatt- 
gefunden. Es wurden die nachſtehenden Herren gewählt: In Kulm: 
L. Hirſchberg und G. Segall, in Brieſen: R. Bauer und J. Meyer, in Neu— 
mark: C. Cohn und C. Landshut, in Strasburg: W. Schindler und 
H. Wodtke. Die erſte gemeinſchaftliche Sitzung hat am 18. April ftatt- 
gefunden. Es wurde darin eine Geſchäftsordnung und ein neues Wahlſtatut 
beſchloſſen. 


1. Getreide und Futtermittel. 


Getreide. 

Der Getreidehandel gab im verfloſſenen Jahre ein erfreuliches Bild 
und kann als günſtig bezeichnet werden. Die durch Regen beſchädigte 
Weizenernte hat eine ſchlechte Qualität geliefert; doch ſind dafür verhältniß— 
mäßig hohe Preiſe bezahlt worden. Unſere Mühlen waren jederzeit ſchlanke 
Abnehmer und ebenſo war es möglich, durch die billigen Seetarife nach 
Danzig und Königsberg mit Vortheil zu verkaufen. Die Preiſe waren im 
Laufe des Jahres größeren Schwankungen nicht ausgeſetzt, nur zum Früh— 
jahr trat in Folge der amerikaniſchen, ſchwindelhaften Hauſſe auch hier eine 
bedeutende Steigerung ein, die jedoch von kurzer Dauer war und weder 
Kaufleuten noch Landwirthen Nutzen gebracht hat. Es waren wenig Vor— 
räthe vorhanden, da Niemand mit der geringen Qualität, die ſich ſchlecht 
konſervirte, bis zum Sommer ſpekuliren wollte. Die Vorräthe waren in 
unſerer Gegend faſt erſchöpft und da es an Material fehlte, war das Geſchäft 
bis zur Ernte ſehr ruhig. Mit der neuen Ernte wurde das Geſchäft wieder 
lebhafter; die Qualität des Weizens iſt vorzüglich, dagegen hat Roggen durch 
Regen gelitten und iſt daher von geringerer Qualität. Der Abſatz beſchränkte 
ſich nur auf unſere benachbarten Mühlen, ſowohl für Weizen als Roggen. 
Unſere Preiſe find immer jo hoch, daß wir ſelten entferntere Plätze aufſuchen 
können und das Geſchäft bewegt ſich daher in engen Grenzen. Sind unſere 
Mühlen beſetzt, dann tritt eine Pauſe ein, bis ſich der Bedarf wieder einſtellt. 

Wir empfinden immer wieder das Fehlen des Staffeltarifes, denn nur 
dann könnten wir wieder die Induſtriegegenden des Weſtens auffuchen und 
jedes Quantum Getreide unterbringen. Der Ausnahmetarif nach Böhmen 
hat für uns wenig Zweck, dagegen bringt uns der Ausnahmetarif nach 
Danzig und Königsberg manche Vortheile. Die Brauereien in Königsberg 
nehmen in Folge des billigen Tarifes große Poſten Gerſte aus unſerer 
Gegend auf, und ſo ſind wir in der Lage, den Landwirthen für Gerſte 
weſentlich höhere Preiſe zu zahlen. 
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Futtermittel. 


Die in dem vorigen Jahresbericht erwähnten Uebelſtände auf den ruſſi— 
ſchen Eiſenbahnen machten ſich auch im Berichtsjahre, wenn auch nicht in 
dem früheren unerträglichen Maße, wieder geltend. 

Zeitweiſe blieben die Transporte über Gebühr aus, ſodaß dann Zufuhren 
derartig knapp waren, daß man ſelbſt beim beſten Willen und unter ſchweren 
Opfern den Verpflichtungen kaum nachkommen konnte Es heißt, daß das 
ruſſiſche Verkehrsminiſterium Wandel ſchaffen will, da natürlich unter dieſen 
geradezu traurigen Verhältniſſen der Export Rußlands leiden muß. In neuerer 
Zeit war von unregelmäßiger Beförderung allerdings nichts mehr zu verſpüren. 

Die Zufuhren in Kleie für den hieſigen Platz waren im verfloſſenen 
Jahre nicht ſo reichlich, wie im Jahre vorher. Bei Beginn des Jahres waren 
hier genügend Vorräthe vorhanden, aus Rußland waren die Ankünfte noch 
regelmäßig und von genügendem Umfang, ſodaß die Preiſe ſich auf 
beſcheidener Höhe erhielten. Schon im März jedoch zogen in Folge ſtärkerer 
Nachfrage die Preiſe langſam aber ſtetig an, verfolgten im April eine 
ſteigende Richtung, um Ende des Monats bis zum erſten Drittel Mai aus 
Mangel an Angebot eine ungewöhnliche Höhe zu erreichen. Dieſe außer— 
ordentliche Steigerung für Kleie lockte aus Rußland, das zwar ſelbſt 
bedeutenden Bedarf hatte, größere Zufuhren heran, und raſcher als die 
Erhöhung trat der Rückſchlag ein, ſodaß bereits Mitte Juni der normale 
Preisſtand wieder erreicht war. 

Die vorzügliche inländiſche Ernte in Sommergetreide, namentlich 
Gemenge, bewirkte im Auguſt nahezu einen vollſtändigen Stillſtand im 
Geſchäft, weil alle Welt einen gewaltigen Rückſchlag der Preiſe für Futter— 
mittel erwartete, der indeſſen durch die ſchlechte Ernte in den Wolga-Diſtrikten, 
die für die Zuführen unſeres Oſtens in ganz erheblicher Weiſe maßgebend 
ſind, vereitelt worden iſt. 

Es iſt denn auch während des Herbſtes und Winters aus dem 
genannten Theile Rußlands von Kleie faſt Nichts hierher gekommen. 

Das Geſchäft blieb aber Mangels reger Nachfrage bis zum Jahres- 
ſchluß ruhig und ohne Anregung, doch konnten ſich die Preiſe von ihrem 
Tieſſtand des Monats Auguſt etwas erholen. 

Die Preiſe für Roggenkleie waren Anfang des Jahres für 50 kg etwa 
4,20 Mk., zogen im März bis etwa 4,40 Mk. an, gingen im April bis 
Anfangs Mai von etwa 4,70 —6,30 ſprungweiſe in die Höhe, waren aber 
bereits Ende Mai auf 4,90 gewichen und dann bis Auguſt langſam auf 
4,10 heruntergegangen. Die Monate September-Dezember wieſen eine lang— 
ſame Steigerung bis etwa 4,40 auf. 
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Unter Zugrundelegung der angeführten Perioden waren die Preiſe für 
Weizenkleie etwa folgende: 3,95 —4,20—4,50—6,00—4,30—3,75—4,30 Mk. 

Im Gegenſatz zu Kleie dürfte das Geſchäft in Oelkuchen, namentlich 
in Lein- und Sonnenblumenkuchen mindeſtens den Umfang des Vorjahres 
erreicht haben. Die ruſſiſchen Oelkuchen, vornehmlich die aus größeren 
Fabriken, erfreuen ſich vermöge ihrer gleichmäßig guten Qualität allgemeiner 
Beliebtheit, ſodaß das überwiegende Gros der Landwirthe ſeine frühere 
Abneigung gegen das ruſſiſche Produkt hat ſchwinden laſſen, nachdem die 
verſchiedenſten Unterſuchungen den hohen Werth und die gute Beſchaffenheit 
der ruſſiſchen Oelkuchen dargelegt haben. Geringwerthige Waare wird immer 
mehr vom Markt verdrängt. 

Bei Beginn des Berichtsjahres hatten Oelkuchen einen hohen Preis— 
ſtand, der aber bis zum Monat April langſam und ununterbrochen niedriger 
wurde. Im Mai trat eine erhebliche Erholung, aber nur von kurzer Dauer 
ein. Die Preiſe bröckelten dann bis Ende Juli dauernd ab, indeſſen trat 
dann wieder eine Feſtigkeit ein, die bis in den Dezember hinein unter 
unweſentlichen Schwankungen anhielt und eine fortlaufende Preisbeſſerung 
bewirkte. 

Am Schluß des Jahres trat dagegen eine merkliche Abſchwächung ein. 

In Sommergetreide waren die Zuführen aus Rußland zwar nicht fo 
groß wie im Vorjahre, aber doch ziemlich nennenswerth. 

Namentlich iſt der Umſatz in Mais und Juttergerſte zeitweiſe flott 
geweſen, ließ aber auch am Ende des Jahres zu wünſchen übrig. 

Das Geſchäft in Futtermitteln leidet hier unter einem ſchweren Uebel— 
ſtand. Der ſeit etwa einem Jahre eingeführte Tranſittarif zwingt die 
inländiſchen Händler, wenn anders ſie konkurrenzfähig bleiben wollen bezw. 
um die Waaren nicht mit höherer Fracht zu belaſten, die Verladungen von 
Alexandrowo direkt nach den einzelnen Innenſtationen zu bewirken, wobei 
Kleie hier zur Sackung geſtellt wird. Da über die Zufuhren ſofort bei 
deren Ankunft in Alexandrowo zur Vermeidung ſehr hohen Standgeldes ver— 
fügt werden muß, ſo liegt es auf der Hand, daß vielfach eine genaue Ueber— 
ficht über die verſchiedenen Qualitäten und Sorten fehlt, und bei der Eile, 
mit der Verfügungen getroffen werden müſſen, Irrthümer zum Nachtheil der 
Verkäufer unvermeidlich find. Der neu eingeführte direkte deutſch-ruſſiſche 
Tarif enthält ſolch unweſentliche Unterſchiede gegenüber dem gebrochenen 
Verkehr — von ruſſiſcher Station —Alexandrowo und Alexandrowo— deutſche 
Station — daß er faſt gar nicht benützt wird. Wäre der Tarifunterſchied 
ein größerer, ſo hätte man die Waaren nach Thorn nehmen, hier ſortiren 
und dann in die einzelnen Kanäle leiten können. 

Dahingehende Vorſtellungen haben bis jetzt keinen Erfolg gehabt. Es 


iſt daher verſchiedentlich der Antrag auf Geſtellung eines Reexpeditionstarifs 
gemacht worden, aber ebenfalls vergebens. Wir werden von Neuem vorſtellig 
werden müſſen, weil der jetzige Zuſtand zu größeren Verluſten führt und 


unhaltbar iſt. 
2. Mlühlenfabrikate. 


Ueber das Geſchäft im vergangenen Jahre läßt ſich nicht viel berichten. 

Im erſten halben Jahre hatten wir ſehr erſchwerten Abſatz durch das 
ausgewachſene Getreide, welches wir nothgedrungen vermahlen mußten und 
haben wir, wie alle Mühlen unſerer Provinz einen großen Theil unſeres 
Abſatzgebietes an die Hamburger Mühlen, welche geſunden amerikaniſchen 
Weizen vermahlen konnten, verloren, deren Wiedereroberung uns im zweiten 
Halbjahre nur theilweiſe gelang. 

Auch die wilde von Amerika inſcenirte Hauſſe brachte uns größere 
Verluſte, da es ſchwer war, bei weichenden Preiſen Abſatz zu finden. Im 
zweiten Halbjahre beſſerte ſich das Geſchäft, nur wurde der Bezug von Roggen 
durch die Käufe des Proviantamtes einerſeits und durch die Exporttarife nach 
den Seehäfen ſehr erſchwert. Der Abſatz in Mehl und Kleie war ſchlank 
und die erzielten Preiſe ließen uns auch einen mäßigen Nutzen. 

Von der Direktion der Leibitſcher Mühle ging uns nachſtehender 
Bericht zu: 

Anſchließend an unſeren vorjährigen Bericht erwähnen wir zunächſt, 
daß ſich die Produktionsfähigkeit unſeres Werkes um eine Kleinigkeit erhöhte, 
es wurden im Jahre 1898: 

130440 Ztr. Weizen 
54340 „ Roggen 
vermahlen. 

Die Bezugsgebiete für Getreide haben ſich in Folge des Ausnahme— 
tarifs nach den Oſtſeehäfen noch mehr verſchoben, und ebenſo die Abſatz⸗ 
gebiete für Mühlenfabrikate. Die Konkurrenz Seitens der Plätze Danzig und 
Königsberg im Einkauf machte ſich während der ganzen Berichtsperiode 
geltend, während der Verkauf nach den nördlich Thorn gelegenen Plätzen, 
die früher für uns als gute Abnehmer gelten konnten, total unrentabel 
geworden iſt. 

Der Abſatz von Mühlenprodukten war zu Beginn des Berichtjahres 
regelmäßig bei ausreichendem Mahllohn, obwohl ſich die Folgen der mangel— 
haften Qualitäten der 1897er Ernte immer mehr unliebſam geltend machten 
und zum Ankauf theuerer ausländiſcher Miſchgetreide Veranlaſſung gaben. 

Im April ſetzte die künſtliche Preistreiberei Seitens Amerikas ein und 
veranlaßte geradezu ſtürmiſche Frage nach Fabrikat zu guten Preiſen, doch 
die Fabrikatpreiſe hielten in der Aufwärtsbewegung nicht Schritt mit den 
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ſprungweiſe erhöhten Forderungen für Getreide, ſodaß fich die Monate Mai— 
Juni trotz andauernd hoher und feſter Börſennotirungen recht unrentabel 
geſtalteten. Mitte Juni bröckelten die Preiſe langſam ab und der amerikaniſche 
Weizenring fiel in ſich ſelbſt zuſammen; dieſe Periode war für die Mühlen, 
die derzeit einige Beſtände halten mußten, verluſtbringend. Im Zuli, zur 
Zeit des Roggenſchnittes und nach Eintritt der Reife des Weizens, trat eine 
längere Regenperiode ein, welche wiederum eine erhebliche Werthſteigerung 
für Getreide herbeiführte und dieſer folgte bei Eintritt guten Erntewetters 
und herankommenden Angebots neuer Waare dann ein jo gewaltiger Preis- 
ſturz, wie er in langen Jahren nicht dageweſen und welcher der ganzen 
Mühleninduſtrie erhebliche pecuniäre Verluſte brachte; zumal während der 
vorhergegangenen Hauſſe ſich der Abſatz der Produkte ſehr ſchwierig geſtaltet 
hatte. 

Während und nach der Ernte, die beinahe ausſchließlich gute Qualitäten 
zeigte, traten ſtabilere Preisverhältniſſe ein, die in den Herbſtmonaten einen 
ausreichenden Nutzen für die Mühlen gelaſſen haben, und erſt Ende November 
und Dezember wurden die Fabrikatpreiſe gegenüber den Preiſen für Getreide 
recht gedrückt, beſonders in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen. Denn 
während der Kartoffel- und Rübenernte, wo das Angebot inländiſchen 
Getreides nur geringfügig iſt, zogen durch die niedrigen Export- (Ausnahmen) 
Tarife die Hafenplätze alles Getreide an ſich zum Zwecke der überſeeiſchen 
Verſchiffung. 

Das Jahresende und der Uebertritt in das neue Jahr bringen ziemlich 
trübe Ausſichten für die Mühleninduſtrie. Zu erwähnen iſt ſchließlich noch, daß 
in den Oſtprovinzen die Mühleninduſtrie im Allgemeinen eine ſehr ungünſtige 
Perſpektive in die Zukunft hat, da durch Erſtehen immer weiterer Großmühlen 
die Ueberproduktion geradezu erdrückend wird. Der Konſum iſt in den öſtlichen 
Provinzen mit feiner meiſt landwirthſchaftlichen Bevölkerung an und für 
ſich weitaus geringer, als in den Induſtriegebieten des Weſtens; ſollte nun 
noch, wie von den ſüddeutſchen Staaten angeſtrebt wird, zu einem Differential— 
tarif zwiſchen Getreide und Mühlenfabrikaten geſchritten und der oſtdeutſchen 
Müllerei der Verſandt von Fabrikaten nach Brandenburg und Sachſen damit 
unterbunden werden, ſo würden nach unſerer Ueberzeugung durch den weiteren 
erheblichen Preisdruck der Fabrikate eine Menge Exiſtenzen der Mühlenbranche 
dem Ruin nicht entgehen können, während die kleineren landwirthſchaftlichen 
Betriebe, welche mit dem Verkauf ihres Getreides auf die nächſtgelegenen 
Mühlen angewieſen ſind, eine erheblich ſchlechtere Verwerthung für ihr Getreide 
finden würden. Dagegen würde der Hauptantheil an dem Nutzen, den ſolche 
Tarife dem Großgrundbeſitz bringen ſollen, den Landwirthen in dem benach— 
barten ruſſ. Polen zu Gute kommen, die heute ſchon ſich der Unterſtützung 
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der Ausnahmetarife nach den Hafenplägen erfreuen, denn auch dieſe Tarife 
bringen den ruſſiſch-polniſchen Grundbeſitzern ein ſchönes Stück Geld ein zu 
Ungunſten des heimiſchen Brotkonſums, weil wir oft Mangels ausreichenden 
inländiſchen Angebots zu jedem geforderten Preiſe das Getreide aus den 
Grenzdiſtrikten Rußlands nehmen müſſen, während unſer einheimiſches Getreide 
den Weg über Danzig ins Ausland nimmt. 


3. Viehhandel. 


Die Preiſe für beſte Maſtſchweine von 250—300 Pfund Lebendgewicht 
waren vom Januar bis Anfang Mai gut und betrugen 44—42 Mk. für 
100 Pfund. Im Mai fielen ſie bis auf 35 Mk. und hielten ſich ſo bis 
zum September, um darauf wieder bis zu 45 Mk. zu ſteigen. Am Jahres- 
ſchluß ſtanden die Preiſe auf 40—41 Mk. Der Abſatz war nicht immer 
gut; bei den fallenden Preiſen hatten Molkereien und Mäſtereien Noth, die 
fertige Waare los zu werden. Jedenfalls war von einem Fleiſchmangel in 
dem hieſigen Kreiſe nichts zu ſpüren. 

Maſtrindvieh hat ſich das ganze Jahr hindurch ziemlich gleichmäßig 
im Preiſe gehalten. Beſte Stiere von 13 Ztr. und mehr koſteten 33 —34 Mk. 
für 100 Pfund lebend; am höchſten ſtanden die Preiſe im Mai, Juni und 
Juli. 

Aeltere angefleiſchte Kühe konnten immer nur zu ſehr niedrigen Preiſen 
losgeſchlagen werden, ſo zahlten hieſige Schlächter für ſie nicht mehr als 
25 Mk. für den Zentner, zeitweiſe noch weniger. Der Abſatz nach Berlin 


war gut. 
4. Zucker fabriken. 
Zucker fabril Culmſee. 


Wir begannen unſere 17. Campagne (1898/99) am 27. September 
und ſchloſſen dieſelbe am 18. Dezember 1898. 

In 145 Arbeitsſchichten wurden 3168440 Zentner Rüben verarbeitet, 
im Durchſchnitt pro Schicht alſo 21851 Zentner oder in 24 Stunden 
43 702 Zentner gegen 36052 Zentner im Vorjahre. 

Mit Rüben waren für uns angebaut rund 18000 Morgen gegen 
17320 im Vorjahre und betrug die Ernte diesmal 176 Zentner pro Morgen 
gegen 180 Zentner im Jahre vorher. 

Der Zuckergehalt der Rüben betrug 14,40 % Zucker in der Rübe 
gegen 15,07 % in 1897/98, alſo 0,6 9% geringer wie im vorigen Jahre. 

Aus den Rüben wurden gewonnen: 394500 Zentner I. Produkt S 
12,45 % von den Rüben und bis heute 32000 Zentner Nachprodukte, von 
Letzteren erwarten wir noch 4—5000 Zentner. 
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Die Zuckerpreiſe waren von Beginn der Campagne ab ſteigend bis 
gegen Ende November, von da ab fand eine Abwärtsbewegung ſtatt, wobei 
dieſelben ca. Mk. 1,20 einbüßten. Neuerdings iſt von dieſem Verluſt wieder 
ein Theil eingeholt. 
Die Rübenernte und Abfuhr war in dieſer Campagne recht ſchwierig; 
zur Erſteren fehlte es vielfach an Arbeitskräften, und für die Abfuhr brachte 
der naſſe Herbſt ſchlechte Wege und aufgeweichte Felder wie ſeit Jahren 
nicht. 
Unſern Aktionären konnten wir bisher 80 Pfennig für den Zentner 
Rüben bezahlen, bei Rückgewähr von 50 % Schnitzeln und Tragung ſämmt— 
licher Frachten für Rüben und Schnitzel durch uns. 
Wir ſind mit einem großen Poſten Zucker in Neufahrwaſſer und | 
Culmſee zu Lager gegangen und hoffen wir nach Abſtoßung deſſelben für 
die Rüben noch eine Nachzahlung leiſten zu können; je nach Geſtaltung der 
Zuckerpreiſe würde ſich vielleicht auch noch die Zahlung einer Dividende 
ermöglichen laſſen. 


Zucker fabrin Neu ⸗-Schönſee. 

Unſere letzte Campagne wurde am 27. September 1898 begonnen und 
am 29. Dezember beendet. Es ſind in 168 Schichten à 12 Stunden 
612200 Zentner Rüben und 18661 Zentner Melaſſe verarbeitet worden, 
im Durchſchnitt 7288 Zentner in der Doppelſchicht. Die Durchſchnitts— 
polariſation betrug 14,81 9%, 


5. Spritfabrikation. | 


Die Campagne 1897/98 lieferte in den erſten Monaten erhebliche 
Mehrmengen Spiritus an den Markt als diejenige des Vorjahres (Oktober 97 
bis Februar 1898 etwa 15—16 Millionen mehr), während die letzten 
Campagnemonate ein weiteres Anwachſen der Produktion nicht mehr zeigten. 

Zugleich mit dieſem vermehrten Angebot von Spiritus war jedoch auch 
der Verbrauch geſtiegen und da die Campagne mit kleinen Beſtänden begonnen 
hatte, ſo ließ die Befürchtung, daß die vorhandenen Vorräthe für den Bedarf 
bis zur nächſten Campagne unzureichend ſein würden, die Preiſe ſcharf ſteigen. 
Während dieſe ſich in Berlin von Oktober bis Januar zwiſchen etwa 3738,50 
bewegt hatten, ſtiegen ſie bis ult. Januar auf 40,60, ult. Februar 43,6, 
ult. März 48,30, ult. April 53,10 und hielten ſich in ungefähr gleicher 
Höhe auf 52—55 Mk. bis ult. September. 

Dieſe hohen Preiſe hatten eine nicht unerhebliche Einſchränkung des 
Konſums zur Folge, und als es ſich herausſtellte, daß in Folge des nun— 
mehr verringerten Bedarfs eine Befürchtung, daß Waarenmangel eintreten 
könnte, nicht mehr gerechtfertigt erſchien, wurde das Angebot von Sprit jo 


dringend und groß, daß an den großen weſtlichen Konſumplätzen ſchließlich 
Sprit billiger angeboten wurde als an der Berliner Börſe, wo ſtarke Hauſſe— 
vertretungen beſtanden, für Rohſpiritus bezahlt wurde. 

Dieſe höchſt unſoliden Verhältniſſe des Spritgeſchäfts machten daſſelbe 
im letzten Jahre ſehr ſchwierig. Trotzdem war es möglich, den hieſigen 
Spritprodukten einen nicht unerheblich größeren Abſatz zu verſchaffen. 

Die neue Campagne im Herbſte 1898 erweckte in unſerer Provinz 
wegen des im Oktober eingetretenen Froſtes die lebhafteſten Befürchtungen. 
Thatſächlich ſind auch beſonders in dem öſtlichen Theile unſerer Provinz 
erhebliche Froſtſchäden an den noch in der Erde befindlichen Kartoffeln zu 
konſtatiren geweſen. Dieſe lokalen Schäden blieben jedoch ohne Einfluß auf 
den Markt, der unter dem Eindruck einer im Allgemeinen quantitativ und 
qualitativ vorzüglichen Kartoffelernte im Oktober ſtark verflaute. 

Am Schluß des Jahres 1898 deuteten bereits einzelne Hinweiſungen 
in den Fachzeitſchriften an, daß ein neues Projekt in Vorbereitung ſei, deſſen 
Bekanntwerden im Januar 1899 lebhafte Erregung in den Intereſſentenkreiſen 
verurſachte. 

Umſtehende Tabelle veranſchaulicht die Bewegung der Spirituspreiſe. 


6. Molkerei Culmſee. 
Eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftpflicht. 


Vom 1. September 1897 bis zum 31. Auguſt 1898 find 2196435 kg 
Milch eingeliefert worden, die 7291128 Kilofettprozente ergaben, alſo im 
Durchſchnitt 3,32 %% (3,18 % im Vorjahre). Dafür wurden 174438 Mk. 
gezahlt. Der Reingewinn betrug 11626 Mk. Es kamen ſonach auf ein 
kg Milch 8,47 Pf., ein Liter Milch 8,73 Pf., ein Kilofettprozent 2,55 Pf. 
Die Unkoſten betrugen 19138 Mk. alſo für das kg 0,87 Pf. 

Von der eingelieferten Milch wurden 183555 kg verkauft. Entrahmt 
wurden 2012880 kg, woraus 146318 Pfund Butter gewonnen wurden; 
zu einem Pfund Butter find alſo 13,75 kg = 13,40 Liter Vollmilch ver- 
braucht worden. 

Magermilch und Buttermilch find im Laden und von den Verkaufs- 
wagen 160397 Liter verkauft, an die Genoſſen und Lieferanten find 903 756 
Liter zurückgegeben worden. 


7. Der Wollmarkt am 15. Juni 1898. 


Die Anfuhr auf dem Markte betrug 
a. an gewaſchenen Wollen .. — tr. b 
ki Snnbollen ie 


* I Kun 2 1 2 2 I 2 m — 
Januar Februar März April Mai Juni Juli Auguſt Septbr. | Oktober Novbr. 


53 
52,50 
52 
51,50 
51 


52 
51,50 
51 


43,50 


43 
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In der Stadt lagerten 


a. an gewaſchenen Wollen... — Ztr. 
b. an ungewaſchenen Wollen . . .. 400 „ 
400 Ztı 
Vor dem Wollmarkte wurde gehandelt 
a. an gewaſchenen Wollen .. — Ztr. 
b. an ungewaſchenen Wollen . . 3000 „ 


Unſer diesjähriger Wollmarkt war wiederum ohne Zufuhr. Die Gründe 
hierfür ſind dieſelben, die wir in früheren Berichten angeführt haben: Die 
Landwirthe in unſerem Bezirk laſſen jetzt durchweg die Schafe im März 
ungewaſchen ſcheeren und verkaufen die Wolle alsbald zu Hauſe. Die gleiche 
Wahrnehmung wird auch an anderen Märkten gemacht; auch dieſe werden 
von Jahr zu Jahr weniger mit Wolle beſchickt. 

Die Preiſe ſtanden gegen das Vorjahr um etwa 5 Mark für den 
Zentner höher. 


S8. Wollhandel. 


Das Jahr 1898 brachte in den überſeeiſchen Produktionsdiſtrikten die 
Thatſache zur Erſcheinung, die leider in den öſtlichen Provinzen Deutſchlands 
ſeit Jahren ſich zeigte, daß die Züchtung von Merino-Wolle zurückgeht, die⸗ 
jenige von geringer Wolle zunimmt. In Folge deſſen wurden feine Wollen 
knapper und konnten trotz der ſchlechten Lage der Induſtrie im Laufe des 
Jahres ſucceſſive mit wenigen Schwankungen ſich um ca. 10 % im Preiſe 
heben, während ordinäre Wollen am Schluß des Jahres um 15 bis 25 0% 
niedriger als im Beginn deſſelben ſtehen. 

Es gewinnt den Anſchein, als ob der Mangel an feiner Wolle noch 
weit fühlbarer werden und das kommende Jahr eine weitere Steigerung deren 
Werthes bringen wird. 

In unſerer Gegend wird die Wolle faſt ausſchließlich frühzeitig 
ungewaſchen geſchoren. Das Geſchäft war lebhafter als in den Vorjahren, 
weil 10 bis 15 % höhere Preiſe angelegt wurden und die Wollen ſchlanken 
Abſatz fanden Die Produktion in Wolle geht jährlich zurück; viele Güter 
haben die Schäfereien ganz aufgegeben, feine Wollen werden weniger gezüchtet, 
und ſo iſt zu erwarten, daß die Preiſe auch ferner ſteigen werden und es 
dem Landwirth wieder lohnen wird, den Schäfereien mehr Aufmerkſamkeit 
zu ſchenken. 

Gewaſchene Wollen wurden faſt garnicht gehandelt, und für ungewaſchene 
Wollen ſind Preiſe je nach Qualität von 46 bis 55 Mk. am Schluſſe des 
Jahres gezahlt worden. | 
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9. Brauereien. 


Das Geſchäftsjahr 1898 war für das Brauereigewerbe recht ungünſtig. 
Die Jahresproduktion fand zwar begünſtigt durch den warmen Sommer 
ſchlanken Abſatz, jedoch wurde der Verdienſt in Folge der großen Eisunkoſten 
und Preiserhöhung für Hopfen und Gerſte geſchmälert. Im Allgemeinen 
war das Betriebsjahr 1898 ſchlechter als im Jahre 1897. 


10. Honigkuchen. 


Die Honigkucheninduſtrie hat im Jahre 1898 im Weſentlichen unter 
denſelben Verhältniſſen gearbeitet wie im Vorjahre. Die Preiſe für ameri— 
kaniſchen Honig hielten ſich auf der Baſis von 1897, dagegen ſteigerten ſich 
die Mehlpreiſe im Frühjahr ſo ſehr, daß der geſammte Jahresverbrauch um 
10 % theurer als in 1897 eingekauft wurde. 

Auf der andern Seite erfuhr der Umſatz, auch nach Ueberſee eine erhebliche 
Steigerung, ſodaß bei normalen Rohmaterialpreiſen ein ſehr befriedigendes 
Reſultat ſich hätte erzielen laſſen. 

Sehr ſtörend und beläſtigend war der Verſuch der Königlichen Gewerbe— 
inſpektion, den hieſigen Fabrikbetrieb den Beſtimmungen der Bäckereiverordnung 
zu unterwerfen und dies gerade zu einer Zeit, wo die Durchführung der Ver— 
ordnung uns gehindert hätte, angenommene Aufträge auszuführen und über— 
haupt rechtzeitig zu liefern. 

Dieſe Frage hätte gewiß in der ſtillen Jahreszeit zur Erledigung 
gebracht werden können. Die Königliche Regierung hob übrigens die von 
der Polizeiverwaltung erlaſſene Verfügung auch ſofort auf. 
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11. Kartoffeln. 


Die Ernte war qualitativ und quantitativ geringer als die vorjährige, 
außerdem befand ſich noch der größte Theil in der Erde als die Oktoberfröſte 
eintraten, in Folge deſſen wurden die Kartoffeln ſtark vom Froſt beſchädigt 
und verfaulten ſehr ſchnell, ohne noch verarbeitet werden zu können. 

Dagegen war die Ernte in den ſonſtigen Abzugsgebieten in jeder 
Beziehung viel günſtiger, es iſt daher nach dieſen Gegenden Nichts verſandt 
worden. Der ganze Abzug beſchränkte ſich hauptſächlich nach Oſtpreußen, 
welches eine totale Mißernte hatte. 

Die erzielten Herbſtpreiſe waren ca. 1,20 Mk, ſtiegen dann im Laufe 
des Winters bis 1,50 Mk. pro Ztr. ab Station für Brennwaare, während 
Speiſewaare etwas höhere Preiſe bedang. 
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12. Leder. 8 

Das Geſchäft in fertigem Leder iſt ziemlich flott geweſen. Der Umſatz 
hat ſich geſteigert, beſonders nach der Provinz Poſen und den daran grenzenden 
Theilen Schleſiens. 

Die Schuhfabrik hat ein vergrößertes Abſatzgebiet — Rheinland und 
Weſtfalen gefunden; allerdings iſt die Kreditfähigkeit der Abnehmer durch die 
ungünſtige Witterung im Jahre 1898 nachtheilig beeinflußt worden. Die 
Arbeiter und Arbeiterinnen haben ſich gut eingerichtet und es iſt ſtets 
genügendes Angebot von Arbeitskräften vorhanden. Das ganze Jahr wurde 
mit vollen Arbeitsſtunden gearbeitet, im 1. und 3. Quartal mußten Ueber— 
ſtunden gemacht werden. 


13. Seifenfabrikation. 


In der Lage dieſer Induſtrie hat ſich in dem abgelaufenen Jahre keine 
erhebliche Aenderung vollzogen. Der Abſatz wurde zwar wieder etwas größer 
als im Vorjahre, zumal die hieſigen Fabrikate immer mehr an Beliebtheit 
gewinnen, doch iſt in Folge der rapid geſtiegenen Fett- und Oelpreiſe ſowie 
durch die von einer gewiſſen Konkurrenz unbegreiflicherweiſe immer billiger 
geſtellten Angebote die Rentabilität auf einen kläglichen Stand geſetzt worden. 
Da ſich die hohen Preiſe für Rohmaterial nicht nur gehalten, ſondern fort- 
während geſteigert haben und noch weiter ſteigern, dürfte wohl an eine 
allgemeine Erhöhung der Seifenpreiſe baldigſt gedacht werden müſſen. 

Die im Herbſt 1898 ausgeführte Regulirung der Uferbahn und eines 
Theiles des Ausladeplatzes am Weichſelufer dürfte auch der Seifenbranche 
gewiſſe Annehmlichkeiten bieten. Von großem Nutzen würde es ſein, wenn 
der ſchon früher ausgeſprochene Wunſch, daß die Uferbahn zur Empfangnahme 
von Stückgütern erweitert werden möchte, Berückſichtigung fände. 


14. Säcke. 


In Säcken und Plänen war das Geſchäft wie im Vorjahre. Die 
Landwirthe kaufen ihren Bedarf hier am Platze, wohingegen die Getreide— 
händler, Müller und Beſitzer induſtrieeller Etabliſſements ſich ſolche von 
außerhalb kommen laſſen. 

Nach Rußland könnte das Geſchäft in Säcken wieder angebahnt 
werden, wenn bei der Verzollung derſelben der Unterſchied zwiſchen ſolchen 
aus glatten und geköperten Stoffen wegſiele. 


15. Droguen. 


Der Geſchäſtsgang im Jahre 1898 weicht nur wenig von dem des 
Jahres 1897 ab. In der Hauptſache unterſcheidet ſich dieſes Jahr gegen 
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eine Reihe früherer Jahre darin, daß der Preisſtand der meiſten wichtigen 
Artikel des Droguenhandels ſich langſam zu heben begann, nachdem vorher 
ein kaum glaublicher Tieſſtand der Preiſe eingetreten war. — Beſonders hohe 
Preiſe erfuhren Schwefelſäure, Salmiakgeiſt, Blei-, Zink- und Zinnpräparate, 
Terpentinöl, Benzin ꝛc.; nur die Preiſe in Silber und Silberpräparaten ſind 
ſich immer ziemlich gleich geblieben. er 

In medizinischen Blüthen, Kräutern, Wurzeln und Sämereien war der 
Ernteertrag in Deutſchland ſehr mangelhaft, ſodaß in vielen Fällen im Aus— 
lande zur Verſorgung gegriffen werden mußte. So trat ſehr bald ein Mangel 
an Kamillen-, Schlehen-, Taubneſſel-, Linden- und Arnikablüthe ein, auch 
Pfeffermünze und Benediktenkraut genügten der Nachfrage nicht; ebenſo 
mangelte es an Angelika-, Alant-, Liebſtock- und Baldrianwurzel. 

Die Geſchäftsverbindung mit Rußland wird von Jahr zu Jahr wegen 
der immer mehr zugeſpitzten Grenzplackereien unbedeutender, ſodaß davon kaum 
noch die Rede ſein kann. 


16. Chemiſche Düngemittel. 


Das abgelaufene Geſchäftsjahr war für den Handel mit künſtlichen 
Düngemitteln im Ganzen günſtig, denn wenn auch durch den immer ſtärker 
werdenden Wettbewerb der Nutzen immer geringer wird, ſo entſchädigt doch 
dafür der andauernd zunehmende Bedarf. Der ſpaniſch— amerikaniſche Krieg 
übte inſofern einen ungünſtigen Einfluß auf Superphosphat aus, als die 
freilich bald vorübergehende Stockung in Zuführen der Rohphosphate von 
Florida, Tenneſſee und Carolina zur Erhöhung von deren Preiſen benutzt 
wurde, und ferner der ſogenannte Thomasmehlkrieg das Hochhalten der 
Superphosphatpreife ermöglichte. Der Thomasmehlkrieg iſt leider gänzlich 
zu Gunſten des Ringes der Thomasmehlſabrikanten ausgefallen, indem die 
Fabrikanten zwar eine kleine Preisermäßigung zugeſtanden haben, dagegen aber 
die viel werthvolleren Zugeſtändniſſe erhielten, daß anſtatt Frachtparität Dort— 
mund, Frachtparität Rothe Erde zur Berechnung, und eine neue, für den 
Fabrikanten ſehr viel günſtigere Art der Unterſuchung des Thomasmehles auf 
Löslichkeit zur Einführung gelangte. 

Wie nicht anders zu erwarten, macht ſich nach und nach immer mehr 
der Wettbewerb der Genoſſenſchaften für den Handel mit Dünge- und Futter— 
ſtoffen geltend. Die größeren Firmen dieſes Geſchäftszweiges haben darunter 
zwar kaum zu leiden, indem die Verluſte an Abnehmern auf der einen Seite, 
auf der anderen durch Einkäufe, die die Genoſſenſchaften bei ihnen machen 
müſſen, ausgeglichen werden; dagegen trifft die kleineren Dünge- und 
Futtermittel-Händler der Wettbewerb der Genoſſenſchaften ſchwer, und dies 
umſomehr, als die in ländlichen Kreiſen gegen die Händler hervorgerufene 


ungünstige, im Vergleich zu der für die Genoſſenſchaften ſehr günſtige 
Stimmung, es letzteren erlaubt, mangelhafte Waaren zu liefern, die dem 
Händler gegenüber beanſtandet werden würden. Wenn auch rückhaltslos 
zugegeben wird, daß die kleinen bäuerlichen Genoſſenſchaften dem kleinen 
Landwirthe gegenüber, der durch geringen Bedarf und mangelhafte Sach- 
kenntniß bisher theuer und ungünſtig einkaufte, ungemein günſtig wirken, 
ſo genügt dieſes beſchränkte Geſchäft den großen Genoſſenſchaftsverbänden nicht, 
und ſie verſuchen möglichſt, das ganze Düngergeſchäft an ſich zu reißen, wie es 
ihnen bereits bezüglich des Thomasmehles und Kamits jo ziemlich gelungen iſt. 

Wie weit die Begünſtigung der Genoſſenſchaften — wozu in dieſem 
Falle auch die deutſche Landwirthſchafts-Geſellſchaft zu rechnen wäre — geht, 
möge Folgendes beweiſen: 

Das Syndikat der Kaliwerke, dem auch der preußiſche Staat mit 
ſeinen Kaligruben angehört, gewährt auf 

Kainit bei Entnahme bis 100000 Ztr. 3 % é Rabatt 

2 8 = von 100002 „ 200000 „ 4 % „ 

6 a * „ 200002 „ 500000 „ 5 % „ 

2 E 8 „ 500003 „ 2000000 „ 6 % „ 

u. ſ. w. 

Von dieſem Rabatte darf der Händler unter keinen Umſtänden etwas 
an die landwirthſchaftlichen Verbraucher abgeben, während dies den Genoſſen— 
ſchaften frei ſteht. Die deutſche Landwirthſchafts-Geſellſchaft z. B., die bei 
ihren großen Umſätzen auf 7 % und mehr Rabatt kommt, giebt davon 
1—3 „% an ihre Käufer ab; hierdurch wird es nur ſehr wenigen, allein mit 
Landwirthen arbeitenden Händlern möglich, die erſte Stuſe zu überſchreiten, 
indem fie theuerer, als die deutſche Landwirthſchafts - Geſellſchaft zu liefern 
vom Syndikate gezwungen ſind. Wir führen dies als ſchlagendes Beiſpiel 
dafür an, wie unter Mithilfe des Staates die ſteuerfreien Genoſſenſchaften 
gegenüber dem Steuern zahlenden Händler begünſtigt werden. 


17. Holzhandel. 


Seit dem Jahre 1895 iſt eine ſtetig zunehmende Beſſerung im Holz— 
handel wahrzunehmen und auch im Jahre 1898 machte ſich ein Fortſchreiten 
zum Beſſern bemerkbar. 

Die Holzzufuhr auf der Weichſel, die 1895 ihren niedrigſten Stand 
erreicht hatte, iſt ſeitdem beſtändig gewachſen. Sie betrug: 

1895: 1270 Traften 
1896: 1654 „ 
1897: 1770 „ 
1898: 2243 „ 
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Trotzdem reichten die zugeführten Holzmengen noch nicht zur Deckung 
des vorliegenden Bedarſes hin. Um den Letzteren zu befriedigen, bedarf es 
noch einer erheblichen Steigerung der Zufuhr. 

Der Winter von 1897 zu 1898 iſt wegen des Mangels von Froſt 
und Schnee der Ausfuhr ſehr ungünſtig geweſen. Die Beförderung des 
Holzes zu den Ablagen geſtaltete ſich ſehr ſchwierig und koſtſpielig. Wenn 
dieſes Jahr trotzdem eine Mehreinfuhr von ca. 470 Traften gegen 1897 
aufzuweiſen hat, ſo iſt dies in erſter Linie dem Umſtande zu verdanken, daß 
ein Theil des Holzes aus dem Grodnoer und Minsker Gouvernement, das 
ſonſt nach Tilſit und Memel ging, diesmal feinen Weg nach hier nahm, 
weil die Abſatzverhältniſſe für dieſes Holz ſich nach und nach zu Gunſten 
unſeres Marktes verſchoben haben. Hier bietet ſich für die betreffenden Holz— 
ſorten ein weit umfangreicheres Abſatzgebiet als an den Memelplätzen. Aber 
ein Hemmniß für die verſtärkte Ueberleitung der in Betracht kommenden 
Holztransporte von dort nach hier bilden die ungünſtigen Flößereiverhältniſſe 
auf dem Bug, der Haupt-Zufuhrſtraße für das aus den Gouvernements 
Minsk und Wolhynien ſtammende Holz. Es geht ſelten ein Jahr vorüber, 
in dem nicht auf dem Bug gerade in der verkehrsvollſten Zeit Waſſermangel 
eintritt. So hatte die Flößerei auch im Berichtsjahre wieder unter niedrigem 
Waſſerſtande auf dem Bug ſehr zu leiden. Bei normalem Waſſerſtande kann 
der Weg von Breſtlitewsk bis zur Weichſel in 3 bis 4 Wochen zurückgelegt 
werden. In dieſem Jahre betrug jedoch die Schwimmdauer der meiſten 
Transporte 4 bis 5 Monate. Einige Transporte waren durch das niedrige 
Waſſer auf dem Bug ſo aufgehalten worden, daß ſie Thorn erſt gegen Ende 
November erreichen konnten. Von hier mußten ſie noch zum Theil nach 
Brahnau und zum Theil nach Danzig weitergeflößt werden. Es war ein 
glücklicher Zufall, daß dieſes Holz Dank der anhaltend milden Witterung 
noch ſein Ziel erreichen konnte. Eine größere Anzahl weiterer Transporte — 
etwa 60 Traften — iſt von den Eigenthümern aus Furcht vor dem Eintritt 
des Winters auf dem Bug angeſtellt worden, um im nächſten Frühjahr die 
Reiſe fortzuſetzen. 

Auch auf anderen kleineren Nebenflüſſen, wie auf dem San, dem 
Wiepſch und der Pilitza ꝛc. wurden die Transporte diesmal durch Waſſer— 
mangel lange Zeit aufgehalten. 

Zur Beſſerung und leichteren Benutzung dieſer Zufuhrwege könnte die 
ruſſiſche Waſſerbauverwaltung viel mehr beitragen, als ihrerſeits geſchieht. 
Die Regulirung der Waſſerſtraßen geht in unſerem Nachbarlande nicht in 
dem wünſchenswerthen Tempo vorwärts. 

Auch dieſſeits der Grenze bleibt noch mancherlei zu thun übrig, um 
die Zufuhr für unſern Markt zu heben. So iſt vor Allem zu wünſchen, daß 


das für Thorn in Ausſicht genommene Haſenprojekt baldigſt feiner Ver— 
wirklichung entgegengehen möchte. Denn ohne das Vorhandenſein eines 
Hafens würden alle beſſeren Zufuhrwege uns nicht viel helfen, da das hier 
zu Markte kommende Holz jetzt allen Waſſergefahren preisgegeben auf freiem 
Strome umherliegen muß, ein Uebelſtand, der viele Holzhändler davon 
abſchreckt, ihre Hölzer hierher zu leiten. 

Durch Erleichterung der Holzflößerei im Stromgebiete der Weichſel, die 
bedauerlicher Weiſe nicht in der Macht unſerer Staatsregierung liegt, und 
durch Schaffung eines geſicherten Unterkommens bei Thorn, welch letzteres 
der geplante Hafen gewähren würde, iſt eine weſentliche Steigerung der Holz— 
zufuhr und damit eine Verbilligung des Holzes für unſern Konſum zu 
erwarten. Die Holzpreiſe ſind in dieſem Jahre weiter geſtiegen und haben 
einen für den Konſum ſchon unangenehm fühlbaren ſehr hohen Stand 
erreicht. Man kann trotzdem nicht behaupten, daß das Geſchäft für die 
Importeure beſonders gewinnbringend geweſen iſt. Denn die theure Winter— 
anfuhr des Holzes von den Wäldern zu den Flüſſen, und die koſtſpielige 
und zeitraubende Verflößung haben ſie eines großen Theiles des erhofften 
Gewinnes beraubt. Es wurden folgende Preiſe durchſchnittlich erzielt: 


1898: 1897: 
für Rundkiefeeern 66 Pf. 62 Pf. 
eee, 3. abe ae 56 „ pro Kubikfuß 
5 o ˙· nina pie 55 „ t ab Waller 
„ Mauerlatten 25 eee eee 85 „ verzollt. 
* > 9, A 95 „ 82 
„  eichene 1 16% 26 em u ſtart Ml. 4,50 Mk. 5 100 pro Stück ab 
„ kieferne 3 RENTEN 2,40 „ 2,18 (Bafjerverzollt. 


Die im Jahre 1898 über die Grenze eingeflößten 2243 Traften ent⸗ 
hielten nach Schillnoer Berichten: 


Stück: Stück: 
Kieferne Hölzer: | Eichene Hölzer: 
698520 Rundkiefern 122313 Rundeichen 
708078 Balken, Mauerlatten 2217694 Rundſchwellen 
663242 Sleepers 51026 Plangons und Kanteichen 
15200 Riegelhölzer 10985 Kreuzhölzer 
1518363 Schwellen J und 11 755 Zaunpfähle 
142511 Tramwayſchwellen 507397 Schwellen I und 11 
23375 Bretter und Bohlen. 7700 Weichenſchwellen I und 11 
Tannene Hölzer: 109096 Tramwayſchwellen I und 11 
54410 Rundtannen 254853 Stäbe 
72774 Balken, Mauerlatten. 191941 Blamiſer 


— 


Stück: Stück: 
414860 Speichen 11711 Rundeſchen 
7059 Grubenhölzer | 1658 Rundespen 
23735 halbrunde Schwellen | 4575 Rundbirken 
324 Naben | 250 Rundrüftern 
3138 Felgen. l 5414 Rundweißbuchen 
Verſchiedene Hölzer: | 142 Rothbuchen. 


179972 Rundelſen | 


18. Ziegeleien. 


Die Ziegelinduſtrie nahm in dem Berichtsjahre nicht den erhofften Auf- 
ſchwung. Langſames, aber ſicheres Abbröckeln der Preiſe brachte es zu Wege, 
daß die Ziegeleibetriebe zumal in Folge der ungeſunden Kreditgewährung 
kaum noch rentabel bezeichnet werden können. Die durch die ſoziale Geſetz— 
gebung immer größer werdenden Laſten, ſchwierige Wegeverhältniſſe ſowie der 
Mangel direkter Bahnverladungen laſſen auch für die Zukunft wenig Geſchäfts— 
belebung erhoffen. Die hier gegen Ende des Jahres nach jahrelangen ver— 
geblichen Anläufen endlich zu Stande gekommene Ziegelei-Vereinigung krankt 
zunächſt noch daran, daß einzelne größere Ziegeleibetriebe ſich hierzu paſſiv 
verhalten. Immerhin läßt ſich ſchon jetzt über die Zentraliſirung ein Urtheil 
fällen dahin, daß der Preisdrückerei ein Damm geſetzt zu ſein ſcheint, und 
daß die Kreditgewährungen ſolide ſind, was von vorurtheilsfreien Baumeiſtern 
und ſonſtigen Ziegelabnehmern zugeſtanden wird, zumal die Vereinigung den 
löblichen Grundſatz bethätigt, nicht etwa durch rückſichtsloſe Ausnutzung der 
Zeitverhältniſſe Gewaltspreiſe zu erzielen, vielmehr die Bauthätigkeit durch 
Preiſe ganz ziviler Höhe rege zu erhalten. 

Bei dieſer Geſchäftshandhabung haben ſowohl die Ziegeleiintereſſenten wie 
auch die Konſumenten keinen Anlaß die ins Leben getretene Vereinigung zu bemän— 
geln, viel richtiger läßt ſich Letztere als ein fegenftiftendes Friedenswerk bezeichnen. 

In der erſten Hälfte des Jahres fanden dir Ziegel zu hieſigen ſiskaliſchen 
und Privatbauten ſchlanken Abſatz, was ſich von der zweiten Hälfte des Jahres 
leider ganz und gar nicht ſagen läßt. Dieſerhalb bleibt ein ſehr bedeutender 
Ziegelbeſtand trotz Einſchränkung der Betriebe für das neue Jahr vorhanden. 

Die Nachfrage nach Drainröhren und Dachſteinen war nicht beſonders rege. 

Es notirten: 


Hintermauerungsziegel (Schluff) .. 20 — 18 — 171, — 19 Mt. 
* Chopßrßdr 22½ — 21 — 22 „ 

Klinker een 25 — 27 „ 

Verblender. n 33 — 28 — 29 
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pro 1000 Stück ab Ziegelei. 
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19. Holzſchneidemühlen. 


Die hohen Rundholzpreiſe, die bis zum Herbſt anhielten, ſteigerten auch 
die Bauholz- und Bretterpreiſe. Gute Bretter (Tiſchler- und Fußbodenwaaren) 
waren begehrt und wurden ſchlank verkauft. Die Preiſe für Bauholz und 
geringere Bretter gingen nur wenig in die Höhe und die Nachfrage darin 
blieb auch mäßig. Nach Eichen, Eſchen und Erlen war viel Begehr, dagegen 
war in anderen Laubhölzern nur wenig Umſatz zu erzielen. 


20. Mlaſchinenbau. 
Bericht der Maſchinenfabrik von Born & Schütze in Mocker. 

Die Geſchäftslage im vergangenen Jahre war nicht ungünſtiger als im 
Jahre 1897. Es waren mehrere größere fiskaliſche ſowie Arbeiten und 
Lieferungen für Private auszuführen, ſodaß wir für unſere Arbeiter das ganze 
Jahr genügend Beſchäftigung hatten. 

Bemerkenswerth iſt, daß die Hütten- und Walzwerke derartig beſetzt 
ſind, daß dieſelben zur Erledigung von Aufträgen dreizehn Wochen und mehr 
Lieferfrift verlangen. Es erſchwert dieſes das Geſchäft ſehr und führt oft 
auch zu ganz bedeutenden Mehrausgaben. Die Preiſe für die Rohmaterialien 
ſteigen fortwährend, während es ſchwer hält, für die fertige Waare höhere 
Preiſe zu erzielen. 

Seit dem 1. März er. iſt eine Aenderung in der Beſtellung der Poſt— 
ſachen in der Weiſe eingetreten, daß die eingehenden Poſtſachen nicht mehr 
durch Boten vom Bahnhof Mocker geholt ſondern durch Karriolpoſt von 
Thorn hergeſchickt werden. Es hat dieſe Aenderung den Uebelſtand, daß wir 
unſere ganze Poſt erſt des Morgens erhalten, während früher ein Theil der— 
ſelben bereits am Abend vorher ausgegeben wurde und noch deſſelben Tages 
erledigt werden konnte. Es iſt dieſes namentlich im Frühjahr bei unſerem 
Hackmaſchinengeſchäft von großer Wichtigkeit. Die letzte Poſt geht jetzt bereits 
vor 8 Uhr Abends hier ab, ſodaß alſo z. B. Briefe nach Berlin, die Abends 
8 Uhr aufgegeben werden um ganze 24 Stunden ſpäter eintreffen als früher. 
Außerdem haben wir immer noch beſchränkten Tagesdienſt, ſodaß alle 
Depeſchen, die nach 12 ½ Uhr Mittags hier eingehen, erſt nach 3 Uhr Nach— 
mittags befördert werden und meiſtentheils dadurch ihren Zweck ganz ver— 


verfehlen. 
21. Speditionsgeſchäft. 


Das Jahr 1898 verlief für das Speditionsgeſchäft in den erſten 9 
Monaten ähnlich wie im Vorjahre, wogegen es während der letzten 3 Monate 
in Folge der Einführung des Staffeltarifes für Stückgüter eine beträchtliche 
Einbuße zu erleiden hatte. Der ſeit einer längeren Reihe von Jahren gepflegte 


A 


Umſchlagverkehr hat durch die Einführung dieſes Tariſes mit einem Schlage 
aufgehört, wodurch der noch beſtehende Sammelverkehr jpeziell für die Adreßorte 
ganz unlohnend geworden iſt. Lediglich die Einführung eines Tarifes mit 
Staffelung auch der Wagenladungsſätze kann den Verluſt, wenn auch nur 
theilweiſe, erſetzen. A 

Der Verkehr nach Rußland war lebhaft wie im Vorjahre. Dagegen 
kann ſich der Verkehr für Güter aus Rußland am hieſigen Platze durch die 
ungünſtige Geſtaltung der Tarife nicht heben. Es fehlt uns ein Reexpeditions— 
tarif für Getreide und Futterartikel, durch welchen wir erſt dem Auslande 
gegenüber konkurrenzfähig werden ſowohl bei Lagerungen von Gütern, wie 
auch beim Handel. 

Das Holzſpeditionsgeſchäft war im vergangenen Jahre ſehr lebhaft, da 
große Holzzufuhren aus Rußland hier anlangten. Aber auch dieſer Geſchäfts— 
zweig kann als blühender nicht bezeichnet werden, da Erſchwerungen bei der 
Zollabfertigung einerſeits und gedrückte Proviſionsſätze andererſeits denſelben 
wenig lohnenswerth machen. 

Der Schifffahrtsverkehr auf der Weichſel litt durch ſchlechten Waſſer— 
ſtand und großem Mangel an zu verladenden Gütern. Letzterer Umſtand 
wird ſich in der Folge noch mehr bemerkbar machen, da beabſichtigt wird, 
Zucker zur Ausfuhr über See in den Spezialtarif ILL zu verſetzen, wodurch 
der Schifffahrt ſowohl wie auch dem hieſigen Speditionshandel ein ſchwerer 
Schlag zugefügt werden würde. 


22. Thorner Cementwaaren- und Kunſtſteinfabrik. 


Die Fabrik hat im verfloſſenen Jahre am Ort ſelbſt nur geringen Abſatz 
gehabt, umſomehr als trotz annähernd gleicher bezw. billigerer Preisſtellung 
für ſtädtiſche Lieferungen auswärtige Fabrikate bevorzugt wurden. Dagegen 
hat ſich das Geſchäft durch Aufträge nach außerhalb — Zuckerfabrik Stras— 
burg Uckermark, Stärkefabrik Bentſchen, Zuckerfabrik Culmſee, Magiſtrat 
Culmſee u. ſ. w. — nicht ungünſtig geſtaltet, ſodaß die ſtändigen Arbeiter 
im Allgemeinen hinreichend beſchäftigt werden konnten. 


23. Kolonialwaaren. 
Kaffee. 


Im Berichtsjahre hat dieſer Artikel, beſonders in den geringen Qualitäten 
wie Campinas und Santos ſeinen niedrigen Preisſtand, welchen er am 
Ende des Vorjahres erreichte, beibehalten und trotzdem der Konſum ſich wohl 
in Folge dieſer billigen Preiſe im Allgemeinen etwas hob, war von einer 
größeren Belebung des Geſchäfts doch nicht viel zu bemerken. Beſſere feinere 
Qualitäten wie Javas und Ceylons haben auch im vergangenen Jahre 
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ihren verhältnißmäßig hohen Preisſtand behaupten können. Am hieſigen 
Platz wurden dem Publikum ſchon gebrannte Kaffees mit 0,70 Mk. und 
0,80 Mk. pro Pfund geboten, ein Preisſtand wie wir ihn ſchon ſeit Jahr— 
zehnten nicht zu verzeichnen gehabt haben. 


Neis. 

Dieſer Artikel, der als allgemeines Nahrungsmittel, beſonders für die 
weniger bemittelten Bevölkerungsklaſſen zählt, hat ſeinen hohen Preisſtand, 
den er am Ende des vorigen Jahres erreichte, während des ganzen Jahres 
feſthalten können, in Folge der geringen Ernten in den Reis erzeugenden 
Ländern. Der Verbrauch hat daher auch keine Zunahme ſondern eher eine 
Abnahme erfahren. Die Nachfrage nach dieſem Artikel war auch nur gering, 
da wir in unſerm Bezirk eine recht gute Ernte in Kartoffeln und Hülſen— 
früchten hatten und dieſelben dann den Reisverbrauch weſentlich einſchränken. 


Schmalz. 

Auch in dem Berichtsjahre hat der Preis für amerikaniſches Schmalz 
ſowie für ſogenanntes Bratenſchmalz denſelben niedrigen Preisſtand feſthalten 
können wie im Vorjahre und war daher eine weſentliche Zunahme des Ver— 
brauchs zu bemerken. Die Verbraucher dieſes Artikels ſind hauptſächlich auch 
die weniger bemittelten Bevölkerungsklaſſen, denen der billige Preis ſehr zu 
Statten kam, da inländiſches Schweinefleiſch und Schweineſchmalz in Folge 
des immer noch beſtehenden Schweineeinfuhrverbots verhältnißmäßig hoch im 
Preiſe waren. 

Vetroleum. 

Trotz der großen Anſtrengungen, die gemacht wurden dem ruſſiſchen 
Petroleum mehr Eingang hier zu verſchaffen, iſt es bisher doch nicht gelungen 
dem amerikaniſchen Petroleum den hieſigen Markt zu entreißen. Die Preiſe 
für amerikaniſches Petroleum waren das ganze Jahr hindurch durchweg 
niedrige zu nennen und der Verbrauch bewegte ſich auch in den Grenzen 
des Vorjahres. Im Laufe des Jahres ſind von der ruſſiſchen Naphta-Import⸗ 
Geſellſchaft Verſuche gemacht das ruſſiſche mit dem amerikaniſchen Petroleum 
zur Hälfte zu miſchen und unter der Bezeichnung „Meteoröl“ in den Handel 
zu bringen, um ſo dem ruſſiſchen Petroleum mehr Eingang zu verſchaffen; 
nennenswerthe Erfolge ſind aber bisher nach dieſer Richtung hin noch nicht 
zu verzeichnen geweſen. 

Nüben freude. 

Leider können wir über dieſen Artikel auch nur berichten, daß ſich die 
Verhältniſſe während des Berichtsjahres gegen das Vorjahr nicht geändert 
haben. Auch im verfloſſenen Jahre waren die Preiſe ſo gedrückt und niedrig, 

daß die Fabrikanten kaum auf die Herſtellungskoſten kamen. Obgleich die 
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Fabriken des Bezirks das hergeſtellte Quantum ziemlich verkauft haben, ſo 
waren höhere Preiſe doch nicht zu erzielen weil eben noch immer eine Ueber— 
produktion in dieſem Fabrikat vorhanden iſt. 


24. Weinhandel. 


Weſentliche Veränderungen im Weinhandel während des Berichtsjahres 
ſind nicht in die Erſcheinung getreten. Der Abſatz in kleinen und mittleren 
Moſel- ſowie rothen Bordeaux-Weinen hielt ſich in den Grenzen des Vor— 
jahres — in beſſeren und feinen Weinen älterer Jahrgänge zeigte ſich regere 
Nachfrage; auch hat der Export nach Rußland einen, wenn auch nur ſehr 
kleinen, Aufſchwung genommen. Rhein-Weine blieben wenig begehrt, obgleich 
dieſelben in den kleinen und mittleren Lagen eigentlich den Vorzug vor den 
ſogenannten kleinen Moſel-Weinen verdienen. 

Was wir über die beſtehenden Erſchwerniſſe im Verſandt der Weine 
während der Wintermonate im vorjährigen Bericht ausführten, müſſen wir 
auch für dies Berichtsjahr wiederholen. Der Wunſch, den Weinſendungen 
während der Wintermonate einen beſchleunigten Transport angedeihen zu 
laſſen, iſt leider unerfüllt geblieben. 

Der Ausfall der Weinleſe in den verſchiedenen Produktionsländern 
gewährt kein erfreuliches Bild; ſowohl im Weingebiet der Moſel, des Rheines 
als auch in der Pfalz hat das lang anhaltende regneriſche Wetter während 
der Sommermonate die anfänglichen guten Ausſichten auf eine reiche Ernte 
gänzlich vernichtet. Zahlreiche Inſekten aller Art, begünſtigt in ihrer Ent— 
wickelung durch die ungewöhnliche Feuchtigkeit, zerſtörten die Blüthen und 
richteten auch ſpäter unter den Trauben große Verheerungen an. Die Monate 
September und Oktober, die ſonnige Tage brachten, konnten nicht mehr nach— 
holen, was die Vorgänger verſäumt hatten. Die 1898er Ernte iſt daher als 
eine Mißernte zu bezeichnen, deren Ertrag nicht mehr als / — / Herbſt 
ergeben hat. Im Vordergrunde des Intereſſes ſtehen die Weine der 1893er 
1895er und 1897er Jahrgänge, die eine hervorragende Entwickelung nahmen, 
und daher auch hoch im Preiſe ſtehen. Die 1897er Moſel-Weine, welche 
viel Fineſſe zeigen, erzielten auf den im Frühjahr 1899 in Trier ſtattgehabten 
Verſteigerungen ſehr hohe Preiſe, und es zeigt ſich, daß gute Moſel-Weine 
immer mehr einen Moͤdeartikel bilden. 

Die Ernteberichte des Auslandes lauten günſtiger; namentlich in 
Frankreich waren die Witterungsverhältniſſe beſſer, auch blieb der Weinſtock 
von Krankheiten verſchont, ſodaß reife und geſunde Weine erzielt worden find. 
In ganz Frankreich ſind 37 Millionen Hektoliter gewachſen; im Departement 
der Gironde iſt das Ergebniß geringer als die mittlere Produktion von circa 
250000 Tonneaux, was um ſo mehr ins Gewicht fällt, als die ganz 


— — — nn 


—0.— 


unzureichende 1897er Leſe bereits einen merklichen Ausfall ergeben hatte. 
Die Qualität der 1898er Weine der Gironde wird ſehr verſchieden beurtheilt 
— allgemeines Vertrauen finden fie nicht, und beſonders Deutſchland zeigt 
ihnen gegenüber große Zurückhaltung. 

Von älteren Weinen ſind die 1888er und 1893er als ſehr reuſſirte 
Weine zu bezeichnen, und erfreuen ſich dieſelben einer lebhaften Nachfrage. 


25. Stabeiſen, Eiſenwaaren und Metalle. 


Nachdem wir in den letzten Jahren über einen ſchleppenden Geſchäfts— 
gang in der Stabeijen-, Eiſenwaaren- und Metall-Branche berichten mußten, 
haben wir erfreulicher Weiſe in dieſem Berichtsjahre einen allgemeinen Auf— 
ſchwung in allen Zweigen dieſer Branche zu verzeichnen. Der niedrige Preis- 
ſtand und der ſchleppende Geſchäftsgang der letzten Jahre bedeutete ſowohl 
für alle Werke, wie auch für den Händler ein Arbeiten ohne Lohn. Um 
dieſem unerquicklichen Zuſtande ein Ende zu machen, entſchloſſen ſich die 
Werke zu Anfang 1898 zunächſt kleine Preiserhöhungen für Konſtruktions— 
und Handelseiſen, Bleche, Träger ꝛc. eintreten zu laſſen. Dieſe Preiserhöhungen 
waren um ſo gerechtfertigter, als die vielen Neubauten von Schiffen, Eiſen— 
bahnen ꝛc. für das In- und Ausland und andere bedeutende Unternehmungen 
in der geſammten Induſtrie den Werken Aufträge zuführten, wie ſolche ſeit 
langen Jahren nicht zu verzeichnen waren und zu deren Erledigung die 
Werke ihre Leiſtungsfähigkeit aufs Aeußerſte anſpannen mußten. 

Wenn zu Anfang des Jahres 1898 die deutſchen Werke auch noch 
viel mit der Konkurrenz von Amerika, welches Land einen ungeahnten Auf— 
ſchwung in der Eiſeninduſtrie erreicht hat, zu rechnen hatten, ſo kam ſpäter 
auch der Wettbewerb von dieſer Seite außer Frage, da Amerika in Folge 
der politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1898 vollauf damit zu thun hat, die 
Anfprüche des eigenen Landes zu befriedigen. 

Trotz dieſer günſtigen Verhältniſſe haben die Eiſenwerke, die zu Ver— 
bänden wohl organiſirt ſind, die Lage nicht durch auffallende, ſprungweiſe 
Preistreibereien beunruhigt, ſondern erfreulicher und vernünftiger Weiſe nur 
Erhöhungen vorgenommen, welche dem Beſchäftigungsgrade der Werke ent— 
ſprachen. 

Was wir im Vorſtehenden von der Lage des Marktes in Stabeiſen, 
Blechen, Trägern ꝛc. ſagten, gilt auch für alle übrigen Artikel der Eiſen— 
branche, insbeſondere aber für Draht und Drahtſtifte. Der Metallmarkt zeigt 
ebenfalls eine ganz bedeutende Aufwärtsbewegung der Preiſe. Insbeſondere 
ſind davon die Metalle: Kupfer, Zinn und Zink betroffen, wohl haupt— 
ſächlich in Folge des großen Bedarfs in dieſen Artikeln der koloſſal ent— 
wickelten Elektrizitäts-Induſtrie. 


Wir geben nachſtehend eine Aufjtellung der Preife, welche für die in 
Frage kommenden Artikel, im Vergleich zu denen des Vorjahres, am Schluſſe 
des Jahres 1898 von hieſigen Großhändlern notirt wurden: 


Stabeiſen 16,00 Mk. p. 100 kg gegen 13,50 Mk. im Vorjahre 
J Träger 14% Ü, en re, Oz 
Grobbleche E 5 15,50 N 
Feinbleche e N 15 18 Ne 1 
Drahtnägel ö 5 1655 %, „ 9 


Blei in Mulden 35,00 „ „ „ „ „ 31,00 
Zinkbleche O „ 44,00 
Zinn in Blöcken 190,00 „ 0 5 13500 * 

Daß die geſchilderten Verhältniſſe dem geſammten Großhandel der 
Eiſenbranche zu Gute gekommen ſind, iſt jelbjtverjtändlich. Auch der Thorner 
Großhandel würde mit Befriedigung auf das abgelaufene Geſchäftsjahr zurück— 
blicken können, wenn derſelbe nicht unter der Ungunſt der immer ſtärker auf— 
tretenden Konkurrenz in Danzig, Königsberg und Bromberg zu leiden hätte, 
welche in Folge beſſerer Verbindungen per Bahn und per Waſſer den Vortheil 
günſtigerer Frachtverhältniſſe gegenüber Thorn nach beſten Kräften auszunutzen 
bemüht iſt und den Thorner Handel in dem Feld ſeiner Thätigkeit immer 
mehr bedrängt. Die Bahnſtrecke Bromberg —Schönſee, über Culmſee, entzieht 
dem Thorner Handel zu Gunſten Brombergs einen Theil der Kundſchaft aus 
Stadt und Land und wenn der Bahnbau Unislaw Kulm fertig fein wird, 
ſo dürften die geſchäftlichen Beziehungen, welche Thorn bisher mit der Stadt 
Kulm hatte, ebenfalls ihr Ende erreicht haben. — Wenn in Folge dieſer 
ungünſtigen Verhältniſſe für unſere Stadt ſowohl der Groß- wie auch der 
Kleinhandel über weſentlich größere Umſätze nicht berichten kann, ſo kam doch 
die Feſtigkeit des Marktes und die allgemeine Preisaufbeſſerung in der Stab— 
eiſen- und Eiſenwaarenbranche auch den hieſigen Händlern zu Statten. 

Die ungünſtigen Handelsbeziehungen zu Ruſſiſch-Polen haben für unſere 
Branche auch nicht die geringſte Beſſerung aufzuweiſen. 


26. Sämereien. 


Das Sämereigeſchäft an unſerem Platz, über welches wir bereits im 
vorigen Jahre ungünſtig berichten mußten, hat ſich in dieſem Berichtsjahr 
für die hieſigen Händler noch weiter verſchlechtert. 

Das Suſtem der Landwirthe, den Bedarf an Saatgut durch gegen— 
ſeitigen Austauſch oder durch Genoſſenſchaften, Vereine ꝛc., möglichſt unter 
Vermeidung der Vermittelung von Händlern zu decken, hat zu folgenden, für 
den hieſigen Handel ungünſtigen Verſchiebungen geführt. Die Zentralſtelle 
der Raiffeiſen-Genoſſenſchaften in Danzig, welche die ihr überwieſenen Aufträge 
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an Saatgut aus dem Angebot der Produzenten nur zum kleinen Theile aus— 
zuführen vermochte, war mit ihrem Hauptbedarf doch ſchließlich auf Lieferungen 
von Händlern ꝛc. augewieſen. Dadurch, daß dieſe Lieferungen jedoch Danzigs 
Händlern und denjenigen der großen Plätze Berlin, Stettin, Hamburg über 
tragen wurden, iſt den hieſigen Händlern der Verkehr mit den Landwirthen 
unſeres Kreiſes entzogen worden. Das Geſchäft in Sämereien blieb in Folge 
deſſen in der Hauptſache auf den Verkehr mit den Händlern in der Provinz 
und den größeren Städten beſchränkt. Da die hier aus der Provinz und 
aus Ruſſiſch-Polen an den Markt gebrachten Klee, Gras- und Futterrüben— 
Sämereien zum größten Theil durch Vermittelung hieſiger Händler wieder 
ihren Abzug nach den großen Handelsplätzen fanden, ſo glauben wir nicht 
mit Unrecht behaupten zu können, daß die Landwirthe unſeres Kreiſes nicht 
zu ihrem Vortheil einen Theil ihres Bedarfs in dem hier zum Verkaufe 
gelangten und nach Danzig und den größeren Handelsplätzen weiter 
beförderten Saatgut auf Umwegen in hieſiger Waare geliefert erhalten haben 
werden. 

In Rothklee war das Angebot aus unſerer Provinz ſehr gering und 
beſtand zum größten Theil aus zwar grobkörnigen, aber ſchlecht gereinigten, 
ſtark mit Wegebreit beſetzten Parthieen. Die hieſige, recht lebhafte Nachfrage 
mußte durch Bezüge aus Schleſien und Böhmen gedeckt werden. Amerikaniſcher 
Rothklee blieb nach wie vor vernachläſſigt. Die während der Saiſon 
geſtiegenen Preiſe behaupteten ſich bis zum Schluß; die Vorräthe wurden 
vollſtändig geräumt. Für inländiſchen Rothklee wurden je nach Qualität 
gezahlt 40 —52 Mk., für amerikaniſchen Rothklee 32—40 Mk. pro 50 kg. 

Für Weißklee war nur in ſchöner, reiner, hellfarbiger Waare Nach— 
frage. Das Angebot aus unſerem Kreiſe und Ruſſiſch-Polen beſtand haupt⸗ 
ſächlich aus in Farbe und Reinheit minderwerthigen Qualitäten, die ebenſo, 
wie die aus dem Vorjahre herübergenommen großen Parthieen, unverkäuflich 
blieben. Für feine Qualitäten wurden gezahlt 45 —50 Mk, für gutmittle 
Qualitäten 25 —30 Mk. pro 50 kg. 

Schwedenklee blieb in dieſem Jahre bei gedrückten Preiſen vemach⸗ 
läſſigt; Angebot und Nachfrage hielten ſich in beſcheidenen Grenzen. Der 
kleine Bedarf in guter ſeidefreier Waare mußte, da aus hieſiger Gegend nur 
untergeordnete Qualitäten, ohne Garantie für Freiſein von Kleeſeide, angeboten 
wurden, in amerikaniſcher Waare gedeckt werden. Es wurden für feine Qualitäten 
40 —45 Mk. pro 50 kg gezahlt. 

Gelbklee. Auch in dieſem Artikel war Angebot und Nachfrage ſehr 
gering. Feine Qualitäten mußten aus Thüringen bezogen werden und wurden 
dafür 16—17 Mk. pro 50 kg gezahlt. 

Bokharaklee und Steinklee blieben ohne Angebot und Nachfrage. 


Wundklee. Es ſtellte ſich bald heraus, daß in dieſem Artikel im In— 
und Auslande eine Mißernte zu verzeichnen war. Die guten, aus dem Vor— 
jahre herübergenommenen Qualitäten wurden ſchnell vergriffen. Für gute, 
neue Waare, die ſchwer erhältlich war, mußte der hohe Preis von 65 —70 Mk. 
pro 50 kg angelegt werden. . 

Luzerne war nur in echter Provence-Waare gefragt, für welche, wie 
im Vorjahre 55—60 Mk. pro 50 kg gezahlt wurde. Amerikaniſche Luzerne, 
von Hamburg lebhaft angeboten, blieb trotz der ſchönen Qualität und des 
dabei billigen Preiſes von 36—40 Mk. pro 50 kg vernachläſſigt. 

Thymothee. Die Nachfrage in dieſem, ſonſt recht gangbaren Gras 
ſamen entſprach in keiner Weiſe den gehegten Erwartungen. Die Preiſe für 
Thymothee amerikaniſchen Urſprungs waren noch niedriger, als im Vorjahre. 
Oſtpreußen, welches in den früheren Jahren den Bedarf mit feinem Angebot 
in inländiſcher Saat reichlich zu decken vermochte, hatte in dieſem Jahre eine 
nur ſchwache Ernte in meiſt ſtark beſetzter Waare. Hellfarbige, unkrautfreie 
Saaten mußten aus Schleſien bezogen werden und ſtellten ſich dieſelben frei 
hier auf 22—24 Mk. pro 50 kg, amerikaniſch Thymothee auf 18 —19 Mk. 
pro 50 kg. 

Ueber engliſches und italieniſches Raygras, welches in ſchöner 
ſchwerer Qualität von England reichlich und zu noch niedrigeren Preiſen, 
als im Vorjahre, angeboten wurde, müſſen wir leider auch in dieſem Jahre 
ungünſtig berichten. Der Rückgang in Thymothee und Raygras, dieſen für 
unſere Wieſenkultur ſo wichtigen Gräſern, kennzeichnet die wenig erfreuliche 
allgemeine Lage des Sämereiengeſchäfts am hieſigen Platz. Auch in den 
übrigen Grasſämereien bewegte ſich das Geſchäft in den beſcheidenſten Grenzen. 
Engliſches und auch italieniſches Raygras ſtellte ſich verzollt, frei hier, für 
ſchwere Qualität auf 11—12 Mk. pro 50 kg. 

In amerikaniſchem Pferdezahn-Saatmais kamen einige größere 
Umſätze nach Ruſſiſch-Polen zu Stande, auch war die Nachfrage für den 
heimiſchen Bedarf recht lebhaft, ſodaß mit den vorhandenen Vorräthen voll— 
ſtändig geräumt werden konnte. Die Preiſe ſtellten ſich für die erſten Bezüge 
verzollt auf 7,25 7,50 Mk. pro 50 kg. 

In Futterrunkelrübenſamen war die Ernte in Sachſen eine jo geringe, 
daß die Züchter und Großhändler dieſer Provinz zur Deckung ihres Bedarſes auf 
die Läger vorletzter Ernte zurückgreifen mußten. Es wurde damit auch den 
hieſigen Händlern Gelegenheit geboten, mit nicht unbedeutenden, aus dem 
Vorjahre herübergenommenen Vorräthen zu räumen. Die Züchter der hieſigen 
Gegend erzielten bei dem Mangel an Waare neuer Ernte, insbeſondere für 
den beliebten Eckerndörfer den anſehnlichen Preis von 60-70 Mk, für 
Oberndörfer 25 Mk pro 50 kg. 


Seradella. Dieſer Artikel, welcher im Vorjahre anfänglich den hohen 
Preis von 10 bis 12 Mk. pro 50 kg erzielte, gegen Ende der Saiſon aber 
bei immer ſtärkerem Angebot ſelbſt zu niedrigeren Preiſen unverkäuflich blieb 
und zu Lager genommen wurde, ſetzte in dieſem Jahre bei guter Nachfrage 
und mäßigem Angebot mit 6 bis 7 Mk. pro 50 kg ein. Gegen Ende der 
Saiſon wurde jedoch das Angebot dringender, die Nachfrage ließ ganz 
unerwartet plötzlich nach und da auch zu ermäßigten Preiſen Nichts unter— 
zubringen war, ſo waren unſere Händler wiederum gezwungen, mit den 
unverkauften Parthien zu Lager zu gehen. 

Auf die Erweiterung des Eiſenbahnnetzes in unſerem Kreiſe mit direkten 
Verbindungen nach Thorn, auf ein energiſches, durch Kapital unterſtütztes 
Vorgehen im Wettbewerb mit den größeren Handelsplätzen, auf eine Beſſerung 
des Geſchäftsverkehrs mit unſeren Landwirthen und ſchließlich auf eine Aus— 
dehnung der Handelsbeziehungen mit Ruſſiſch-Polen beruhen die Hoffnungen 
unſerer Händler für die Hebung des ſeit einigen Jahren zurückgegangenen 
Handels in Sämereien. 


27. Kohlen. 


Auch in dieſem Jahre haben wir über eine weitere Zunahme des Ver- 
brauches oberſchleſiſcher Steinkohlen am hieſigen Platze zu berichten. In der 
Hauptſache dürfte der Mehrverbrauch wohl auf den zwar milden, aber 
andauernden Winter, auf eine größere Regſamkeit in den induſtriellen 


Betrieben unſeres Kreiſes und auch auf den ſtärkeren Weichſel-Dampf⸗ 


ſchifffahrtsverkehr zurückzuführen ſein. 

Tarifſätze und Grubenpreiſe haben zwar in dieſem Berichtsjahre keine 
Veränderung erfahren, doch ſtehen bei der außerordentlichen Entwickelung 
ſämmtlicher Induſtriezweige, techniſcher und elektriſcher Betriebe Deutſchlands 
und dem damit zuſammenhängenden ungewöhnlich großen Mehrbedarf an 
Kohlen nicht nur für oberſchleſiſche und weſtfäliſche, ſondern allgemein für 
ſämmtliche Kohlenſorten des In- und Auslandes unzweifelhaft Preis- 
erhöhungen bevor. 

Der Bezug engliſcher Kohlen für Maſchinenfeuerungen iſt weiter zurück— 
gegangen, dagegen dürften die Zufuhren von engliſcher Gaskohle für unſere 
Gasanſtalt, die ihren Betrieb erweitert hat, für engliſche Schmiedekohlen und 
Ziegeleikohlen gegen das Vorjahr eine Erhöhung von ca. 20000 Ztr. 
erfahren haben. 

Wenn auch der Mehrbedarf an Kohlen am Platze nicht ohne günſtigen 
Einfluß auf den hieſigen Kohlenhandel geblieben fein kann, jo wollen die 
Klagen der Groß- und Kleinhändler über gedrückte Preiſe und geringen Ver— 
dienſt nicht verſtummen. 
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Prima oberſchleſiſche Stück-, Würfel- und Nußkohlen ſtellten ſich für 
den Sommerbezug bei einem Frachtſatz von 792 Pf. pro 100 kg und 
einem Grubenpreiſe von 84 bis 86 Pf. pro 100 kg auf 83 Pf. pro Ztr. 
frei Bahn hier. 


28. Bau- und Verwaltungsbericht über die ; 
Stadtbahn Briefen. 


Im Herbſt 1893 wurde der Bau einer normalſpurigen Eiſenbahn mit 
Dampfbetrieb von Bahnhof Briefen bis zu der 3½ km entfernten Stadt 
Brieſen beim Kreis-Ausſchuß angeregt und nach eingehender Prüfung der 
vorgelegten Rentabilitätsberechnung Seitens des Kreis-Ausſchuſſes in der 
Sitzung am 18. November 1893 beſchloſſen, für dieſe Bahnanlage einen 
Koſtenvoranſchlag anfertigen zu laſſen. 

Das hierauf von der Oſtdeutſchen Kleinbahn-Aktien-Geſellſchaft zu 
Bromberg aufgeſtellte Bauprojekt ſchloß mit einer Summe von 198000 Mk. 
ab. Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten erkannte unterm 21. Mai 
1896 das Bahnunternehmen als Kleinbahnunternehmen an, und die hierauf 
eingeleiteten Verhandlungen betreffend die Gewährung einer Staats- und 
Provinzial- Beihilfe führten zu dem Reſultat, daß der Staat ein Viertel 
der Baukoſtenſumme dem Kreiſe gewährte und der Provinzial-Ausſchuß ſich 
bereit erklärte 1 % Zinſen der zur Deckung dieſes Bahnbaues erforderlichen 
Koſten im Betrage von 198000 Mk. zu garantiren. 

Der Bau der Bahn wurde am 15. Auguſt 1897 begonnen und am 


1. April 1898 der Betrieb eröffnet. 


Die normalſpurige Bahn hat einſchließlich der Nebengeleiſe eine Länge 
von 3980 m und führt den amtlichen Namen „Stadtbahn Brieſen“. An 
rollendem Betriebsmaterial beſitzt die Bahn zwei Motorwagen, welche die 
Firma Beuſchelt & Co. in Grüneberg i. Schl. geliefert hat. Dieſelben 
enthalten zwei heizbare Perſonenabtheile III., einen Abtheil II. Klaſſe, einen 
heizbaren Packraum und einen Abtheil für die Poſtbeförderung. Die Waggons 
der Staatseiſenbahn werden von dieſen Motorwagen direkt auf die Geleiſe 
der Stadtbahn übernommen und auf dieſen bis zum Stadtbahnhof in 
Brieſen geführt. 

Der elektriſche Betriebsſtrom wird von der Seitens der Nordiſchen 
Elektrizitäts-Aktien-Geſellſchaft zu Danzig errichteten elektriſchen Kraftſtation, 
welche gleichzeitig die Stadt Brieſen mit elektriſchem Licht verſorgt, vertrags— 
mäßig derart geliefert, daß die Betriebskraft für die gleichzeitige Fortbewegung 
von drei beladenen Waggons zu 10000 kg ausreicht. 

An Beamten ſind angeſtellt, ein Stationsvorſteher, zwei Zugführer, ein 
Bureauarbeiter und ein Stationsarbeiter. 
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Die Betriebsleitung liegt in den Händen der Bauunternehmerin, der 
Oſtdeutſchen Kleinbahn-Aktien-Geſellſchaft zu Bromberg, welche als Entgelt 
für die Betriebsleitung vertragsmäßig 10 % des ſich am Jahresſchluß 
ergebenden Ueberſchuſſes der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben zu 
fordern hat. 

An Perſonenzügen verkehren täglich 9 Züge von dem Stadtbahnhofe 
zum Staatsbahnhof und ebenſo viel in umgekehrter Richtung. Die Güter— 
züge werden nach Bedarf abgelaſſen. 

Der Perſonen-Tarif iſt wie folgt feſtgeſetzt: 

Das Fahrgeld beträgt in der II. Wagenklaſſe 30 Pf., in der III. Wagen- 
klaſſe 20 Pf. für jede Perſon und Fahrt. 

Kinder bis zum vollendeten 4. Lebensjahre, für welche ein beſonderer 
Platz nicht beanſprucht wird, werden frei befördert. 

Für die Beförderung von Gütern und Vieh werden erhoben: 

für Eilſtückgut 40 Pf. pro 100 kg 
für Frachtſtückgut 20 Pf. pro 100 kg. 

Zur Berechnung kommen in jedem Falle mindeſtens 50 kg. 

Für Wagenladungen werden erhoben: 
für Wagenladungen bis 105 Ztr. einſchließlich 8 
ar eee Ale... 5.) 230 
für ſolche über 210 Ztr. . 5 
für Viehſendungen ohne Rückſicht Ani Sie Anzahl der Thiere PR 

Waggon 4 

Dieſe Sätze haben ſich als ausreichend und den Vechältniſſen ent⸗ 
ſprechend bis dahin bewährt. 

Für den Perſonenverkehr iſt inzwiſchen inſofern eine Erleichterung ein— 
geführt, als Zeitkarten und Schülerkarten mit ermäßigtem Tariſſatz aus— 
gegeben werden. 

Der Verkehr auf der Stadtbahn Briefen hat ſich über Erwarten ſchnell 
entwickelt. 

Wie aus nachſtehender Zuſammenſtellung erſichtlich iſt, hat die Stadt— 
bahn bereits in der kurzen Zeit ihres Beſtehens Ueberſchüſſe geliefert. Die— 
ſelben haben nach den vorläufigen monatlichen Feſtſtellungen betragen: 


Einnahme: Ausgabe: Ueberſchuß: 
a. im Monat April 1898: 2280,20 Mk. 903,38 Mk. 1376,82 Mk. 
* „ Mai a 2075,80 „ 655,98 „ 1419,82 „ 
, n 4 1901,90 „ 1611,20 „ 20,207, 
u. | 0 2165,85 „ 980,98 „ 1184,87 „ 
Br „ Auguſt = 2219,65 „ 1225,94 „ 999,71 
RR „ September „ 2646,66 „ 897,82 „ 1748,84 „ 
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Einnahme: Ausgabe: Ueberſchuß: 
g. im Monat Oktober 1898: 2738,30 Mk. 1370,86 Mk. 1367,44 Mk. 
h. „ „ November „ 2607,88 „ 192701 „ 680,87 „ 

Hiernach erſcheint ſchon jetzt die garantirte Verzinſung und Amortiſation 
des Baukapitals (3½ Zinſen und ½ % Amortiſation von 198000 Mk. 
— 7920 Mk.) geſichert. 

Inzwiſchen hat, um den Verkehrsanſprüchen zu genügen, eine Ver— 
ſtärkung des rollenden Betriebsmaterials durch Anſchaffung eines Gütermotor— 
wagens zum Preiſe von rund 22000 Mk. erfolgen müſſen, da die Trennung 
des Güter- und Perſonenverkehrs ſich als unabweisbar herausſtellte. Ferner 
erforderte eine inzwiſchen bereits ausgeführte Verlängerung der Ladeſtraße 
und die elektriſche Beleuchtungsanlage auf dem Stadtbahnhof einen Aufwand 
von rund 7000 ME, ſodaß das Anlagekapital ſich auf rund 227000 Mk. 
erhöht hat. 


— —— — 


— 


Staliltil. 


Uachweiſung 
über den telegraphiſchen Verkehr der Telegraphenanſtalten des Kreiſes Thorn 
und derjenigen des Kreiſes Brieſen (Wpr.), die früher zum Kreiſe Thorn 
gehört haben, für das Jahr 1898. 


name Bei der Anſtalt ſind: 8 

der Telegramme aufgegeben en — E 

TER 5 (inländiſche und — 

Telegraphen . Auſtalt. inländiſche ausländiſche ausländische) — 
Stück. Stück. Stück. 2 


Swierzyn to 230 — 326 
Thorn (Tel.⸗Amt )) 52580 7038 53692 
Thorn 2 (Bahnhof). .. 4501 286 2345 
Thorn 3 (Bromb. Vorſtadt)] 3909 88 5003 3907 88 5003 
Insgeſammt 83904 8004 86103 

91908 ee 


Culmſee RE 7912 105 | 8422 
Elgiszw . . 2... 91 — 92 
Gremboczrctrn 283 | — | 240 
Heimess ng 315 | — 508 
Sebi a sc ee 7 1 913 
ae 1241 5 | . 2908 
EEE 436 13 581 
Neugrabii agg 430 1 453 
Mipwienedg war. Se 71 1 206 
fia mir an 489 | 1088 
Bitten > 1164 68 324 
A 192 1 179 
o 276 — 297 
RR 2778 354 3704 
eee 1185 — =, 
Rar 282 — 
Dea, 851 u 55 
Shonſee 11 2484 2.3 1 
Schönſee 2 1892 8 
Schönwalde 52 — 
Sie 334 1 ir 7 7 
Semonßn „ 1712 | — 241 


S D — n vu > m 
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Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts 1 in Thorn für 1898. 
A. Brief-Verkehr. 


„Eingegangene Briefſendungen . .. .. . 3269214 Stück. 

. Aufgegebene . a? 2969070 „ 
B. Packet- und Geld Verkehr. 

. Eingegangene Packet: und Geldſendungen. 

Packete ohne Werthangabe 273 790 Stück. 

Packete mit Werthangabe 4521 „ mit 2987003 Mk. 

Briefe mit Werthangabe 15666 „ „ 32036970 „ 

„ Aufgegebene Packet- und Geldſendungen. 

Packete ohne Werthangabe 124848 Stück. 

Packete mit Werthangabe 1822 „ mit 1705392 Mk. 

. Briefe mit Werthangabe 10110 „ „ 11353590 „ 


C. Poſtnachnahme-Verkehr. 


Eingegangene Nachnahmeſendungen. 


Nachnahme⸗ Packete 14532 Stück. 
„Nachnahme ⸗Briefſendungee nn . 14688 „ 
Geſammt⸗ Nachnahmebetrag. „642840 Mk. 
Aufgegebene Nachnahmeſendungen. 
%% % ˙—ũgkl ˙ D a rn 4483 Stück. 
%% WWW ↄ A \. 1 
. Geſammt⸗ Nachnahmebetrag 3 . . . . 323524 Mk. 
D. Poſtauftrags— Verkehr. 
Eingegangene Poſtaufträge 7708 Stück über 1243853 Mk., 
darunter 77 Stück zur Wechſel-Accept-Einholung. 
Aufgegebene Poſtaufträge. .. ER 2429 Stück. 
E. Poſtauweifungz⸗ Verkehr. 
. Eingezahlte Poſtanweiſungen 131855 Stück über 7805696 Mk., 
davon telegraphiſche Poſtanweiſungen gh „ „ 14121 „ 
„ Ausgezahlte Poſtanweiſungen 117279 „ „ 6381448 „ 
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F. Zeitungs-Verkehr. 


1. Beim Verleger beſtellte Zeitungs-Exemplare. .. 4600 Stück. 
2. Abgeſandte Zeitungs-Nummern . .. ee e ne 
3. Von den Verlags-Poſtanſtalten empfangene Zeitungs: 

Exemplare... 3 2424 „ 
4. Desgleichen Zeitungs⸗ „Rummern gr „ PO 
5. Abgeſandte außergewöhnliche Zeitungs— Beilagen Be 37940 „ 

G. Reiſe-Verkehr. 
Zahl der mit den Poſten abgereiſten Perſonen .. 278. 


Anmerkung: In den vorſtehenden Seeder befinden ſich auch 
diejenigen der zum hieſigen Poſtamt gehörigen Zweigſtelle in Thorn 3. 


— — — 


Uachweiſung ; 
des Kaiſerlichen Poſtamts 2 in Thorn (Bahnhof) für 1898. 
A. Brief— l 
1. Eingegangene Brieffendungen . . .. „ 98649 KO 
2. Aufgegebene 5 490 
B. Packet- und Geldverkehr. 


I 


1. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 16464 Stück. 

mit 5 . mit 3552 Mk. 

c. Briefe „ 160 „ 368000 „ 

2. Aufgegebene der gleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 4930 Stück. 

mit 5 3, 

c. Briefe „ 5 190 „ mit 154280 Mk. 


C. Nachnahme-Verkehr. 
Eingegangene Nachnahmeſendungen. 


a. Nachnahme- Packete. . 4423 Stück. | . A g 
b. 2 2:0... 1 Betrag 20847 Ml. 
D. Poſtauftrags-Verkehr. 

Eingegangene Poſtaufträge 93 Stück mit 53475 Mk. 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 

1. Eingezahlte Poſtanweiſungen 4769 Stück mit 115861 Mk. 

2. Ausgezahlte 2 4980 „ ORTE 


F. Zeitungs-Verkehr. 

1. Durch Vermittelung des Poſt— 

amts beſtellte ruſſiſche Zeitungen 38 Exemplare mit 9579 Nummern. 
2. Eingegangene Zeitungen 340 > „ 80556 7 

G. Durchgangs-Verkehr. 
Umgearbeitete Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangadvbdb e: . 1364272 Stück. 
mit 7 F 14976 „ 
c. Briefe „ 5 z 75296 „ 
Das Poſtamt vermittelt ben Verkehr ui Polen und Südrußland und 

leitet den Poſt⸗Dienſtbetrieb auf der Strecke Thorn-Marienburg. 


— — — — 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Mocker (Weſtpr.) für 1898. 
A. Brief: Verkehr. 

Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 

Brieſſendungee ns insgeſammt 157 742 Stück. 
Aufgegebene dergleichen Sendungen.. 5 104000 „ 

B. Packet- und Geld-Verkehr. 

1. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 


a. Packete ohne Werthangabe 7496 Stück. 

b. Briefe mit he „ mit 1560300 Mk. 
c. Packete „ 7 63 „ 5 50841 „ 
2. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Packete ohne Werthangabe 4169 Stück. 

b. Briefe mit 4 214 mit 110210 Mk. 
c. Packete „ 10 75 5 87 


C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
1. Eingegangene portopflichtige und portofreie Nachnahmeſendungen. 


a. Nachnahme- Briefe. .. 1125 Stück. a 
VE °P „ Ge BE ins 
2. Aufgegebene dergleichen Sendungen. 

a. Nachnahme-Briefſfſfſ u 884 „ J 8 1 i 
, an Zn BE ee ee 
D. Poſtauftrags-Verkehr. 

1. Eingegangene Poſtaufträge 246 Stück über 180318 Mk. 
2. Aufgegebene 55 9 

E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
1. Eingezahlte Poſtanweiſungen 6250 Stück über 253450 Mk. 
2. Ausgezahlte 5 6016 „ „ 250908839 


F. Zeitungs-Verkehr. 
1. Eingegangene Zeitungs-Exemplare 290 Stück. 
2. 75 Zeitungs-Nummern 66710 „ 


— 


Uachweiſung 
des Kaiſerlichen Poſtamts in Podgorz für 1898. 
A. Brief-Verkehr. 


1. Eingegangene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
a. Briefe . 324792 Stück, darunter 198 792 portofreie. 
enn ie 
. Drudiaden . . 22438 „ 
d. Waaren proben 442 „ 
2. Aufgegebene portopflichtige und portofreie gewöhnliche und eingeſchriebene 
Briefſendungen. 
a. Briefe.. . 129662 Stück, darunter 14352 portofreie. 
c RE a 
c. Druckſachen 5434 „ 
d. Waarenproben 390 „ 
B. Packet- und Geld-Verkehr. 
1. Eingegangene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 16065 Stück. 
b. Briefe mit 4 711 „ mit 1869051 Mk. 
C. Packete „ * 158 1021791 „ 
2. Aufgegebene portopflichtige und portofreie Packet- und Geldſendungen. 
a. Packete ohne Werthangabe 6448 Stück 
b. Briefe mit = 361 „ mit 368653 Mk. 
c. Packete „ 5 18 65 480 „ 
C. Poſtnachnahme-Verkehr. 
1. Eingegangene portopflichtige und portofreie Nachnahmeſendungen. 
a. Nachnahme -Brieffe .. . 1065 Stück. \ 51 
b. E FVV Betrag 27758 Mk. 
2. Aufgegebene portopflichtige und portofreie Nachnahmeſendungen. 


S 


Nachnahme-Brieſe . . . 49 Stück. 


F Wa TE Betrag 1206 Mk. 


. Ausgezahlte * 10367 
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D. Poſtauftrags-Verkehr. 


Eingegangene Poſtaufträge. 
Zur Einziehung von Geldbeträgen 181 Stück über 4841 Mk. 


„ Accepteinholung 15 
. Aufgegebene Poſtaufträge 32 „ 
E. Poſtanweiſungs-Verkehr. 
. Eingezahlte Poſtanweiſungen 7670 Stück über 370290 Mk. 


0 „ 428662 „ 
F. Zeitungs-Verkehr. 


. Eingegangene Zeitungs-Exemplare 360 Stück. 


* Zeitungs-Nummern 96688 „ 


Uachweiſung * 


der im Jahre 1898 in Thorn auf der Weichſel eingegangenen und 


verladenen Güter. 


Bezeichnung der Güter. 


Zu Berg. | Zu Thal. 


Tonnen Tonnen 
à 1000 Kilogr. à 1000 Kilogr. 
A. Eingang. 

1. Soda 294,26 — 
2. Farbholz ; ; 11,45 — v 
3. Roheiſen und Brucheifen ; Fuge 251,81 — | 
4. Andere unedle Metalle, roh und als Bruch 43,39 = 
5. Verarbeitetes Eiſen aller At.. . | 1433,30 — 
6. Cement, Traß, Kalk a 37,38 — 
7. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide. .. 46,12 — 
8. Flachs, Hanf, Heede, Wer g 32,39 — 
9. Weizen und Spelz. 236,21 521,47 
10. Roggen 135,45 53,25 
11. Gerſte . 8 ee 19,95 118,76 
12. Anderes Getreide und Hülſenfrüchte N 897,96 712,32 
13. Kartoffeln. 0,10 == 


Obſt, frisches und getrocknetes EINIGE 48,19 — 00 


15. Gemüſe und Pflanzen . 2,35 9,80 
16. Glas und Glaswaaren FD 18,25 — 
17. Häute, Felle, Leder, Pelzwerk .. 13,19 — 
18. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke 701,12 5,31 
19. Holzwaaren und Möbel 34,50 — 
20. Inſtrumente, Maſchinen und Maſchinentheile 63,72 
21. Bier 22,13 Er 
22. Branntwein 114,02 — 


Bezeichnung der Güter. 


Tonnen 


à 1000 Kilogr. 


Zu Berg. | Zu Thal. 


Tonnen 


ä 1000 Kilogr. 


= 
= 
— 


= 
1 


= 
= 


Wein g 
Fiſche und Heringe 

5. Mehl und Mühlenfabrikate 
. Reis 


Salz 


. Kaffee, Ruffeefurtogake; Katab 


Zucker, Melaſſe und 1 


. Rohtaback. 5 
Fette Oele und gette 8 4 
Petroleum und andere Mineralöle . 


33. Steine und Steinwaaren . 


S S 


— 9 2 


. Steinkohlen . 
. Theer, Pech, Harze aller Art, Asphalt 
z. Mauerſteine und Flieſen aus Thon, Dach— 


ziegel und Thonröhren . 


. Thonwaaren, Steingut, Porzellan. 
Wolle, roh 5 

Alle ſonſtigen Gegenſtände 

40. 


Brennholz 822 Raummeter 
Jusgeſammt 


B. Abgang. 


Lumpen aller Art 

Knochen 

3. Andere unedle Metalle, 100 und als Bruch 
. Verarbeitetes Eiſen aller Art 
„Cement, Traß, Kalk 

z. Erde, Lehm, Sand, Kies, Kreide 

. Weizen 

Roggen 

9. Gerite . k 

Anderes Getreide 10 Hülſenfrüchte 
Glas und Glaswaaren 8 
2. Weiche Schnittwaaren (Bretter) . 


21503,79 


352,01 
992,31 
485,90 
456,22 
72,60 
135,06 
905,03 
2,39 
788,67 
1155,06 
348,04 
4668,06 
186,67 


327,80 
22,60 
16,44 

6131,69 


4138,20 


1673420 


1,03 


63,76 
211,94 


85,50 
463,91 
359,35 
404,04 
138,98 

9,88 
866,80 


Zu Berg. | Zu Thal. 


Tonnen Tonnen 
ä 1000 Kilogr. 


Bezeichnung der Güter. 


a 1000, Kilogr 


13. Faſtage, Fäſſer, Kiſten, Säcke = 219,78 

14. Holzwaaren und Möbel .. — 144,85 5 

15. Inſtrumente, 8 und wean — 11,61 an 

A ER 5 5 — 0,53 

— ß, EN — 1754,31 

18. Wein . — 82,92 

19. Fiſche und Hainge F — 14,65 

20. Mehl und Mühlenfabrikate . .. — 903,92 

21. Zucker, Melaſſe und Syruiunu . 2... = 22 847,46 

22. Fette Oele und Fette = 18,47 

23. Steine und Steinwaaren . 2 2 2 22. 590,00 120,00 

24. Steinfohln . . . ** 111,00 — 

25. Theer, Pech, Harze aller Art, Asphalt 2. 2,89 — N 

26. Mauerſteine und Flieſen aus Thon, 5 } 
ziegel und Thonröhren .. 2002,38 2288,80 | 


27. Alle ſonſtigen Gegenſtände 2101,75 


4891,03 


850,40 
31862,89 


Insgeſammt 


—— ——' nn — 


Uachweiſung 


der im Jahre 1898 auf Station Thorn 2 und abgeſandten Güter. 


Bezeichnung der Güter, 


Eil- und Stückgüter nur nach dem Gewicht 
Steinkohlen und Koks 3 
Oelkuchen 0 Hr 
Roh- und Gußeisen, auch Bruch und 
Schmelzeiſen pp. U 
Eiſen faconnirt uns r 
Eiſen⸗, Eijenguß- und Stahlwaaren 
Zucker e 


Weizen 
Roggen. 


Hafer. 
Müͤhlenſabrikate (Mehl, Graupe, Grütze 
pp.), auch Kartoffelmehl und Stärke 


Gerſte ’ : 

Rübſen und Raps, Leinſaat 5 

Hülſenfrüchte . 

Kartoffeln > 

Flachs, Hanf, Heede, Werg 

Bau- und Nutzholz (Stabholz, Latten, 
Bohlen, Bretter), auch Brennholz 

Spiritus und Branntwein. 3 

Steine, roh und bearbeitet, Chamott-, 
Dach- und 9 Drains dr. 

Düngemittel 

Wolle, thieriſche * 

Spediteur - Sammelgüter in Wagen⸗ 


Fa für 
Ein Ver- für Be- Gewerbtreibende | Bemer- 
gang | jandt hörden zollpfl. zoufrei] tungen. 
To. To. To. To To. 


9945 
29020 
4839 


711 
3548 
3716 

15792 


2135 


ladungen . 
Petroleum 
Mais. 
202078 
Perſonenverkehr. 


Es reiſten ab vom Hauptbahnhofe 
„ „ „ „ Stadtbahnhofe 


Viehwverhehr. 


Pferde, Ponys, Maulthiere, ir (einschl. Pferde auf 


W 
Füllen - 
Rinder, Stiere, Och 
Kühe 

a 
Schweine, Ferkel Mh: 
Ziegen, Schafe, Lämmer 
Gänſe, Puten. 


2125 
2254 
860 
217 
411 
165 
14078 
24167 


Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 


Summe |115136] 86942] | | 


178271 Perſonen. 


163386 


Eingang. 
1502 
42 

226 
303 
140 
30036 
405 
259596 


* 


Verſandt. 
1964. 
123. 
180. 
253. 
21, 
37294. 
80. 


314839. 


Uachweiſung 


der im Jahre 1898 auf Station Mocker eingegangenen und abgeſandten Güter. 


i Hr d 72 : | Ein- | Ber- für Be⸗ Bewerbtreibenbe 
Bezeichnung der Güter. gang ſandt banden] zollpft. | eule 
To. To. To. To. 


o. 


Eil- und Stückgüter nur nach dem Gewicht 1736 | 5297 
Steinkohlen und Koks... . 14136 
Oelkuchen .. e 
Roh- und Gußeifen, auch Bruch- und 
Schmelzeiſen pp. ER EN 
Eiſen façonnirt BER N: 
Eiſen-, Eiſenguß- und Stahlwaaren { 
i e en Bl 6608 


W l 


e eee 


Hafer. . 1945 
Mühlenfabritate (Mehl, Graupe, Grütze 
pp.), auch Kartoffelmehl und Stärke 1580 


Gerſte X 

Rübſen und Raps, Seinjan a 
Hülſenfrüchte 
Kartoffeln : 

Bau- und Nußholz (Stabhot;, Latten, 

Bohlen, Bretter), auch Brennholz 
Spiritus und Branntwein 6310 
Steine, roh und bearbeitet, Chamott-, 

Dach- und ** Drains pp. | 4679 
Düngemittel ar 8 1292 
c HERE ® 79 
TP ĩͤ SE ren > 83 

Summe 58340 ]33209 | 


— 


91549 


ner u re 
SIS! 
S1 S 


Perſonenverkehr. 
e 7720887 


Viehverkehr. 


Pferde, Ponys, Maulthiere, Eſel einſchl. Be auf Eingang. 

Requiſitionsſchein dz. RS 60 
Tc es a 141 
ee , 78 
F o > 1 SEE 1275 
Schweine, Ferkel W re ER 1597 
Biegen, Schafe, Lämmer 34 
ie Paten . 1200 


kungen. 


Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 
Verſandt 
Eingang 


10712 | Verſandt 


Perſonen. 


Verſandt. 
38. 

55. 

25. 
334. 
686. 
1460. 
3160. 
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| Uachweiſung 
derjenigen Getreideſendungen, welche im Jahre 1898 über Gollub und 
Leibitſch von Polen eingegangen und unter Begleitſchein-Kontrolle nach Thorn 
abgefertigt ſind. 


Rübſaat 


si 5 . Se, l Hülſen⸗ 
Monat. Weizen | Noggen | Gerſte Hafer früchte Ft 
To. To. To. To. To. To. 


I. über Gollub: 


e u — kn 

Februar — ex > rum 

März 
| WI — . — 2% 
Malt 19 — 
Zus. ; — Br — 
. — — 2 * 
Mug — Er 
September. er a 4 SR 
Ditobe De 
November.. — 


Dezember — — u FE 1 
| Im Ganzen — — 
II. über Seibitfd. 
1 Fanta. — — Sl — 778 — 
k Februar — — 22,7 = 2 Be 
. — — 10,1 — 
| Te Ba Se = en 8 — en 
Ani. % — — — — = 2 
Bl gear — — — = — ne 
FB. Fer — — — — * 27 
it — — 10 er 3 u 
September. .. — — 22 — — 8 
Kltober. .-. '#. . — — — > a 1 
November.. — — 14,7 = 8 2,6 


Dezember . 
Im Ganzen 


9 


Verkehr auf der Uferbahn 


im Jahre 1898. 
5 Beladene Waggons | 
Monat gingen Zuſammen 
ein aus 
VCC 291 132 423 
( 292 127 419 
r 353 234 587 
c PPTRRIES Se KARTE: 381 335 716 
Br ee RE ER 490 200 690 
Jr 380 227 607 
ul: + rau. ee ee 298 203 501 
r 318 161 479 
t 402 215 617 
r 1013 367 1350 
eee 774 333 1107 
Dezember . re TR 129 508 
Im Ganzen 5371 2663 8034 


— 1 
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Mitglieder der Handelskammer 
im Jahre 1898. 


Herm. Schwartz jun., Vorſitzender. 
Herm. F. Schwartz jen., ſtellvertretender Vorſitzender. 
H. Aſch. 
C. Verendes-Culmſee. 
A. Vorn-Mocker. 
E. Dietrich. 
G. Jehlauer. 
V. Taengner. 
J. Tiſſack. 
H. Toewenſon. 
C. Matthes. 
5. Nawitzki. 
Sekretär: E. Voigt. 


Mitglieder der Sachverſtändigen⸗Kommiſſion. 


1. für Getreide, Hülſenfrüchte, Sämereien und Saaten: 
N. Teiſer, G. FJehlauer, 9. Nawitzſti, G. Gerſon, St. Reichel 
und D. Wolff. 

2. für Manufaktur- und Kurzwaaren: 
Guſtav Elias, H. Fränkel und T. Puttkammer. 

3. für Porzellan und Glaswaaren: 
Bernhard Cohn und David Vraunſtein. 

4. für Kolonialwaaren, Oele, Chemikalien, Spiritus und Weine: 
K. Adolph, Benno Richter, Carl Matthes, N. Nütz und 
H. Schwartz jun. 

5. für Leder, Wolle und Rohprodukte: 
J. Falk, N. Teiſer und E. Kittler. 

6. für Eiſen- und Stahlwaaren, Cement, Kohlen und Kalk: 
Emil Dietrich, A. Nittweger und Franz Zährer. 

7. für Holz: H. Toewenſon. 

Vereidigter Handelsmakler: Paul Engler. 

Vereidigte Holzmeſſer: W. Spieckert, S. Blum. 

Vereidigte Probenehmer für Zucker und Melaſſe: Fr. Preuß, J. Springer 
(Culmſee), H. Falk (Neu-Schönſee), G. Niefflin (Thorn). 


— — 5 - 
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Inhalts- Verzeichniß. 


c 


Die allgemeine Cage des Handels und der Induſtrie: 


1. Einleitung 

Die Ernte 

. Geldverkehr . ; 
Poſt⸗ und Telegraphenderlehr P 
Verkehr auf der Weichjel 

6. Eiſenbahnverkehr 


E 


Verhandlungen der Handelskammer: 


J. Einrichtungen für Handel und Induſtrie. 
1. Handels- und Induſtrie-Geſetzgebung. 
Handelsgeſetzbuch 
Geſetz über die Angelegenheiten 55 freiwilligen Gerichtsbarkeit 
Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
Rate: 2 £ 24, Februar 1870 
Geſetz über die Handelskammern vom 19. Auguſt 1897 


Geſetzentwurf über die privaten Verſicherungsunternehmungen 


2. Sonſtige Induſtrie- und Handelsangelegenheiten. 


Deutſcher Handelstag . 
Zuſammenſchluß der öſtlichen Sanbelsfanunen. 
Produktionsſtatiſtik . 
Marktpreisnotirungen 
Die Aufhebung des 9 Wollmarttes 2 

J. Berkefrsmwefen. 

1. Eiſenbahnen. 

Bezirks-Eiſenbahnrath . s 
Umwandlung der Weichſelſtädtebahn il in eine Vollbahn ; 
Uferbahn 
Halteſtelle Czernewit 
Fortführung der Nebenbahn Kulm —Unistaw bis Thorn 


Staatsſeitiger Ausbau einer normalſpurigen Nebenbahn von Thorn nach 


Leibitſch 
Viehzüge 
Reexpeditionstarif für Futtermittel. 


Direkte Holztarife aus Rußland nach den oft uns weſtpreußiſchen Hafenplägen 


Ausnahmetarife zwiſchen deutſchen und orientaliſchen Bahnen 


Aufhebung des Ausnahmetarifs für Getreide und Mühlenfabrikate nach Böhmen 60 
Staffeltarife für die eee und die Güter der Spezialtarife 


F 

Waſſerbauverwaltung 
Großſchifffahrtsweg Berlin Stettin 
Holzhafen . 3 EEE 

3. Boits, Kelsgranken. und Telephonweſen. 
Erweiterung des Ortsbeſtellbezirks Thorn 85 
Poſtzeitungstarif 
Herabſetzung der Telephongehühren 
Unausgeführte telephoniſche Geſpräche : 

Il. Zoll- und Siemers aſen. 

Zollamtliche Verſchnürung der Getreidekähne 
Tara für Säcke beim Getreide- und Mehlexport 


Abänderung des Regulativs für Getreidemühlen und Mälzereien 


IV. 3 
Kaufmännische Fortbildungsſchule . 
Schifferſchule . 233 „ 
V. Innere Angelegenheiten der Kammer 


Spezialberichte: 


1. Getreide und Futtermittel 

2. Mühlenfabrikate 

3. Viehhandel 

4. Zuckerfabriken 

5. Spritfabrikation 

6. Molkerei Culmſee . ; 
7. Der Wollmarkt am 15. Juni 1808 5 
8. Wollhandel 

9. Brauereien 

10. Honigkuchen . 

11. Kartoffeln 

12. Leder 

13. Seifenfabrikation 

14. Säcke 

15. Droguen . 

16. Chemiſche Düngemittel 

17. Holzhandel 

18. Ziegeleien 5 

19. Holzſchneidemühlen 

20. Maſchinenbau 

21. Speditionsgeſchäft . 

22. Thorner Cementwaaren- und Kunſtſteinfabrit 

23. Kolonialwaaren 

24. Weinhandel . g 

25. Stabeiſen, Eiſenwaaren a Metalle 

26. Sämereien 

27. Kohlen 

. Bau- und Verwaltungsbericht über die Stadtbahn Briefen 
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Statiſtik: 
Nachweiſung über den telegraphiſchen Verkeererꝛ .. 117 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts 1 St aden. 118 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts 2 Bahnhof 120 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts in Mocketer 121 
Nachweiſung des Kaiſerlichen Poſtamts in Podgorz . . 318 
Nachweiſung der auf der Weichſel eingegangenen und tab en Güter . 
Nachweiſung der auf Station Thorn eingegangenen und abgeſandten Güter 
ſowie des Perſonen- und Viehverkehrts . 127 
Nachweiſung der auf Station Mocker eingegangenen und Abpeſoudten Güter 
ſowie des Perſonen- und Viehverkehrs .. . 128 
Nachweiſung der über Gollub und Leibitich eingegangenen Gehalte ne 129 
Bericht auf te ü. a  E F 
Mitglieder der Handelskammer e 
Mitglieder der Sachverſtändigen⸗Mommiſſion „ EN 
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